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Editorial 

Reicht die Luft zum Durchtauchen? 

Als einer der längsten Konjunkturaufschwünge der ameri­
kanischen Wirtschaft, der 1983 eingesetzt hatte, im Jahre 1989 
deutlich an Kraft verlor und schließlich im darauffolgenden 
Jahr völlig zu Ende ging, schien in Europa sowohl für die 
Wirtschaft als auch für die Konjunkturprognostiker ein neues 
Zeitalter zu beginnen. Groß war der Jubel, als man konstatie­
ren konnte, daß sich erstmals seit dem Zweiten Weltkrieg die 
europäische Konjunktur von der Lokomotive USA abkoppeln 
konnte. Die Eurosklerose war auskuriert, und die durch das 
legendäre Weißbuch der EG aus dem Jahr 1985 verbreitete 
Idee der Realisierung eines grenzenlosen Binnenmarktes ab 
Jahresbeginn 1993 war die Quelle, aus der nun Kraft ge­
schöpft wurde. 

Wenn auch für Österreich das die Wachstumsbeschleuni­
gung ab 1988 auslösende Moment ein internationaler Grund­
stoffboom war, so darf dennoch nicht übersehen werden, daß 
die Vorbereitung auf den Binnenmarkt für die europäische 
Wirtschaft eine Phase der Umstrukturierung, der Bemühun­
gen um eine Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit, einen 
Schub von Investitionen und M&A's auslöste. Dies bewirkte 
nicht nur eine verbesserte Positionierung gegenüber den bis­
lang vielfach als übermächtig betrachteten Konkurrenten in 
Übersee, sondern auch das Entstehen eines neuen europäi­
schen Selbstbewußtseins. 

Daß allein psychologische Faktoren wie Optimismus und 
Selbstvertrauen bestenfalls auf spekulativen Finanzmärkten, 
nicht aber in der "realen" Wirtschaft ausreichen, um dauer­
haft die Entwicklung zu bestimmen, mußte spätestens ab der 
Jahresmitte 1991 zu Kenntnis genommen werden. In den mei­
sten europäischen OECD-Ländern hatte sich das Wirtschafts­
wachstum wieder erheblich verflacht, und die Tätigkeit der 
Konjunkturpropheten mußte sich im wesentlichen darauf be­
schränken, die amerikanische Wirtschaft zu beobachten, um 
die lang ersehnten positiven Signale wahrzunehmen, welche 
die Weltkonjunktur wieder in Schwung bringen sollten. Das 
harte Faktum, daß die USA trotz aller krisenhaften Erschei­
nungen und trotz Europaeuphorie mit einem Anteil von etwa 
35  Prozent am gesamten OECD-BIP nach wie vor die führen­
de Wirtschaftsmacht der Welt sind, wurde wieder ins Bewußt­
sein gerückt. 

Wie sehr ein Ausbleiben der Wachstumsbeschleunigung in 
den USA die europäische Konjunktur treffen würde, läßt sich 

3 



Wirtschaft und Gesellschaft 18. Jahrgang (1992). Heft 1 

4 

daran ablesen, daß das ifo-Institut in München für Deutsch­
land, das gemeinsam mit Österreich infolge des Nachfrage­
schubs durch die deutsche Einigung bislang die europäische 
Wachstumsschwäche noch am besten bewältigen konnte, im 
Falle eines Ausbleibens der Belebung des Welthandels für 
heuer nur ein reales Wirtschaftswachstum von 0,5 Prozent 
voraussagt (ifo-Wirtschaftskonjunktur 12/91). 

Mit dem Einsetzen der Konjunkturbelebung in den USA 
verhält es sich allerdings ähnlich wie mit dem vielbesungenen 
Taxi: Nachdem sie erstmals nach Beendigung des Golfkrieges 
vor etwa einem Jahr erwartet worden war, mußten in der Fol­
ge die Prognosen von Quartal zu Quartal verschoben werden. 
Derzeit liegen die Hoffnungen in der zweiten Hälfte des heu­
rigen Jahres, gestützt auf den politischen Faktor der anste­
henden Wahl. Traditionelle wirtschaftspolitische Instrumente 
wie Zinssenkungen scheinen dagegen in der momentanen Si­
tuation wirkungslos zu sein. Zu lange lebten die USA über ih­
re Verhältnisse. Der kreditfinanzierte lange Aufschwung in 
den achtziger Jahren schlug sich mit einer massiven Schul­
denlast bei Unternehmen, privaten und öffentlichen Haushal­
ten nieder, sodaß auch vom niedrigsten Zinsniveau seit 20 Jah­
ren kaum positive Impulse für die Binnennachfrage zu erwar­
ten sind. 

Wenn man nun - allen internationalen und nationalen Pro­
gnosen vertrauend - an eine von den USA ausgehende Bele­
bung der internationalen Konjunktur in der zweiten Jahres­
hälfte glaubt, so erscheint es durchaus realistisch, daß es 
Österreich gelingt, der internationalen Rezession 1990-1992 
zu entgehen. War es am Anfang dieses Zeitraumes der inzwi­
schen weitgehend abgeebbte Nachfragesog aus Deutschland, 
der für die Österreichische Wirtschaft die Schwäche der übri­
gen Handelspartner nicht nur kompensierte, sondern auch im 
Vergleich zu den OECD-Ländern für sehr hohe Wachstumsra­
ten sorgte, so sind es seit dem Frühjahr des vergangeneu Jah­
res vor allem die Kräfte der Binnennachfrage, die die Kon­
junktur stützen. Sollte der erwartete internationale Wachs­
turossehub tatsächlich ab Jahresmitte einsetzen, so könnten 
diese trotz in den letzten Monaten nachlassender Dynamik ge­
rade dazu ausreichen, daß Österreich die internationale Kon­
junkturschwäche übersteht, ohne daß das reale BIP-Wachs­
tum nennenswert unter den mittelfristigen Trend gefallen wä­
re. 

Damit ist die Lage der Österreichischen Wirtschaft derzeit 
besser, als vielfach Stimmung gemacht wird. Dies ist wohl 
darauf zurückzuführen, daß die Lage einzelner Wirtschafts­
zweige zur Zeit höchst unterschiedlich ist. Bedeutende Sekto­
ren, wie Bauwirtschaft, Handel und Fremdenverkehr, sind von 
der Konjunkturabschwächung kaum betroffen. Sie florieren 
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und weiten auch die Beschäftigung noch aus, allerdings ohne 
allzugroßes Medienecho zu erzielen. Dagegen leiden exponier­
te Bereiche wie die stark exportabhängigen Industriebran­
chen sehr wohl unter der anhaltenden internationalen Rezes­
sion, und gerade diese Bereiche prägen zumeist den Eindruck 
der breiteren Öffentlichkeit über die allgemeine Wirtschafts­
lage. 

Nun ließe sich "postindustriell" argumentieren, daß die 
Aufmerksamkeit, die der Industrie, einem Wirtschaftszweig 
mit in relativen Größen gemessen abnehmender Bedeutung 
und einem Anteil von gut 20  Prozent an der gesamten Wert­
schöpfung, geschenkt wird, nicht angemessen sei und zu ei­
nem verzerrten Gesamtbild führe. Eine solche Sicht der Dinge 
läßt aber außer acht, daß die Industrie nach wie vor einen 
Kernbereich in jeder hochentwickelten Volkswirtschaft 
darstellt, mit dessen Stärke auch der Aufschwung vielfältiger 
Dienstleistungsbereiche eng verknüpft ist. Daß den Lohnab­
schlüssen in der Metallindustrie in jeder Kollektivvertrags­
verhandlungsrunde eine Signalwirkung zukommt, unter­
streicht die Bedeutung dieses Sektors für die Gesamtwirt­
schaft, nicht nur aus Arbeitnehmersicht, sondern auch in 
bezug auf die Entwicklung der Gesamtnachfrage, der Massen­
kaufkraft. Deshalb kann sich auch die Österreichische Kon­
junktur auf Dauer nicht völlig von der internationalen 
Entwicklung abkoppeln, deshalb ist das Wiederaufleben der 
internationalen Konjunktur nicht nur für den exponierten 
Sektor, sondern für die Wachstumsaussichten der gesamten 
heimischen Wirtschaft von zentraler Bedeutung. Und diese 
Wachstumsaussichten sind zur Zeit gar nicht unbefriedigend. 
Internationale Organisationen wie die OECD (in ihrem jüng­
sten Länderbericht: "Austria has maintained its position 
among the best-performing OECD economies")  oder auch die 
EG (in ihrem Avis zum Beitrittsansuchen) bescheinigen Öster­
reich eine hervorragende Performance (wobei jeweils die sta­
bilisierende Wirkung der Sozialpartnerschaft positiv ange­
merkt wird), und auch die Prognosen für die Jahre 1992 und 
1993,  nach denen die Österreichische Wirtschaft nur knapp 
unter dem potentiellen Wachstum expandieren wird, lassen 
keinen Grund zu besonderer Besorgnis aufkommen. 

Daß dennoch das Bild der Österreichischen Wirtschaft in der 
Öffentlichkeit vielfach schwärzer gezeichnet wird, als es die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung und deren Prognosen an­
zeigen, dürfte neben der - oben beschriebenen und nicht ganz 
unbegründeten - Industrielastigkeit der Sicht gerade auf die 
überdurchschnittlich guten Ergebnisse der letzten vier Jahre 
zurückzuführen sein. Eine Abschwächung auf einen mittelfri­
stigen Wachstumstrend ohne Rezessionsgefahr und mit BIP­
Wachstumsraten, die bis 1987 noch als Wachstumsschübe 
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klassifiziert worden wären, wird nach den Jahren der Hoch­
konjunktur schon als bedrohliche Wachstumseinbuße emp­
funden. Verwöhnt durch Zuwächse des Warenexports um 
neun Prozent und von Bruttoanlageinvestitionen um sechs 
Prozent werden die derzeitigen Werte von drei oder vier Pro­
zent schon als Krisenerscheinung gedeutet. 

Während also diese eher psychologisch begründete Skepsis 
die Realität etwas verkennt, so erscheinen kritische Stimmen 
bezüglich einiger Strukturmerkmale der Österreichischen 
Wirtschaft durchaus berechtigt. Eine Phase der Hochkon­
junktur, wie wir sie in den letzten Jahren erlebten, dient übli­
cherweise der Vergrößerung der Spielräume für strukturver­
bessernde Maßnahmen. In diesem Bereich fällt die Beurtei­
lung Österreichs durch internationale Begutachter allerdings 
nicht ganz so rosig aus. Der Abbau des Budgetdefizits scheint 
zu sehr an kurzfristigen Kriterien orientiert zu sein (vgl. dazu 
Editorial in Heft 4/91 dieser Zeitschrift), insbesondere wenn 
an die Notwendigkeit einer weiteren Etappe der Steuerreform 
gedacht wird, zur Frage der Pensionsfinanzierung dürften zur 
Zeit noch keine allzu ausgereiften Konzepte vorliegen, der 
Österreichische Kapitalmarkt ist noch weit vom internationa­
len Niveau entfernt, die Umstrukturierung des größten Öster­
reichischen Industriekonzerns erscheint nicht mehr ganz so 
erfolgreich, wie es in den vergangeneu Boomjahren den An­
schein hatte, und in der Wettbewerbspolitik bleibt noch eini­
ges zu tun, um das relativ hohe Preisniveau in einigen ge­
schützten Bereichen zu senken, um nur einige der diesbezüg­
lich relevanten Punkte zu nennen. 

Darüber hinaus beschleunigt die derzeitige Phase der Inten­
sivierung der Internationalisierung, sowohl nach Westen 
(EWR bzw. EG) als auch nach Osten (Ostöffnung), den Struk­
turänderungsprozeß. Speziell die Ostöffnung wird zur Verla­
gerung von Produktion und Beschäftigung in bestimmten Re­
gionen und Wirtschaftszweigen führen, und auch die Tatsa­
che, daß die Arbeitslosenrate im Verlauf einer Aufschwungs­
phase auf sechs Prozent kletterte, ist in diesem Zusammen­
hang zu sehen. 

Damit soll jedoch nicht auch hier der Fehler gemacht wer­
den, die Österreichische Wirtschaft krankzujammern. Es soll 
bloß auf die enormen zukünftigen Herausforderungen hinge­
wiesen werden, für die Österreich im internationalen Ver­
gleich recht gut gerüstet zu sein scheint. Im Gegensatz zu den 
meisten Mitgliedsstaaten würde Österreich schon derzeit die 
strengen EG-Konvergenzkriterien erfüllen, die Hochkonjunk­
turphase konnte außenwirtschaftliche Stabilität und Lei­
stungsbilanz nicht gefährden, die Inflationsrate blieb niedrig, 
und auch die internationale Konjunkturschwäche schlug sich 
nur stark verzögert und abgeschwächt nieder. Selbst die be-
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sorgniserregende Arbeitslosenrate erweist sich im internatio­
nalen Vergleich als eine der niedrigsten in OECD-Europa, und 
die Konkurrenzfähigkeit der heimischen Wirtschaft verbes­
sert sich - gemessen an der relativen Arbeitskostenposition­
laufend. 

Österreich wird aufgrund dieser Ausgangsposition sehr 
wohl an den Wohlfahrtseffekten einer stärkeren internationa­
len Verflechtung partizipieren können, und von einer notwen­
digen Arbeitsteilung mit unseren östlichen Nachbarn sind 
mittelfristig Strukturverbesserungen im Sinne einer Speziali­
sierung auf qualitativ höherwertige und know-how-intensive 
Produktionen im Land zu erwarten, und der Bedarf an Infra­
struktur, Bauleistungen etc. wird Investitionen induzieren. 

Dementsprechend günstig fallen auch die mittelfristigen 
Prognosen für die Österreichische Wirtschaft aus: Das durch­
schnittliche jährliche BIP-Wachstum soll in der Periode 
1992-1996 real über drei Prozent liegen. Wenn auch das Insti­
tut für Höhere Studien in der jüngsten mittelfristigen Progno­
se aufgrund seiner Annahmen über die europäischen Integra­
tionswirkungen die Wachstumsspitze für das Jahr 1994 (4,1 
Prozent) mit darauffolgender leichter Entspannung auf 3 , 1  
Prozent (1996) angibt, so ist allerdings doch - gerade im Lich­
te der Erfahrungen der jüngsten Vergangenheit - eine gewisse 
Skepsis gegenüber dem in solchen "scheinexakten" Modell­
prognosen ausgewiesenen Wachstumsmuster angebracht. All­
zu oft wurde der Wechsel von Beschleunigung zu Verlangsa­
mung und umgekehrt von den Wirtschaftsforschern, selbst in 
den kurzfristigen Prognosen, falsch eingeschätzt, und die Be­
gründung eines Verteilungsmusters von ein paar Zehntel Pro­
zentpunkten mehr oder weniger Wirtschaftswachstum über 
einen fünfjährigen Prognosezeitraum ist - schon allein ange­
sichts der üblichen Dimensionen von nachträglichen Korrek­
turen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung - außerhalb 
des Modellebens nur schwer nachzuvollziehen. 

Der Konsument mittelfristiger Prognosen widmet jedoch 
ohnedies selten den Stellen hinter dem Komma allzugroße 
Aufmerksamkeit, ihn interessiert vor allem die - in aktuellen 
Fall relativ erfreuliche - allgemeine Entwicklungsrichtung. 
Und den Konjunkturprognostikern sei zugestanden, daß ihre 
Arbeit durch die rapide zunehmende internationale Verflech­
tung nicht gerade einfacher wurde. 

Trotz aller Aktivitäten, um die Startpositionen in einem ge­
meinsamen Binnenmarkt zu verbessern, wird ein europäischer 
Wirtschaftsaufschwung auf die Konjunkturbelebung in den 
USA warten müssen. Bleibt diese noch länger als bisher er­
wartet aus, ist eine Abwärtsrevision der derzeitigen Progno­
sen für Österreich und Westeuropa unvermeidlich. Natürlich 
steckt auch in anderen exogenen Faktoren - denkmöglich sind 
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weitere militärische Konflikte im zerfallenden Jugoslawien 
und in den Nachfolgestaaten der Sowjetunion - ein enormes 
Gefährdungspotential für alle mittelfristigen Prognosen. 
Doch geht man vom wahrscheinlichsten aller Szenarien aus, 
so könnte die Luft für ein erfolgreiches Durchtauchen Öster­
reichs durch die internationale Rezession ausreichen. 



Die Verteilung des Österreichischen 
Volkseinkommens 1983-19901 

Thomas Delapina 

1. Einleitung 

Eine im Jahr 1987 veröffentlichte Studie2 untersuchte die Entwicklung 
der Verteilung des Österreichischen Volkseinkommens in den Jahren 
1976-1986, also in jenem Zeitraum, der dem Knick im langfristigen 
Wachstumstrend Mitte der siebziger Jahre folgte. Obwohl diese Periode 
des verlangsamten Wirtschaftswachstums naturgemäß die Verteilungs­
spielräume sehr eng machte, konnte damals eine erstaunliche mittelfri­
stige Konstanz der Lohnquote konstatiert werden. Insbesondere wenn 
den Bruttoentgelten für unselbständige Arbeit nicht das gesamte hetero­
gene Residuum der Einkünfte aus Besitz und Unternehmung, sondern 
nur die unmittelbar aus gewerblicher und industrieller Tätigkeit ent­
stammenden Einkommen (wie Unverteilte Gewinne der Kapitalgesell­
schaften und Einkünfte aus Gewerbebetrieb) gegenübergestellt wurden, 
waren für beide Vergleichsgrößen keine nennenswerten Abweichungen 
vom Wachstum des Volkseinkommens feststellbar. Als "Sieger" des Ver­
teilungsprozesses konnten damals zwei Gruppen identifiziert werden: 
erstens die Bezieher von Einkommen aus dem Besitz von Real- und Fi­
nanzvermögen, und andererseits die von der staatlichen Umverteilung 
profitierenden Bezieher von Transfereinkommen, vor allem die Pensio­
nisten. 
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In der hier vorliegenden Arbeit soll nun der Zeitraum von 1983-1990 
untersucht werden - ein Zeitraum also, über dessen Einschätzung unter 
den Konjunkturforschern keine einheitliche Meinung besteht. Gelegent­
lich wird er als längste Aufschwungsperiode der Nachkriegszeit be­
trachtet, die nach einer zögernden Erholung und einer Pause in den Jah­
ren 1986 und 1987 richtig in Schwung kam, zumeist wird allerdings ar­
gumentiert, daß im Großteil der achtziger Jahre keine ausgeprägten 
Konjunkturschwankungen zu verzeichnen waren ("Wellblechkonjunk­
tur") und nach einer leichten Rezession erst im Jahre 1988 ein Auf­
schwung nach klassischem Muster einsetzte. 

Die zahlreichen Probleme, die die Volkswirtschaftliche Gesamtrech­
nung (VGR) als Datenbasis für eine Analyse der Einkommensverteilung 
in sich birgt, wurden bereits in der vorangegangenen Studie erläutert. 
Imputationen, die Zuordnung von Residuen, das Fehlen differenzierterer 
sozialer Kategorien, Querverteilungen usw. schränken die Aussagekraft 
der VGR naturgemäß ein. Dennoch erscheint eine Untersuchung der 
Fülle von Einkommensdaten der VGR lohnenswert, wobei allerdings im­
mer den durch die Konzeption der VGR methodisch bedingten Unschär­
fen Augenmerk geschenkt werden muß, um einer unkritischen Verwen­
dung der Daten in der einkommenspolitischen Diskussion vorzubeugen. 

Zur Methode der Arbeit sei angemerkt, daß diese - wie auch schon de­
ren Vorgängerirr aus dem Jahr 1987 - im wesentlichen einen Vergleich 
von Indexständen bietet, d. h. die Werte, die einzelne Aggregate im Jahr 
1990 erreichten, werden als Vielfaches (in Prozent) der Basiswerte aus 
dem Jahr 1983 (= 100) dargestellt. Das Basisjahr wurde nicht nur als An­
fangsjahr des langsamen Aufschwungs gewählt, sondern auch deshalb, 
da es das Basisjahr der Realberechnungen durch das Österreichische 
Statistische Zentralamt darstellt. 

2. Globalgrößen 

Das nominelle Bruttoinlandsprodukt (BIP) stieg im Beobachtungszeit­
raum um knapp die Hälfte und erreichte 1990 einen Indexstand von 
149,0. Real betrachtet belief sich die Vermehrung auf gut ein Fünftel, der 
Indexstand auf Basis 1983 betrug im Jahr 1990 120,9. Wie Tabelle 1 
zeigt, stieg das BIP pro Einwohner etwas langsamer als das BIP insge­
samt, da sich die Einwohnerzahl Österreichs zwischen 1983 und 1990 um 
2,2 Prozent erhöhte. Noch langsamer entwickelte sich das BIP pro Er­
werbstätigen durch deren 5,3prozentigen Zuwachs und erzielte nominell 
den Indexstand von 143,0,  in realer Rechnung von 1 16 , 1. 

Das Wachstum des nur nominell ausgewiesenen Volkseinkommens 
nach Inländerkonzept lag mit einem Indexstand von 149,3 nur unwe­
sentlich über dem des BIP (vgl. Tabelle 2). Ursache dafür ist, daß sich die 
beiden wesentlichen Komponenten, die das BIP vom Volkseinkommen 
unterscheiden, nämlich die Abschreibungen und die indirekten Steuern, 
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im Gleichschritt und etwas geringfügiger als das BIP erhöhten. Dies 
wurde durch die deutlicheren Abweichungen der mengenmäßig unbe­
deutenderen Komponenten (Subventionen, Faktoreinkommen aus/ans 
Ausland) nicht ganz wettgemacht. 

Tabelle 1 

BIP 
BIP pro Einwohner 
BIP pro Erwerbstätigen 

Einwohner in 1000 
Erwerbstätige in 1000 

Tabelle 2 

Indexstand 1990 (1983 = 100) 
real nominell 

120,9 149,0 
1 1 8 ,3 145,8 
1 1 6 , 1  143,0 

1983 1990 

7.552 7.7 1 8  
3. 195 3.328 

Indexstände 1990 (1983 = 100) 

BIP 
(-) Abschreibungen 
(-) indirekte Steuern 
(+) Subventionen 
(-) Faktoreinkommen 

aus/ans Ausland 

Volkseinkommen 

nominell 

149,0 
146,4 
146,5 
135 ,4 
159,6  

149,3 

in Mrd. öS (1990) 

1 .789,4 
2 18 ,5  
288,7  

47,9 
14 ,1  

1 . 316 , 1  

Ein Exkurs auf die Verwendungsseite der VGR zeigt, daß das Verfüg­
bare Güter- und Leistungsvolumen (VGLV) nominell mit einem Index­
stand von 149,2 praktisch exakt den Wert des BIP erreichte, während es 
real berechnet mit einem Indexstand von 123 ,6 doch das BIP relativ 
deutlich übertrifft. Dies ist darauf zurückzuführen, daß der Anstieg der 
Exportpreise über dem der Importpreise lag und somit der Deflator des 
VGLV im Jahresdurchschnitt um 0,3 Prozentpunkte unter dem des BIP 
lag (vgl. Tabelle 3). 
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Tabelle 3 

1 8. Jahrgang (1 992), Heft 1 

Deflatoren (Jahresdurchschnitte) 
1983-1990 

BIP 3,0 
2,7 
1,3 
0,7 

VGLV 
Exportpreise 
Importpreise 

Das Volkseinkommen setzt sich aus den Bruttoentgelten für unselb­
ständige Arbeit und den Einkünften aus Besitz und Unternehmung 
(EBU) zusammen. Vom gesamten absoluten Anstieg des Volkseinkom­
mens im Betrachtungszeitraum entfallen gut 60  Prozent auf die Brut­
toentgelte und knapp 40 Prozent auf die EBU. 

Exkurs: Zur Lohnquotendiskussion 

Die Lohnquote stellt den Anteil der Bruttoentgelte am Volkseinkom­
men in Prozent dar. Nach wie vor steht die kurzfristige Entwicklung der 
Lohnquote oft im Mittelpunkt verteilungspolitischer Diskussionen wie 
z. B. bei Kollektivvertragsverhaqdlungen. Da diese aus methodischen 
Gründen allerdings nur sehr bedingt dazu geeignet ist, Aussagen über 
konkrete Änderungen der Verteilungsposition einzelner Gruppen zu lie­
fern, sollen hier diese methodischen Probleme kurz angerissen werden. 
e Bereinigung: Durch die bedeutenden Verschiebungen der Erwerbs-

1 2  

tätigenstruktur in den letzten Jahrzehnten (Abwanderung von vor­
mals selbständig Erwerbstätigen aus Land- und Forstwirtschaft so­
wie Kleingewerbe und Kleinhandel in die unselbständige Erwerbs­
tätigkeit) sowie durch rechtliche Faktoren (Anmeldung mithelfender 
Familienangehöriger nach steuer- und pensionsrechtlichen Änderun­
gen) muß für Analysen der funktionellen Einkommensverteilung eine 
Bereinigung um diesen Beschäftigungsstruktureffekt durchgeführt 
werden. Dies geschieht in der Regel durch Konstanthalten und Fort­
schreibung der Beschäftigungsstruktur eines Basisjahres. Dabei tau­
chen nicht nur die unangenehmen Seiten jeder Indexstatistik (Kon­
stanthalten der Gewichtung, Wahl eines geeigneten Basisjahres usw.) 
auf, sondern folgendes Paradoxon: 
Die Summe aus bereinigter Lohn- und bereinigter "Gewinnquote" 
(als Anteil der EBU am Volkseinkommen) ist nur dann 1 (bzw. 100), 
wenn entweder die tatsächliche Beschäftigungsstruktur konstant 
bleibt, oder wenn das durchschnittliche Einkommen der Unselbstän­
digen genau dem der Selbständigen entspricht. Dies deshalb, da das 
Hereinigungsverfahren den von der Verschiebung der Beschäftigungs­
struktur ausgehenden Effekt auf das Gesamteinkommen außer Acht 
läßt. Dadurch ist kein Nullsummenspiel mehr gegeben, d. h. die Aus­
weitung des Anteils eines Produktionsfaktors am Volkseinkommen ist 
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auch ohne die Reduktion des Anteils der anderen Produktionsfakoren 
möglich. Die detaillierte theoretische Analyse dieses Problems von 
Rainer3 im Jahr 1983 führte dazu, daß das Österreichische Statistische 
Zentralamt seither in seinen Publikationen keine bereinigten Lohn­
quoten mehr ausweist. 

e Strukturänderung: Änderungen der Wirtschaftsstruktur (neben denen 
der Beschäftigungsstruktur), der Arbeitszeiten, der Berufs- und Qua­
lifikationsstruktur, von arbeitsrechtlichen Stellungen, die für die 
Analyse der funktionellen Ejnkommensverteilung von Bedeutung 
sind, werden nicht berücksichtigt. 

e Querverteilung: Die Lohnquotenbetrachtung berücksichtigt nicht, 
daß ein Wirtschaftssubjekt aus mehreren Quellen Einkünfte beziehen 
kann. Die Zinseinkünfte von Arbeitnehmern und Pensionisten werden 
somit als EBU zum Bestandteil der Gewinnquote. Andererseits sind 
Kontrakteinkommen von Geschäftsführern und Spitzenmanagern mit 
Unternehmerfunktion Bestandteil der Lohnquote. 

e Heterogenität der EBU: Die EBU sind nicht nur eine nicht originär er­
faßte Restgröße (Differenz von Bruttoentgelten für unselbständige Ar­
beit zum Volkseinkommen), sie setzen sich auch aus einer Reihe un­
terschiedlichster und verschieden zu interpretierenden Komponenten 
zusammen, die sie in Summe zu keinem geeigneten Begriff der "Un­
ternehmenseinkommen" als Gegenpol zu den Bruttoentgelten ma­
chen. Auf die einzelnen Komponenten der EBU wird in Abschnitt 5 
noch näher eingegangen. 

e Imputationen: Einer ganzen Reihe von VGR-Positionen werden Impu­
tationen zugerechnet, die allerdings nicht immer gesondert ausgewie­
sen werden. Imputationen beziehen sich auf Produktionsvorgänge, 
denen keine effektiven Markttransaktionen gegenüberstehen, da der 
Produzent gleichzeitig Käufer ist. Auf der Verteilungsseite der VGR 
von besonderer Bedeutung sind einerseits die imputierten Pensions­
beiträge der Hoheitsverwaltung, die den Bruttoentgelten für unselbst­
ändige Arbeit zugerechnet werden, sowie die Imputationen für die Be­
nutzung von Eigenheimen und Eigentumswohnungen, die in den Be­
sitzeinkommen stecken. Diese werden den Eigentümern von Häusern 
und Wohnungen, die diese selbst bewohnen, zugerechnet, ohne daß in 
der Realität Zahlungsströme entstehen. Der genaue Anteil der Impu­
tationen an den Besitzeinkommen läßt sich aus methodischen Grün­
den nicht direkt aus der VGR ermitteln, da keine getrennten Konten 
für Geschäfts- und Privatmieten existieren, aber nur letztere auf der 
Verteilungsseite den persönlichen Besitzeinkommen zugerechnet wer­
den. 

e Schwankungsbereiche: Eine Betrachtung der Lohnquotenentwick­
lung kann höchstens über längere Zeiträume hinweg Sinn ergeben, 
keinesfalls aber im Jahresabstand. Während sich die Einkünfte der 
Unselbständigen mit relativ konstanten Wachstumsraten entwickeln 
(von 1983 bis 1990 lagen die Extremwerte bei 7,6 Prozent 1990 und 3,7 
Prozent 1988), unterliegen die jährlichen Veränderungsraten einiger 
EBU-Komponenten einer wesentlich größeren Streuung. Im betrach-
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teten Zeitraum schwankten etwa die Zuwächse der Unverteilten Ge­
winne der Kapitalgesellschaften zwischen 15,0 Prozent (1988) und 0,8 
Prozent (1985),  bei Einkünften aus Gewerbebetrieb zwischen 17 ,5 
Prozent (1983) und 3,0 Prozent (1989),  bei Besitzeinkommen zwischen 
14,0 Prozent (1990) und 0,9 Prozent 1988 .  Wie rasch und heftig die 
Fluktuation der Einkommenszuwächse in diesem Bereich ausfallen 
können, zeigen die Zuwachsraten der Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
der beiden aufeinanderfolgenden Jahre 1981  (- 15 ,4 Prozent) und 1982 
(+ 34,0 Prozent) . 

Aus den hier angeführten Gründen ergibt sich klar, daß die Entwick­
lung der Lohnquote nur unter größter Vorsicht als Indikator für die 
funktionelle Einkommensverteilung herangezogen werden kann und für 
kurzfristige Betrachtungen kein geeignetes Instrument darstellt. 

3. Die Lohnquote 

Der Anteil der Bruttoentgelte für unselbständige Arbeit am Volksein­
kommen (Lohnquote) ging im Betrachtungszeitraum um 1,3 Prozent­
punkte zurück, nämlich von 72 ,9  Prozent auf 7 1 ,6 Prozent. Auch im Jahr 

Abbildung 1 

Lohnquote 1970-1990 
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1987 lag die Lohnquote noch bei 72,9 Prozent. Der Rückgang ab der 
Wachstumsbeschleunigung ab 1988 entspricht durchaus dem zu erwar­
tenden Muster einer antizyklischen Lohnquotenbewegung. Dieser Rück­
gang der nominellen Lohnquote ist auch daran abzulesen, daß die In­
dexstände der Bruttoentgelte für unselbständige Arbeit im Jahr 1990 
nominell mit 146,7 und real mit 120,6 unter denen des BIP und des 
Volkseinkommens lagen. 

Etwas deutlicher fiel der Rückgang der um die Verschiebungen der 
Beschäftigungsstruktur bereinigten Lohnquote aus. Diese ging von 72 ,9 
im Jahr 1983 auf 70,0 zurück, da diese Maßzahl den Anstieg der un­
selbständig Beschäftigten im Beobachtungszeitraum von 2 ,727 Mio. auf 
2 ,906 Mio. bzw. 6 ,6 Prozent nicht berücksichtigt. Die Lohn-Einkom­
mens-Relation (nominelle Lohnquote/Unselbständigenanteil), die an­
gibt, wie hoch das durchschnittliche Einkommen eines Unselbständigen 
im Verhältnis zum gesamtwirtschaftlichen Durchschnittseinkommen ist, 
verringerte sich daher von 85,4 im Jahr 1983 auf 82,0 (1990). 

In den Bruttoentgelten für unselbständige Arbeit ist auch der soge­
nannte Soziallohn enthalten, das sind die Arbeitgeberbeiträge zur Sozi­
alversicherung, imputierte Pensionsbeiträge des Staates und der finan­
ziell integrierten öffentlichen Betriebe sowie private Firmenpensionen. 
Die imputierten Pensionsbeiträge des Staates (das ist die Differenz aus 

Tabelle 4 

Bruttoentgelte für 
unselbständige 
Arbeit 

- Soziallohn = 
Bruttolohn- und 
Gehaltssumme 

- Lohnsteuer 
- SV, AK = 

Nettolohn- und 
Gehaltssumme 

+ Transfers an 
private 
Haushalte= 

Masseneinkommen 

Indexstände 1990 (1983 = 100) 

Summe 
nominell 

146,7 

145,7 

145,3 

brutto 
nominell 

146,8 

pro unselbständig Erwerbstätigen 
real nominell real 

120 ,6  137 ,7 1 13 , 1  

120 ,1  136,7 1 12 ,7  

120,2 136,4 1 12 ,8  

netto 
real nominell real 

120,7  145,9 120,7 
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Abbildung 2 
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Bruttoentgelte für unselbständige Arbeit 

642,44 Mrd. 942,66 Mrd. 

17,8% 18,3% 

1983 1990 

- Löhne und Gehälter, netto 

Bruttoentgelte für 
--- unselbständige Arbeit 

--- Löhne und Gehälter, netto 

� Sonstige Abzüge von der Brutto-Lohnsumme1 
[.-.;:.-. ·:1 Lohnsteuer 

D Sozi.allohn2 

1 AN-Beiträge zur SV, AK-Umlage 
2 AG-Beiträge :;:ur SV, imputierte Pensionsbeiträge 

Beamtenpensionen und den Pensionsbeiträgen der Beamten) beliefen 
sich dabei 1990 bereits auf 45,921 Mrd. Schilling, das sind immerhin 4,6 
Prozent der Bruttoentgelte bzw. 3,3 Prozent des Volkseinkommens. Das 
absolute Wachstum der Bruttoentgelte verteilt sich zu 80 Prozent auf 
den Anstieg der Lohn- und Gehaltssumme und zu 20 Prozent auf den 
Zuwachs des Soziallohnes, der 1990 18,3 Prozent der Bruttoentgelte aus­
machte. 

Zieht man den Soziallohn von den Bruttoentgelten für unselbständige 
Arbeit ab, so erhält man die Bruttolohn- und Gehaltssumme. Diese lag 
mit einem Indexstand von 145,7 um einen Prozentpunkt niedriger als die 
Bruttoentgelte, real mit 120,1 um 0,5 Prozentpunkte (vgl. Tabelle 4). Ver­
antwortlich dafür war die aus Abbildung 2 ersichtliche überproportio­
nale Ausweitung des Soziallohnes. Dabei ist allerdings zu beachten, daß 
die Ausweitung des Anteils des Soziallohnes an den Bruttoentgelten kei­
nem kontinuierlichen Trend folgt. Während er 1983 17,8 Prozent und 
1990 18,3 Prozent betrug, belief er �ich in da:.Gwischenliegenden Jahren 
schon über 18,5 Prozent (nach der Erhöhung der Arbeitgeberbeiträge 
zur Sozialversil:herung im Jahr 1988). 

Bei der Bruttolohn- und Gehaltssumme fiel der Anstieg im Bereich der 
Privatwirtschaft mit einem Indexstand von 147,2 deutlich kräftiger aus 

als bei der öffentlichen Lohnsumme (Indexstand 140,5). Dies ist aller­
dings erst der Entwicklung seit 1988 zuzuschreiben, die von einer deut-
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liehen Verbesserung der wirtschaftlichen Lage im privaten Bereich ei­
nerseits als auch von verstärkten Bemühungen um die Konsolidierung 
des Budgets andererseits geprägt war. Bis 1987 lag der Zuwachs der öf­
fentlichen Lohn- und Gehaltssumme regelmäßig etwas über dem der 
privaten. Die Budgetsanierung hinterließ folglich auch in der Entwick­
lung der gesamtwirtschaftlichen Lohnquote Spuren. 

Subtrahiert man weiters die von den Unselbständigen zu leistenden 
Abgaben (Lohnsteuer sowie sonstige Abzüge wie Arbeitnehmerbeiträge 
zur Sozialversicherung, Arbeiterkammerumlage), so ergibt sich die Net­
tolohn- und Gehaltssumme, die nominell mit einem Indexstand von 
145,3 minimal unter dem Bruttowert und real praktisch gleichauf mit 
diesem liegt4• Hier wurde der Rückgang des Lohnsteueranteils am Ein­
kommen durch die Ausweitung der sonstigen Abzüge seit 1983 leicht 
überkompensiert (vgl. Abbildung 2). 

Da die Zahl der unselbständig Beschäftigten im betrachteten Zeit­
raum von 2 ,727 Mio. auf 2 ,906 Mio. in beachtlichem Umfang anstieg, fal­
len zwangsläufig die Indexstände einer pro-Kopf-Rechnung niedriger 
aus, und zwar in nomineller Rechnung um ca. 9 Prozentpunkte niedriger, 
und in realer Rechnung um ca. 7 ,5  Prozentpunkte. Der Index der realen 
Nettolohn- und Gehaltssumme pro unselbständig Beschäftigten lag 1990 
bei 1 12 ,8 .  Die deutlichsten Erhöhungen der realen Netto-pro-Kopf-Ein­
kommen ergaben sich jeweils infolge diskretionärer Maßnahmen der 
Wirtschaftspolitik, nämlich 1987 als Auswirkung der Erhöhung des all-

Abbildung 3 
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gemeinen Absetzbetrages, und 1989 als Konsequenz der Steuerreform. 
Diese beiden Jahre sind damit auch die einzigen im Betrachtungszeit­
raum, in denen die Nettoeinkommen rascher als die Bruttoeinkommen 
stiegen. 

Seit 1983 ist also das reale Netto-pro-Kopf-Einkommen der Unselb­
ständigen um 12 ,8 Prozent gestiegen. Daß sich die Einkommenssituation 
der Unselbständigen in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre damit er­
heblich verbessert hat, zeigt nicht zur Abbildung 3 ,  sondern insbesonde­
re der Vergleich mit der in Fußnote 2 zitierten Untersuchung aus dem 
Jahr 1987 .  Damals konnte im gesamten Zeitraum von 1976 bis 1986 nur 
eine zweiprozentige Zunahme der realen Netto-pro-Kopf-Einkommen 
konstatiert werden. 

4. Die staatliche Umverteilung 

Ein kurzes Abschweifen von der direkt dem Produktionsprozeß ent­
stammenden primären Verteilung ist notwendig, um die Masseneinkom­
men zu ermitteln, die oft als grobes Maß für die Entwicklung der Mas­
senkaufkraft herangezogen werden. Zu diesem Zweck werden die Trans­
ferzahlungen des Staates an die privaten Haushalte der Nettolohn- und 
Gehaltssumme hinzugefügt. Da diese Transferzahlungen Leistungen wie 
Pensionen, Familienbeihilfen, Krankenunterstützungen, Karenzgelder, 
Arbeitslosenunterstützung usw. enthalten, ist bei den Masseneinkom­
men weder eine Pro-Kopf-Rechnung noch eine Zuordnung auf soziale 
Gruppen bzw. Produktionsfaktoren zulässig. 

Tabelle 5 

1983 
1990 

Transferzahlungen in Prozent des BIP 

Transfer Pensionen Pensionen Pensionen Arbeitslosen- Familien-
quote irrgesamt SV Staat unterstützung beihilfe 

20,0 
19 ,9 

13 ,5 
14,0 

9,4 
9,8 

4,1 
4,2 

0,8 
0 ,9 

2 ,3 
1 ,8  

Obwohl die Transferquote (Anteil der Transfers am BIP) seit 1983 
praktisch konstant blieb (vgl. Tabelle 5) und die Transferleistungen mit 
einem Indexstand von 149,0 exakt gleichauf mit der BIP-Entwicklung 
liegen, ist die Bedeutung der Transfereinkommen für die Unselbständi­
gen dennoch relativ gestiegen, da sich deren Leistungseinkommen ja un­
terproportional erhöhten. Sowohl in der Brutto- als auch in der Netto­
rechnung zeigt sich ein rascherer Anstieg der Masseneinkommen als bei 
der Nettolohn- und Gehaltssumme (vgl. Tabelle 4). 

Daraus läßt sich- wieder mit der früheren Auflage dieser Arbeit aus 
dem Jahr 1987 vergleichend (siehe Anmerkung 2) - die je nach Konjunk-
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turlage unterschiedliche Bedeutung der staatlichen Transferleistungen 
erkennen. Als 1987 die Einkommensentwicklung seit 1976 untersucht 
wurde, konnte festgestellt werden, daß - während die Leistungseinkom­
men der Unselbständigen leicht unterdurchschnittlich anstiegen - die 
Masseneinkommen allerdings im Vergleich zu BIP und Volkseinkommen 
leicht überdurchschnittlich zunahmen, da die Transfers weit überpro­
portional ausgeweitet wurden. 

In der bis 1991 andauernden Aufschwungsphase stiegen die realen 
Netto-pro-Kopf-Einkommen dagegen deutlich rascher als zwischen 
1976 und 1986,  und die Bedeutung der im Gleichschritt mit dem BIP 
wachsenden Transfereinkommen für die Masseneinkommen nahm ge­
genüber dieser Periode ab. 

Das Verfügbare persönliche Einkommen (VPE) stellt eine weitere, von 
der primären funktionellen Verteilung abgeleitete Einkommensgröße 
dar. Sie setzt sich aus den Bruttoentgelten für unselbständige Arbeit 
plus den sonstigen, persönlichen Einkommen aus Besitz und Unterneh­
mung (also dem Teil der EBU, der nicht im Unternehmenssektor ver­
bleibt) plus Transfers minus Abgaben der privaten Haushalte zusammen 
(siehe Tabelle 6). Das Verfügbare persönliche Einkommen entwickelte 
sich mit Indexständen von 150,9 (nominell) und 124,9 (real) etwas gün­
stiger als BIP und Volkseinkommen. Wie aus Tabelle 6 ersichtlich ist, 
sind dafür schwerpunktmäßig die weit überdurchschnittlich angestiege­
nen persönlichen Einkommen aus Besitz und Unternehmung (Index­
stand 169 ,0) verantwortlich, die die relativ schwächeren Zuwächse bei 
den Bruttoentgelten für unselbständige Arbeit überkompensierten. Die 
anderen Komponenten der VPE zeigen kaum bemerkenswerte Abwei­
chungen vom generellen Trend: Die Transfers lagen im Gleichschritt mit 
dem BIP, die direkten Steuern lagen dank der Steuerreform zu J ahresbe­
ginn 1989 minimal darunter, und die Sozialversicherungsbeiträge wur­
den leicht überdurchschnittlich ausgeweitet. 

Tabelle 6 
Indexstände (1983 = 100) 

Bruttoentgelte für unselbständige Arbeit 
+Persönliche Einkommen aus Besitz und Unternehmung 
+ Transfers an private Haushalte 

= Persönliche Bruttoeinkommen 
- direkte Steuern der Haushalte 
- Sozialversicherungsbeiträge 

= Verfügbares persönliches Einkommen (netto) nominell 
= Verfügbares persönliches Einkommen (netto) real 

146,7 
169,0 
149,0 
1 5 1 , 1  
148,8 
151 ,4 

150 ,9  
124,9 

Die offensichtlich am 20 ,1prozentigen realen Wirtschaftswachstum 
am meisten profitierende Gruppe waren also die Bezieher von Einkünf­
ten aus Besitz und Unternehmung, deren Struktur im folgenden Ab­
schnitt detaillierter erörtert werden soll. 
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5. Einkünfte aus Besitz und Unternehmung 

Die EBU beinhalten alle Einkünfte außer den Bruttoentgelten für un­
selbständige Arbeit mit Entgeltcharakter. Als Empfänger kommen Ka­
pitalgesellschaften, der Staat sowie private Haushalte in Betracht. Die 
EBU der privaten Haushalte (in der VGR "persönliche" oder auch "son­
stige EBU" genannt) werden weiter unterteilt in die vier Kategorien 
Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb, Freie Berufe und Besitz. 
Eine Analyse dieser in der VGR ausgewiesenen Einkunftsart stößt aus 
einer Reihe von technischen und methodischen Gründen auf größere 
Schwierigkeiten als die der wesentlich leichter erfaßbaren Einkommen 
der unselbständig Beschäftigten. 
- Die EBU werden als Residualgröße aus Volkseinkommen und Brut­

toentgelten abgeleitet. Wenn auch die einzelnen Einkommensarten 
der EBU gesondert ermittelt werden, so ergibt sich bei dieser Berech­
nung dennoch eine statistische Differenz, die gemeinsam mit allen 
nicht direkt erfaßbaren Einkommen den Einkünften aus Gewerbebe­
trieb zugerechnet wird. Durch ihre Heterogenität sind die EBU somit 
mit wesentlich größeren Ungenauigkeiten behaftet als die Bruttoent­
gelte. 

- Aufgrund dieser Heterogenität wird in der VGR auch keine Realbe­
rechnung der EBU durchgeführt. Es existiert kein einheitlicher Defla­
tor, da keine geeigneten Informationen über die Verwendung der EBU 
vorliegen. 

- Die Tatsache, daß die VGR keine Querverteilungen berücksichtigt, 
verhindert eine exakte Zurechnung der EBU auf bestimmte soziale 
Gruppen. Hier sei nur nochmals auf den typischen Problemfall der 
Zinsen für Sparguthaben von Unselbständigen hingewiesen. 
Vor einer voreiligen, oberflächlichen Interpretation der funktionellen 

Einkommensverteilung laut VGR muß daher gewarnt werden. Die ein­
zelnen Komponenten der EBU sind nur unter besonderer Beachtung ih­
rer speziellen Ermittlung zu beschreiben. 

Tabelle 7 

Indexstand 1990 
(1983 = 100) 

Durchschnittliche 

Einkünfte aus Besitz und Unternehmung 

Insgesamt an das/ Insgesamt 
(Inländer aus dem (Inlands­
konzept) Ausland konzept) 

Staat Unverteilte persönliche EBU 
Gewinne der--------

Kapital- Land- Gewerbe Freie Besitz 
gesell- u. Forst- Berufe 

schaften wirtsch. 

164,5 159,6 164,3 159,8 152,3 153,6 165,8 170,8 176,5 

jährliche Wachstums- 7,4 6,9 7,4 6,9 6,2 6,3 7,5 7,9 8,5 
rate (in Prozent) 
1983-1990 
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Die EBU insgesamt erreichten einen Indexstand von 164,5. Das heißt, 
daß sie im Betrachtungszeitraum um fast ein Drittel stärker stiegen als 
BIP und Volkseinkommen. Bemerkenswert ist dabei, daß ausnahmslos 
alle Teilaggregate der EBU, also auch die in anderen Perioden oft nach­
hinkenden Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft eine überdurch­
schnittliche Entwicklung verzeichneten. Die Verteilung dieses beachtli­
chen Anstieges der EBU auf deren einzelne Komponenten ist aus Tabel­
le 7 ersichtlich. 
- Einkünfte des Staates: Diese enthalten die Überschüsse bzw. Verluste 

der finanziell integrierten Bundes-, Landes- und Gemeindebetriebe, 
Zinsen für Wertpapiere und öffentliche Darlehen, Dividenden und Er­
träge aus Aktienbesitz und Beteiligungen sowie sonstige Erträge, 
nicht aber die Zinsen für die Staatsschuld sowie die mit öffentlichen 
Mitteln abgedeckten Verluste von ÖBB und Bundestheatern. Die EBU 
des Staates verzeichneten mit einem Indexstand von 159,8 ein über­
durchschnittliches Wachstum. Jeweils knapp 40 Prozent dieser Ein­
künfte stammen aus Zinseneinnahmen einerseits und der Gewinnab­
fuhr öffentlicher Betriebe andererseits, insbesondere der Post und Te­
legraphenverwaltung. Diese Einnahmen haben sich seit Beginn der 
achtziger Jahre mehr als verdoppelt. Der Großteil der Dividendenein­
nahmen stammt von Überweisungen der Nationalbank Durch den 
Verkauf des Hauptmünzamtes und damit verbunden den Wegfall der 
Einnahmen aus dem Münzregal schrumpften die Einnahmen aus öf­
fentlichen Rechten seit 1989.  Trotz der über der des BIP liegenden Zu­
wachsrate ging der Anteil der EBU des Staates an den EBU insgesamt 
im Betrachtungszeitraum geringfügig zurück, da die EBU insgesamt 
noch kräftiger wuchsen (vgl. Abbildung 4). 

- Unverteilte Gewinne der Kapitalgesellschaften: Aus Bilanzen und der 
Steuerstatistik werden für die VGR in dieser Kategorie die einbehal­
tenen Gewinne juristischer Personen, also nach Ausschüttung und vor 
Besteuerung, ermittelt. Die beiden dafür angegebenen Quellen lassen 
allerdings die Vermutung zu, daß diese Größe die tatsächliche Ge­
winnsituation der Kapitalgesellschaften nur unzulänglich widerspie­
geln kann. Die Unverteilten Gewinne erzielten mit einem Indexstand 
von 152 ,3 die schwächste Steigerung aller EBU-Komponenten, die 
aber dennoch über der des Volkseinkommens lag. Durch die relativ 
mäßige Entwicklung bis 1987 ,  zu der die Verluste einiger Unterneh­
men der Verstaatlichten Industrie wesentlich beitrugen, nahm der An­
teil der Unverteilten Gewinne an den EBU trotz der seit 1988 weit 
überdurchschnittlichen Steigerungsraten ab, ihr Anteil am gesamten 
Volkseinkommen ist dagegen angestiegen. Die Unverteilten Gewinne 
stellen - neben der Residualgröße der Einkünfte aus Gewerbebetrieb -
den konjunkturreagibelsten Bestandteil des Volkseinkommens dar. 
Auf nur leichte Wachstumsbeschleunigungen reagieren sie schon rela­
tiv heftig, wie der 9prozentige Anstieg im Jahr 1983 zeigt, und der 
kräftige Konjunkturschub bescherte in den Jahren 1988 und 1989 
Wachstumsraten von 15 ,0 bzw. 12 ,8  Prozent, während die Tiefpunkte 
in den Jahren 1985 und 1987 (vor allem wegen der flauen Exportkon-
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junktur) bei 0 ,8  bzw. 2 , 1  Prozent lagen. Bei der Interpretation einzel­
ner Jahresergebnisse dieser Größe ist also aufgrund dieser enormen 
Schwankungsbreite besondere Vorsicht angebracht. 

- Land- und Forstwirtschaft: Während in der Untersuchung im Jahr 
1987 noch konstatiert wurde, daß dieser Bereich eindeutig den Verlie­
rer des strukturellen Wandels zwischen 1976 und 1986 darstellte, so 
scheint sich die Situation mittlerweile geändert zu haben. Mit einem 
durchschnittlichen jährlichen Wachstum von 6,3 Prozent und einem 
Indexstand von 153 ,6  entwickelte sich diese Größe im Vergleich zum 
Volkseinkommen überdurchschnittlich, und sogar rascher als die Un­
verteilten Gewinne. Während dieser Bereich zu Beginn der achtziger 
Jahre sogar negative Wachstumsraten verzeichnete, sorgten die hohen 
Zuwächse der Jahre 1984, 1986,  1989 und 1990 sogar für eine leichte 
Ausweitung des Anteils der land- und forstwirtschaftliehen Einkom­
men an den EBU. Berücksichtigt man den nach wie vor anhaltenden 
Trend zur Abwanderung von Arbeitskräften aus diesem Sektor, so er­
gäbe eine Pro-Kopf-Rechnung noch positivere Ergebnisse. 

- Gewerbebetrieb: Da es sich bei dieser Einkommensart um eine Residu­
algröße handelt, die nicht originär ermittelt wird, ist nur eine äußerst 
vorsichtige Interpretation möglich. Sie enthält alle statistischen Dif­
ferenzen zur Entstehungsrechnung und auch die Ungenauigkeiten der 
Erfassung aller anderen EBU-Komponenten. Die Einkünfte aus Ge­
werbebetrieb erreichten einen Indexstand von 165 ,8 ,  weisen also ei­
nen relativ deutlichen Vorsprung gegenüber dem Volkseinkommen 
.auf. Sie stellen die mit Abstand bedeutendste Komponente der EBU 
dar und konnten ihren Anteil seit 1983 noch ausweiten. Sowohl auf­
grund der Konjunkturreagibilität dieser Größe als auch wegen ihres 
residualen Charakters verlief diese Entwicklung allerdings nicht kon­
tinuierlich, die jährlichen Wachstumsraten schwankten in den achtzi­
ger Jahren zwischen -15 ,4 Prozent (1981)  und 34,0 Prozent im darauf­
folgenden Jahr. Eine einigermaßen fundierte Interpretation ist daher­
wenn überhaupt - nur, wie auch bei den Unverteilten Gewinnen der 
Kapitalgesellschaften, über längere Zeiträume möglich. 

- Freie Berufe: Langfristig betrachtet stellen die Einkünfte aus freibe­
ruflicher Tätigkeit nach den Besitzeinkommen die dynamischste 
Komponente der EBU dar. Mit einer durchschnittlichen jährlichen 
Wachstumsrate von 7 ,9 Prozent erreichten sie den Indexstand von 
170,8  und verzeichneten dadurch eine Anteilsvergrößerung am Volks­
einkommen. Im Gegensatz zu den Einkünften aus Land- und Forst­
wirtschaft ist allerdings die überproportionale Ausweitung der Zahl 
der Bezieher von Einkünften aus freien Berufen zu berücksichtigen5• 

- Besitz: Die Einkünfte aus Besitz von Real- und Finanzvermögen stel­
len die expansivste Einkommenskategorie der VGR dar. Die durch­
schnittliche jährliche Wachstumsrate von 8,5 Prozent, die zum Index­
stand von 176 ,5 führte, fiel um die Hälfte größer aus als die von Volks­
einkommen bzw. BIP und bewirkte dementsprechend eine deutliche 
Ausweitung des Anteils dieser Einkommenskategorie. In der Periode 
von 1983-1987 sorgten vor allem die Einkünfte aus Vermietung und 
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Verpachtung für die hohen Zuwachsraten, in jüngster Vergangenheit 
stellen wieder die Sparzinsen und Dividenden den dynamischeren Be­
standteil dar, die schon in der Hochzinsphase zu Beginn der achtziger 
Jahre die treibende Kraft hinter dem raschen Anstieg der Besitzein­
kommen waren. 
Eine Zuordnung der Besitzeinkommen zu Haushalten oder sozialen 
Gruppen ist allerdings, wie bereits erwähnt, nicht möglich, da die 
VGR keine Querverteilungen berücksichtigt und somit keine persönli­
chen Einkommen ausweist. Da der Vermögensbesitz in Österreich 
noch stärker konzentriert sein dürfte als die Einkommen, kann aus 
der in den letzten Jahren durch den steigenden Wohlstand feststellba­
ren Vermehrung der Vermögensbildung Unselbständiger in absoluten 
Beträgen jedoch keinesfalls auf eine Verbesserung der relativen Ver­
teilungsposition der Unselbständigen durch deren steigende Besit­
zeinkünfte geschlossen werden. 
Ein weiteres Interpretationsproblem der Besitzeinkommen liegt in den 
Imputationen, die fiktive Entgelte für die Benutzung von Eigenhei­
men und Eigentumswohnungen durch ihre Eigentümer unterstellen, 
die aber - wie im Exkurs des Abschnitts 2 der vorliegenden Arbeit 
erörtert- aus methodischen Gründen (derzeit noch) nicht exakt aus­
gewiesen werden können. Stellt man allerdings den Index für 
Mietaufwand, der sich (auf Basis 1983) 1990 auf 135 ,3 belief, dem 
Stand des Verbraucherpreisindex von 1 2 1 ,4 gegenüber, so läßt sich er­
ahnen, daß die Imputationen zwar das absolute Niveau der tatsächli-

Abbildung 4 
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chen Einkommen aus Vermietung und Verpachtung wesentlich beein­
flussen, daß deren Dynamik aber auch ohne Imputationen weit über­
durchschnittlich ausgefallen sein dürfte. 

6. Zusammenfassung und Schlußfolgerungen 

Nur wenige wirtschaftswissenschaftliche Untersuchungen leiden 
nicht unter dem Problem einer statistischen Datenbasis, die die Realität 
nur unvollkommen abbildet. Dieses Problem scheint sich in jüngster 
Vergangenheit noch zu verschärfen, da sich im Zuge des Strukturwan­
dels (Internationalisierung, Tertiärisierung, technologischer Fortschritt) 
in zunehmendem Maße auch Vorgänge der wirtschaftsstatistischen Er­
fassung entziehen, von denen lange Zeit zurecht angenommen werden 
konnte, daß ihre umfassende Dokumentation vergleichsweise problem­
los erfolgen kann, wie etwa am Arbeitsmarkt, im Außenhandel usw.6 

Die Analyse der Verteilung der Einkommen stellt dagegen schon tradi­
tionell ein Gebiet dar, das auf einer äußerst lückenhaften und mit vielen 
Fragezeichen versehenen Datenbasis aufbauen muß. Die VGR als umfas­
sendstes Rechenwerk eines Landes dient dabei nicht einmal primär dem 
Zweck, Verteilungsdaten zu liefern, sie soll den konsequenten Nachvoll­
zug des volkswirtschaftlichen Kreislaufes ermöglichen. Dabei stellt die 
Verteilung neben Entstehung und Verwendung nur eine von drei Seiten 
dar, die mit den beiden anderen in Abstimmung gebracht werden muß. 
Daraus ergeben sich neben den Unschärfen jeder primären Datenerfas­
sung auch eine Reihe von methodischen Problemen, die im Laufe dieser 
Arbeit kurz angerissen wurden. Dennoch ist die VGR eine für die Unter­
suchung der funktionellen Einkommensverteilung unverzichtbare Da­
tenquelle. Alle getroffenen Aussagen über Ergebnisse des Verteilungs­
prozesses und dessen historische Entwicklung müssen allerdings vor 
diesem Hintergrund gesehen werden. 

Daß die Lohnquote im Betrachtungszeitraum geringfügig - und dies in 
erwähnenswertem Ausmaß erst seit 1988 - zurückgegangen ist, ist nicht 
überraschend und entspricht dem üblichen antizyklischen Lohnquoten­
verlauf in einer Periode des Wachstumsschubs. Ebenso bestätigt werden 
konnte die These der langfristigen Konstanz der (bereinigten) Lohn­
quote. Nach drei Jahren des kräftigsten Wirtschaftsaufschwunges seit 
den frühen siebziger Jahren lag die bereinigte Lohnquote (Basis 1983) 
zwar auf dem tiefsten Stand seit dem Zweiten Weltkrieg, allerdings nur 
um 4 Zehntelprozentpunkte unter dem Wert von 1970. 

Weiters bestätigen die Daten, daß aus einer sinkenden bzw. relativ 
niedrigen Lohnquote nicht auf eine extrem ungünstige Entwicklung der 
Einkommen der Unselbständigen geschlossen werden kann. Die reale 
(sowohl Brutto- als auch Netto-)Lohnsumme verzeichnete seit 1983 ei­
nen etwa 20prozentigen Anstieg, der sich in der Pro-Kopf-Rechnung 
trotz des kräftigen Anstieges der Zahl der unselbständig Beschäftigten 
noch auf etwa 13  Prozent belief, während in der Periode von 1976 bis 
1986 bei konstanter nomineller und geringfügig sinkender bereinigter 
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Lohnquote die Nettorealeinkommen pro Unselbständigen um insgesamt 
nur knapp 2 Prozent stiegen. 

Daß diese Beschleunigung der Einkommensentwicklung der Unselb­
ständigen in den letzten Jahren allerdings nicht auf eine Umverteilung 
zugunsten des Produktionsfaktors Arbeit schließen lassen darf, zeigt die 
Entwicklung der EBU. Aufgrund der Heterogenität dieser Größe ergibt 
eine Gegenüberstellung von Bruttoentgelten für unselbständige Arbeit 
und ausgewählten EBU-Komponenten ein aufschlußreicheres Bild (vgl. 
Abbildung 5). 

Abbildung 5 
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Als Einkommen aus gewerblicher und industrieller Tätigkeit werden 
hier die Unverteilten Gewinne der Kapitalgesellschaften und die Ein­
künfte aus Gewerbebetrieb definiert, deren Bezieher als Element der So­
zialpartnerschaft in ihren Interessenverbänden organisiert regelmäßig 
den Vertretern der Unselbständigen in Kollektivvertragsverhandlungen 
gegenübersitzen. Während sich die Einkünfte aus diesen Bereichen in 
der Periode 1976-1986 ziemlich im Gleichschritt mit denen der Un­
selbständigen entwickelten, konnten sie im jüngsten Wirtschaftsauf­
schwung ihre Verteilungsposition deutlich ausbauen. Das bedeutet, daß 
vor 1986 ausschließlich der Einkommensanstieg aus Besitz sowie aus 
Freien Berufen für die relative Ausweitung der EBU verantwortlich war, 
danach allerdings auch die unmittelbaren Unternehmer- und Unterneh­
menseinkommen überdurchschnittlich anstiegen. 

Wenn sich auch in der beobachteten Periode der weit überproportio­
nale Anstieg der Einkünfte der Freiberufler und die geradezu explo­
sionsartige Ausweitung der Besitzeinkommen nicht in dem extremen 
Ausmaß fortsetzten wie zwischen 1976 und 1986,  so sind sie, wie aus Ab­
bildung 5 ersichtlich ist, nach wie vor die mit Abstand dynamischsten 
Komponenten des Volkseinkommens. Immerhin stiegen die Besitzein­
kommen mehr als doppelt so stark wie die Bruttoeinkommen pro Un­
selbständigen. Obwohl diese Größe aufgrund der Imputationen auf recht 
wackeligen statistischen Beinen steht, und so erfreulich das Ausmaß der 
Vermögensbildung in Österreich auch sein mag, so fallen bei dieser Ent­
wicklung doch drei gesamtwirtschaftlich bedeutende Aspekte ins Auge: 
- Die höchsten Steigerungsraten verzeichnet mit den Besitzeinkommen 

eine steuerlich äußerst privilegiert behandelte Einkommensart. Eine 
"indirekte Sparförderung" durch die gegenüber Leistungseinkommen 
bevorzugte steuerliche Behandlung erscheint beim derzeitig erreich­
ten Niveau der Vermögensbildung gesamtwirtschaftlich kaum mehr 
zeitgemäß. 

- Die beiden dynamischsten Volkseinkommenskomponenten (Besitz, 
Freie Berufe) stammen aus Bereichen, die nicht der Sozialpartner­
schaftlichen Einkommenspolitik entspringen, während die unmittel­
bar aus der gewerblichen und industriellen Produktion stammenden 
Einkommen stärker am gesamtwirtschaftlichen Erfolg orientiert sind. 

- Eine weit überproportionale Ausweitung der Einkünfte aus Besitz so­
wie Freien Berufen kann dämpfend auf Konsum- und Investitionsbe­
reitschaft wirken. Erstens ist der Anteil des (speziell Inlands-)Kon­
sums bei höheren Einkommen (wie bei Vermögensbesitzern und Frei­
beruflern) relativ niedrig, und zweitens ist bei diesen beiden Gruppen 
die Investitionsbereitschaft in der Regel geringer als in Gewerbebe­
trieben und Kapitalgesellschaften. Gerade die produktive Veranla­
gung von Gewinnen im Unternehmen spielt bei der Sicherung von ge­
samtwirtschaftlichen Zielen wie Wirtschaftswachstum und Vollbe­
schäftigung aber eine zentrale Rolle. 
Während in der Periode 1976-1986 auch die Bezieher von staatlichen 

Transfereinkommen mit überdurchschnittlichen Zuwachsraten pau­
schal als "Sieger" im Verteilungsprozeß identifiziert werden konnten, so 
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hat die absolute Bedeutung der Umverteilung durch die öffentliche 
Hand im Zuge der Wachstumsbeschleunigung wieder abgenommen. Die 
Transfers an private Haushalte trugen mit praktisch derselben Wachs­
tumsrate wie das Volkseinkommen nicht zu einem überproportionalen 
Anstieg der Masseneinkommen bei. Da die Einkünfte der Unselbst.ändi­
gen im Betrachtungszeitraum allerdings unterproportional zum Volks­
einkommen stiegen, kann aber auf ein für diese Bevölkerungsgruppe re­
lativ größeres Gewicht der staatlichen Transferleistungen geschlossen 
werden. Die Bedeutung der staatlichen Verteilungspolitik lag demnach 
einerseits im horizontalen Ausgleich der im Lebenszyklus wechselnden 
Bedürfnisse, andererseits bewirkten diskretionäre Eingriffe wie die Er­
höhung des allgemeinen Absetzbetrages 1987 und die Steuerreform 
1989,  daß die Nettoeinkommen mit den Bruttoeinkommen schritthalten 
konnten. 
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Österreichischen Forschungszentrums Seibersdorf 

am 6.  November 1991 in Wien 

Gunther Tichy 

Richtig gesehen, ist der Titel dieser Veranstaltung eigentlich eine Tau­
tologie; denn Industriepolitik ist in entwickelten Industriestaaten, - da­
mit natürlich auch in Österreich - fast ausschließlich Technologiepolitik 
und ihre Vorstufe Forschungs- und Bildungspolitik. Industriepolitik 
mag einmal anderes gewesen sein; Zollpolitik, (materielle) Infrastruk­
turpali tik, Branchensubven tionspoli tik, Investitionsförderung, staatli­
ehe Beschaffungspolitik usw. ; in unseren Tagen und für entwickelte In­
dustriestaaten ist sie fast ausschließlich Technologiepolitik Alle ande­
ren Instrumente haben sich weitgehend überholt oder als ineffizient er­
wiesen. Die Industriepolitik ist dadurch allerdings nicht einfacher ge­
worden, denn die Innovation, ihre Bestimmungsgründe und ihre Förde­
rung gehören zwar zu den meist untersuchten Gebieten (seit Schumpeter 
vor mehr als einem halben Jahrhundert ihre Bedeutung erkannt hatte), 
die gesicherten Ergebnisse sind bis jetzt allerdings bescheidener, als die 
Zahl der Untersuchungen vermuten ließ. Eines allerdings wissen wir mit 
Sicherheit: Es ist ein wichtiges Gebiet. 

F&E-Aufwendungen in Österreich 

Es ist üblich und wohl auch unvermeidlich an den Beginn eines Refe­
rates über F&E-Politik auf die niedrige Forschungsquote in Österreich 
hinzuweisen: Österreich gibt derzeit etwa 25  Milliarden Schilling für 
Forschung und Entwicklung aus, rund 1 ,4 Prozent des Bruttoinlands­
produktes, weniger als die meisten anderen Staaten. Zwar steigt die 
Quote leicht an, doch keineswegs rascher als in anderen Staaten: von ei-
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nem Aufholen kann nicht gesprochen werden (siehe Abb. 1). Im allge­
meinen bleibt die F&E-Quote der Wirtschaft in Österreich noch stärker 
unter dem internationalen Durchschnitt als die der Öffentlichen Hand, 
und dafür gibt es auch manche Gründe, wie die Branchenstruktur, das 
überdurchschnittliche Gewicht forschungsferner Bereiche wie Grund­
stoffindustrie, Fremdenverkehr oder Sauwirtschaft, die bescheidenen 
Forschungsaufwendungen der Verstaatlichen Industrie, rlas Fehlen von 
multinationalen Kon:zernen oder die Unterschätzung von F&E in Klein­
firmen. Dennoch wachsen die Aufwendungen der Wirtschaft überpro­
portional -in den letzten sieben Jahren nominell um 77 Prozent - woge­
gen die Öffentliche Hand ihre Ausgaben bloß um 54 Prozent ausweitete 
(Tabelle 1). 

Abbildm1g 1 Entwicklung der F&E-Quote 
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Die Aufteilung der Forschungsquote auf Öffentliche Hand und Wirt­
schaft wird gerne falsch interpretiert: Fast ein Drittel der F&E-Aufwen­
dungen des Bundes dient der Bildung im weiteren Sinn (general advan­
cement of knowledge), ein starkes Viertel dem Gesundheitswesen (OECD 
1988, 32 f.), beides außerordentlich wichtige Gebiete, doch nicht F&E­
Ausgaben i. e. S. Von den F&E-Ausgaben der Wirtschaft stammen bloß 
etwa 10 Prozent, rund 1,3 Milliarden Schilling aus staatlichen Töpfen im 
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Tabelle 1 

Wirtschaft und Gesellschaft 

F&E-Quote• nach Trägem 

1985 1989 1990 1991 

Bund 0,53 0,54 0,53 0,56 
Länder 0,07 0,08 0,08 0,08 
Unternehmen 0,63 0,73 0,75 0,77 
Sonstige 0,05 0,05 0,05 0,05 

Insgesamt 1,27 1,40 1,41 1,46 

I }'&E-Ausgaben in Prozent des Hrutto-Inlandspmdukts 
Quelle: Statistisches Zentralamt; 1991 Schätzung dP.s ÖStZA 

Veränderungen der 
F&E-Ausgaben 

in Prozent 
1985/91 

+54% 
+64% 
+77% 
+43% 

+65% 

weitesten Sinn1 (siehe Tabelle 2), und davon gehen 130 Millionen Schil­
ling, also mnd ein Zehntel an die ESA. Im internationalen Vergleich ist 
das außerordentlich wenig, nämlich (einschließlich F.SA) bloß 0,6 Pro­
mille des Bruttoinlandsproduktes gegen I :;?.-2 Promille in den meisten 
Industriestaaten und 3-4 Promille in den Staaten mit nennenswerter Mi­
litärforschung. Zu diesen direkten Aufwendungen der Öffentlichen 
Hand für F &E der Wirtschaft kommt zwar noch die steuerliche For­
schungsförderung (Forschungsfreibetrag gemäß § 4, Abs. 4, Z. 4 Ein­
kommensteuergesetz), doch ist andererseits zu berücksichtigen, daß die 
staatlichen Zuwendungen für Forschung bei gewinnbringenden Unter­
nehmungen vcn;leucrt werden müs:>en, wodurch der Nettoförderungsbe­
trag merklich gemindert wird. Es ist daher nicht verwunderlich, daß 

Tabelle 2 
Staatsbeitrag zu den F&E�Aufwendungen der Wirtschaft 

Land Forschungsausgaben Staats-
der Wirtschaft beitrag• 

in Prozent des BIP 

USA 1,32 33% 
Großbritannien 1,36 25% 
Frankreich 0,93 29% 
Deutschland 1,70 11% 
Schweden 1,77 10% 
Niederlande 1,09 12% 
Italien 0,51 26% 
Österreich 0,63 10% 

1 Anteil det· vom Staat finanzierten F&F.-Ausgaben der Wirtschart 
Quelle: Eigene Berechnungen aufgrund von Stt>inhiifle1· 1991 

�!.;tats beitr..rut. 
BIP 

0,44% 
0,�4% 
0,27% 
0,19% 
0,18% 
0,13% 
0,13% 
0,06% 
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kaum mehr als 700-1000 Österreichische Unternehmungen2 Forschung 
und Entwicklung halbwegs systematisch betreiben und daß insbesonde­
re die Ausgaben für vorwettbewerbliehe Forschung mit einem Anteil von 
bloß 5 Prozent bestenfalls ein Drittel der wünschenswerten Aufwendun­
gen erreichen. 

Die Bedeutung von F &E im Lichte von Theorie und Empirie 

Die niedrige F&E-Quote in Österreich wird zwar bei der Einweihung 
von Universitätsgebäuden oder bei Sitzungen wissenschaftlicher Gremi­
en lautstark beklagt, sie scheint Entscheidungsträger und Öffentlichkeit 
aber nicht wirklich zu bewegen. Österreichs Wirtschaft wächst kräftig, 
zuletzt sogar wieder rascher als die der übrigen europäischen Staaten, 
Österreich hat keine Leistungsbilanzprobleme und weniger Arbeitslose 
als andere Länder. Auch international läßt sich kein eindeutiger Zusam­
menhang zwischen Forschungsaufwendungen und Wirtschaftswachs­
tum feststellen. Das hat mehrere Ursachen: 
e Zunächst einmal hängt es damit zusammen, daß manche Staaten ein 

Viertel bis ein Drittel ihrer Forschungsausgaben der Militärforschung 
widmen; deren Wachstumswirkungen sind jedoch äußerst bescheiden, 
da die vielerwarteten spin offs fast überall ausgeblieben sind und 
selbst Exporte von Militärgütern selten kommerziell ertragreich sind 
(zwar möglicherweise für die Firmen, die zu Grenzkosten kalkulieren 
können, kaum jedoch für die Staaten, die die vollen Entwicklungsko­
sten tragen und überdies die Militärprodukte häufig auf Kredit liefern 
oder verschenken müssen). 

e Zweitens ist die Forschungsquote, das übliche Maß der Forschungsin­
tensität, eine Inputgröße, mißt also bloß die Aufwendungen und nicht 
den Erfolg. Gerade im Bereich der Forschung können Aufwendungen 
jedoch mehr oder weniger erfolgreich eingesetzt werden und auch 
Verluste bringen. Es kommt auf die Art der Verwendung, auf die Effi­
zienz des F&E-Systems an, auf das Zusammenspiel von Wissenschaft, 
Forschungsinstituten und Wirtschaft. Dieses Zusammenspiel ist in 
den einzelnen Staaten natürlich sehr unterschiedlich gut entwickelt. 

e Drittens muß auch erfolgreiche F&E nicht zu einer Erhöhung der 
Wachstumsrate führen: Die Innovation mag in ausländischen Zweig­
werken angewendet werden, oder - wahrscheinlicher - das neue Gut 
wird zwar im Inland erzeugt aber anstelle seines weniger raffinierten 
Vorgängers, dessen Produktion in das billigere Ausland verlagert 
wird; oder die Innovation führt dazu, daß nicht mehr, aber besseres er­
zeugt wird, zu einem besseren Preis (oder daß ein Preisverfall vermie­
den wird) . In diesen Fällen fördert Innovation zwar nicht das Wachs­
tum, aber Gewinnlage und Wohlstand, und zwar nicht nur unmittel­
bar, sondern auch auf längere Frist. Der Zusammenhang besteht also 
nicht zwischen F&E und Wachstum, sondern zwischen F&E und 
Wohlstand. 
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Der mangelnde Zusammenhang zwischen F&E und Wachstum hat zu 
Überlegungen geführt, wieweit eine billige Imitationsstrategie einer teu­
reren F&E-Strategie überlegen wäre; die Erfolge Österreichs und mehr 
noch Südostasiens scheinen für den Erfolg einer Imitationsstrategie zu 
sprechen. In den Lehrbüchern findet sich eine solche Strategie unter 
dem Titel des Schnellen Zweiten: beobachten, abwarten und rasch zu­
schlagen, wenn ein neues Produkt auf den Markt kommt. Der Schnelle 
Zweite kann aus den Fehlern des selbstentwickelnden Ersten lernen und 
Anlaufschwierigkeiten vielfach vermeiden. Mindestens drei Argumente 
sprechen jedoch dagegen, daß eine solche Strategie für Österreich eine 
echte Alternative zu eigenen F&E-Anstrengungen sein könnte: 
e Erstens, daß die Strategie des Schnellen Zweiten vor allem von Un­

ternehmungen mit Marktmacht, mit einem ausgebauten Vertriebsap­
parat, und bei Massengütern Erfolg verspricht. Die innovativen Fir­
men sind vielfach klein, oft von der Entwicklung des Produktes er­
schöpft, auch von ihrer Größe her vielfach gar nicht in der Lage, den 
ganzen Markt zu bedienen. Der große Schnelle Zweite kann den klei­
nen Innovator aufkaufen oder ihm infolge seiner größeren Produk­
tionskapazität erhebliche Konkurrenz machen. Es bedarf kaum einer 
Erwähnung, daß Österreichs Firmenstruktur keineswegs durch Fir­
men geprägt ist, die dem Typ des Schnellen Zweiten entsprechen. 

e Zweitens sind die Märkte neuer Produkte in der Regel durch einen 
sehr raschen Preisverfall bald nach der Produkteinführung gekenn­
zeichnet: Bloß in der ersten Phase lassen sich gute Gewinne machen, 
sobald Imitatoren in größerem Umfang auftreten, verfallen die Preise 
sehr rasch. Ist das Lohnniveau des Imitators sehr niedrig, mag die 
Imitationsstrategie auch dann rentabel sein; doch wiederum: Das ist 
nicht die Situation Österreichs. 

e Drittens abstrahiert das Lehrbuchmodell des Schnellen Zweiten 
zwangsläufig von vielen Details der Wirklichkeit: Bloß in ganz selte­
nen Fällen und bloß bei eher einfachen Produkten gibt es reine Imita­
tion ohne eigene Forschung und Entwicklung. Meist handelt es sich 
bei Imitationen um Modifikationen, in der Regel um Anpassungen ei­
nes Produktes an einen breiteren und billigeren Markt. Überdies be­
darf es zur raschen Aufnahme der Massenproduktion eines nicht 
selbstentwickelten Produktes erheblichen technischen Wissens, das 
ohne eigene Entwicklungsabteilung in den seltensten Fällen vorhan­
den sein wird. Auch insofern ist Imitation keine echte Alternative zu 
eigener Entwicklung. 
In Kleinstaaten mit im Durchschnitt kleinen Firmen und mindestens 

mittlerem Lohnniveau wird die Strategie des Schnellen Zweiten somit 
wohl selten aufgehen, ganz im Gegenteil, die Industriepolitik eines sol­
chen Staates wird eher darauf achten müssen, daß nicht die Entwick­
lungstätigkeit der eigenen Firmen und damit die eigene F&E-Förderung 
von ausländischen Schnellen Zweiten in großem Umfang imitiert wird. 
Selbst wenn daher das rasche Wachstum Österreichs in der Vergangen­
heit auf erfolgreiche Übernahme ausländischer Technologie - durch Imi­
tation oder Lizenzen - zurückzuführen gewesen wäre - was durchaus 
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fraglich ist - wird eine solche Strategie in Zukunft immer weniger er­
folgreich angewendet werden können. Schon jetzt gibt es genügend Indi­
katoren dafür, daß die Firmen, die glauben auf eigene Forschungs- und 
Entwicklungsanstrengungen verzichten und Lizenzen und Patente an­
kaufen zu können, zwar Beschäftigung und Umsätze halten können, kei­
neswegs jedoch ihre Gewinne. Auf die verschiedenen Probleme, die sich 
für Österreich aus zu geringer F&E ergeben, wurde schon oft genug hin­
gewiesen; es genügt, sie hier kurz zu wiederholen (siehe dazu Tichy 1986;  
Steinhöfler 1991) :  
e negative Patent- und Lizenzbilanz; 
e niedrige Pro-Kopf-Exporte technischer Fertigwaren; 
e Nettoimporte hochtechnologischer und Nettoexporte niedrigtechno­

logischer Produkte; 
e niedrige Unit values im Export; 
e Exporterfolge eher auf schrumpfenden als auf expandierenden Märk­

ten; 
e (bis vor kurzem) stark negative Bilanz der Auslandsinvestitionen; 
e nach wie vor überproportionaler Basissektor und unterentwickelter 

Spezialitätensektor in bezug auf Produktion wie Investition. 
Die empirische Evidenz in Österreich - trotz niedriger F&E rasches 

Wachstum, doch bei gedrückten Erträgen - entspricht den neuesten Er­
gebnissen der Industrieökonomie und der Wachstumsforschung: Cant­
weil (1989,  126  ff.) fand zwar keinen direkten Zusammenhang zwischen 
Technologiegrad und Außenhandel (und damit Wachstum), sehr wohl 
aber eine relativ deutliche Beziehung zwischen Technologiegrad und ge­
samter internationaler Aktivität des Landes, also Außenhandel plus 
Produktion heimischer Firmen im Ausland. Bloß in der frühen Pro­
duktzyklusphase führt hohe Forschungs- und Entwicklungstätigkeit zu 
erhöhter Produktion im Inland und zu entsprechend hohen Exporten, in 
der späten Produktzyklusphase führt sie eher zu Produktion im Ausland, 
um Lokalisationsvorteile zu lukrieren. Aber auch in diesem zweiten Fall 
wird das Inland in der Regel profitieren, und zwar durch Gewinntrans­
fers, durch Beschäftigung qualifizierten Forschungs- und Führungsper­
sonals im Inland und meist auch durch Arbeitsteilung: hochlohnintensi­
ve Produkte der frühen Produktzyklusphase im Inland, kapital- und 
niedriglohnintensive der späten Phase im Niedriglohn-Ausland. Bar­
tel/Lichtenberg (1990) konnten zeigen, daß Industrien in der frühen Pro­
duktzyklusphase (mit junger Technologie) höhere Löhne zahlen als sol­
che der späten Phase (mit reifer Technologie), und zwar nicht bloß des­
wegen, weil sie qualifiziertere Arbeitskräfte beschäftigen; auch alters­
und ausbildungsspezifisch zahlen sie besser, wenn auch die Differenz im 
hochqualifizierten Bereich größer ist als im weniger qualifiziertem. 

Dementsprechend besteht ein guter Zusammenhang nicht zwischen 
F&E-Aufwendungen und Wachstum, sondern zwischen F&E-Aufwen­
dungen und Wohlstandsniveau: Die F&E-Quote kann gut ein Viertel der 
Wohlstandsunterschiede zwischen den Ländern erklären: Reiche Länder 
brauchen mehr F&E, weil sie irrfolge ihres hohen Lohnniveaus bloß bei 
technologie-, know-how- und skillintensiven Spezialitäten konkurrenz-
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Abbildung 2 F & E-Quote und Wohlstand 
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fähig sein können; umgekehrt aber wirkt sich ihre qualifizierte Produk­
tion und das dadurch ermöglichte hohe Lohnniveau auch wohlstands­
steigernd aus. 

Die moderne Wachstumstheorie (siehe dazu Tichy 1991) erklärt die 
Wohlstandsunterschiede zwischen den Ländern aus akkumuliertem Wis­
sen, aus Lernkurveneffekten (Lucas 1988) oder aus spezifischer Arbeits­
teilung im Bereich der höchstqualifizierten Produktion (Romer 1987) .  
Das Wissen wird durch F&E, aber auch durch Produktionstätigkeit und 
Investitionen gewonnen und akkumuliert; je länger die Produktionsge­
schichte eines Landes, je mehr bereits produziert wurde, desto mehr 
Wissen wurde angesammelt, desto weiter oben auf der Lernkurve befin­
det sich das Land bzw. seine Bevölkerung. Natürlich muß auch berück­
sichtigt werden, daß das Wissen veraltet und bei Strukturbrüchen verlo­
rengehen kann. Aber: Je mehr F&E und je mehr qualifizierte Produk­
tion, desto mehr akkumuliertes Wissen und desto größer der Vorsprung; 
wer zurückfällt, tut sich schwer wieder aufzuholen. 

Noch interessanter - und auch für Fragen der Industriepolitik noch re­
levanter - sind die Überlegungen von Romer (1987):  Ihm zufolge setzt 
Wettbewerbsfähigkeit ein reiches Potential an spezialisierten Zulie­
ferern voraus. Deren Zahl ist allerdings - wie Stigler schon 1951  fest­
stellte - durch die Größe des Marktes und den Technologie- und Spezia­
lisierungsgrad der Produktion begrenzt. Insofern bieten größere Märkte 
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und Agglomerationen - aber auch Spezialisierung - Wachstumsvorteile. 
Ähnlich besteht für Porter {1991)  die Wettbewerbsfähigkeit in der Ver­
flechtung, in der Stärke von "Wirtschaftskomplexen" aus verwandten 
Branchen, Zulieferem und nachgelagerten (Dienstleistungs-)Zweigen. 
Die Empirie zeigt, daß sich die wichtigsten Wettbewerber in vielen Bran­
chen auf wenige Länder, sogar auf wenige Regionen konzentrieren. 
Außerdem stehen in den wettbewerbsfähigen Branchen jeweils mehrere 
international erfolgreiche Inlandsunternehmungen in heftiger Konkur­
renz zueinander. Unternehmen erzielen dort einen Wettbewerbsvorteil, 
wo ihr einheimischer Standort die rascheste Anhäufung spezialisierter 
Anlagen und Kenntnisse begünstigt. Sie sind der Konkurrenz überlegen, 
wenn ihr heimischer Stützpunkt laufende Informationen über ge­
wünschte Produkte und Verfahren besser liefert, wenn Besitzer, Manager 
und Beschäftigte ständig innovieren und investieren und wenn sie von 
inländischem Wettbewerb dazu auch gezwungen werden. Länder haben 
nicht mit einem einzelnen Unternehmen oder einer einzelnen Branche 
internationalen Erfolg, sondern mit "Wirtschaftskomplexen" ,  die durch 
vertikale und horizontale Lieferbeziehungen eng miteinander verknüpft 
sind. 

Forschungspolitisch ist das besonders interessant, weil das Zuliefer­
wesen generell stark zugenommen hat und die Zulieferer zunehmend 
auch die Entwicklung der Komponenten übertragen erhalten. Das 
knüpft das Netz innerhalb der "Wirtschaftskomplexe" natürlich noch 
viel enger und verstärkt den Bedarf nach einer breiten und höchst qua­
lifizierten Infrastruktur von Zulieferem verschiedenster Art. Industrie­
politisch gilt es aber auch das Umfeld für eine solche Vielfalt an Zulie­
ferern aufzubereiten, eine Aufgabe, die innerhalb der Agglomerationen 
wohl leichter fallen dürfte, als auf dem weniger entwickelten flachen 
Land3• 

Es ist wichtig, darauf hinzuweisen, daß diese neueren Entwicklungen 
die Vorstellungen über das für Innovationen nötige Umfeld stark gewan­
delt haben. Schumpeter (1942) war davon ausgegangen, daß zur Förde­
rung der Innovation große monopolistische Einheiten geschaffen werden 
müssen; nur sie wären bereit und in der Lage, Innovationen durchzu­
führen. Wohl auch durch Galbraith (1952) gefördert, wird diese Meinung 
in industriepolitischen Kreisen noch heute vielfach vertreten, nicht zu­
letzt auch in Österreich. Die moderne Industrieökonomie konnte diese 
Vorstellung jedoch keineswegs bestätigen, die Beziehung zwischen F&E 
und Marktkonzentration ist keine ansteigende Funktion, sondern eher 
ein auf den Kopf gestelltes U (Cohen/Levin 1989,  1075);  gerade mittlere 
Marktkonzentration fördert effiziente F&E am meisten. Zwischen F&E 
und Firmengröße besteht kein signifikanter Zusammenhang (Cohen/Le­
vin 1989,  1969); Acs/Audretsch {1987) fanden starke Evidenz dafür, daß 
eine gute Mischung von Firmengrößen F&E am stärksten stimuliert: We­
nige große Unternehmungen, die von einer erheblichen Zahl kleinerer 
gejagt werden. Aber auch die innere Organisation der Firmen dürfte von 
ausschlaggebender Bedeutung sein und wichtiger als Größe als solche 
(Williamson 1985;  Clark et al. 1987) .  
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Industrie- und technologiepolitische Konsequenzen 

Theorie und Empirie lassen somit klar erkennen, daß es für einen klei­
nen, entwickelten Industriestaat wie Österreich keine Alternative zur 
Produktion technologie- und skillintensiver Spezialitäten gibt. Solche 
können aber bloß mit Hilfe selbstentwickelter, nicht mit zugekaufter 
Technologie erarbeitet werden. An eigenen F&E-Anstrengungen führt 
somit kein Weg vorbei. Zugleich muß aber betont werden, was an ande­
rer Stelle breit ausgeführt wurde (Tichy 1986) ,  daß F&E auch externe Ef­
fekte hat, daß also diejenigen, die F&E-Ausgaben tätigen nicht selbst in 
den vollen Genuß der Ergebnisse kommen, stets partizipieren an ihren 
Ausgaben zwangsläufig auch andere. Die völlig ungelenkte Marktwirt­
schaft unterdotiert F&E demgemäß, da der einzelne seine F&E-Aufwen­
dungen nach der einzelwirtschaftlichen Rentabilität bestimmt, nicht 
nach der höheren gesamtwirtschaftlichen; demgemäß wird weniger ge­
forscht und entwickelt als gesamtwirtschaftlich zweckmäßig wäre. In 
diesem Marktversagen liegt die Begründung und auch die Rechtferti­
gung für die Förderung von F&E durch die Öffentliche Hand. 

Wenn es aber notwendig und sinnvoll ist, F&E staatlich zu fördern, 
stellt sich die Frage, wie das am besten erfolgen soll. Wieder will und 
kann ich in dem gegebenen Rahmen nicht auf den gesamten Komplex 
eingehen. Natürlich bedarf es einer gewissen Basisförderung, aber die 
lasse ich beiseite, ich will mich auf die Setzung von Förderungsschwer­
punkten konzentrieren. Wie die Arbeiten von Romer (1987), Lucas (1988) 
und Porter ( 1991) gezeigt haben, hängt die Wettbewerbsfähigkeit der 
Wirtschaft, damit Beschäftigung und Wohlstand der Bewohner, von der 
Akkumulation von Wissen auf ganz bestimmten Gebieten, von der 
Schaffung einer hochspezialisierten Zulieferstruktur und einer Mindest­
dichte von Konkurrenten ab. Fast überall, besonders aber in Österreich, 
hält man es - im Gegensatz dazu - für einen Nachteil, wenn zwei Fabri­
ken in unmittelbarer Nachbarschaft ähnliche Produkte erzeugen: "Die 
sollen doch zusammengehen und sich nicht gegenseitig Konkurrenz ma­
chen, dann leben sie doch beide besser. " Die Wortwahl schon ist enthül­
lend: Sie leben besser - vielleicht, kurzfristig; der Druck wird von ihnen 
genommen, sie müssen sich weniger anstrengen, langfristig verlieren sie 
ihre Wettbewerbsfähigkeit. Statisch mag die Effizienz gesteigert werden, 
dynamisch geht sie verloren. Eine reich gegliederte qualifizierte Zulie­
ferstruktur, ein qualifiziertes Angebot von Entwicklungsleistungen und 
von qualifiziertem Personal, setzt die Existenz mehrerer konkurrieren­
der Produzenten voraus - die Fluktuation von Personen und vielleicht 
auch von Führungskräften zwischen ihnen führt zur gegenseitigen Be­
fruchtung. Es ist kein Zufall, daß die traditionellen deutschen Automo­
bilhersteller Mercedes, Porsche, BMW, Audi in Süddeutschland, die Che­
miefirmen BASF, Hoechst, Bayer und andere im Rhein-Main-Gebiet an­
gesiedelt sind, daß Messerwaren aus Solingen kommen, Druckerpressen 
aus dem Raum Nürnberg, Autowaschanlagen aus dem Raum Memmin­
gen. Die Elektronikindustrie im Silicon Valley konkurriert sich nicht ge­
genseitig, sondern sie fördert sich, daß es mehrere Pkw-Firmen gibt, hat 
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der japanischen Autoindustrie außerordentlich gutgetan, wogegen die 
englische Automobilindustrie an ihrer Fusion zu British Leyland einge­
gangen ist. Ich verweise auch auf die diesbezüglichen Erfahrungen der 
Österreichischen Verstaatlichen Industrie. 

Wenn aber eng verflochtene Industriekomplexe bestimmter Speziali­
sierung entstehen sollen, also eine deutliche Schwerpunktsetzung im Be­
reich der Produktion, kommt man auch um eine Schwerpunktsetzung im 
Bereich der F&E-Politik wie der Industriepolitik nicht herum, und es 
stellt sich natürlich die Frage: Wer bestimmt die Schwerpunkte? Auf 
welchen Gebieten sollen sie gewählt werden? Kritische Stimmen, daß die 
Setzung von Schwerpunkten unmöglich oder zumindest kontraproduk­
tiv wäre, sind nicht zu überhören. So etwa 0. E. Buckley, der Präsident 
der Bell Telephone Laboratories: "One sure way to defeat the scientific 
spirit is to attempt to direct inquiry from above. All successful industri­
al research directors know this and have learned by experience that 
what one single director of research must never do is to direct research, 
nor can it permit direction of research by any supervising board. " Und 
noch deutlicher C. E. K. Mees von Kodak: "The best person to decide 
what research work shall be done is the man who is doing the research. 
The next best is the head of the department. After that you leave the field 
of best persons and meet increasingly worse groups. The first of this is 
the research director, who is probably wrong more than half the time. 
Then comes the committee, which is wrong most of the time. Finally 
there's a committee of company vice-presidents which is wrong all the 
time. " (Jewkes et al. 1969, 1 1 1). 

Wenn die Vize-Präsidenten immer irren, müssen wir einerseits dank­
bar sein, wenn sie den ganzen Tag Golf oder Tennis spielen und die Ent­
scheidungen anderen überlassen, und wir müssen andererseits überle­
gen, wie es dann mit den Entscheidungen von Ministerialbeamten, Uni­
versitätsgremien und Parlamenten aussieht - irren sie noch öfter als "all 
the time"? Und wenn sie öfter als "all the time" irren, wirkt das dann 
vielleicht wieder positiv? Glücklicherweise zitieren Jewkes et al. (1969, 
1 1 1) auf der selben Seite auch Sir Alexander Fleming, den Erfinder des 
Penizillins: "A team is fine when you have something to go on, but when 
you have nothing to go on, well, I should think the team is the worst pos­
sible way of starting, it is impossible to start out to find something grand 
new with a team. " Hier scheint der Ansatzpunkt zu liegen: Etwas wirk­
lich neues kann allein das Individuum initiieren, aber "a team is fine if 
you have so mething to go on". 

An dieses Konzept haben wir uns gehalten, als wir das Technologie­
konzept der Österreichischen Bundesregierung erstellt haben: Nicht 
N eues durch Gremien schaffen und schon gar nicht Schwächen stützen, 
sondern Stärken ausbauen. Demgemäß sollen Schwerpunkte dort ge­
setzt werden, wo mindestens zwei Forschergruppen hervorragende Er­
gebnisse ausweisen können und zwei oder mehr gute Österreichische Un­
ternehmungen existieren, die interessiert und in der Lage sind, die For­
schungsergebnisse in Produkte umzusetzen. Die Schwerpunkte sollen 
nicht allzugroß sein, weil eingedenk der Aussagen von Buckley und Mees 
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nur etwa die Hälfte der Forschungsförderungsmittel verplant werden 
soll und etwa fünf Schwerpunkte zugleich gefördert werden sollen, um 
der Vielfalt wenigstens einigermaßen gerecht zu werden. Die Schwer­
punkte sollen zeitlich begrenzt sein - fünf Jahre mit einmaliger Verlän­
gerungsmöglichkeit - und zwar aus zwei Gründen: Erstens, weil sie bloß 
eine konzentrierte Starthilfe bzw. einen Schub auf ein höheres Niveau 
geben sollen und dananch die Förderung auf einem anderen Gebiet kon­
zentriert werden soll; und zweitens, noch viel wichtiger:  weil gerade im 
Gegensatz zur Meinung der Betroffenen, eingespielte Teams nach Ablauf 
der Förderungsperiode zerschlagen werden sollen; eingespielt sein ten­
diert zwangsläufig zur Routine, die Herausforderung muß nachlassen. 
Erst durch die Sprengung der Teams kann deren Wissen über die ganze 
Volkswirtschaft diffundieren. Es wandert mit seinen Trägern in ganz an­
dere Unternehmungen, teilweise sogar in neu gegründete Unternehmun­
gen, es wandert in andere Forschungsinstitute, wird dort mit anderen 
Aufgaben konfrontiert und diffundiert damit auf andere Gebiete. Der 
Ursprung der U. S.-Laser-Industrie war die Beendigung eines großen 
Pentagon-Programms, das die Forscher zwang, neue Wirkungsstätten 
und neue Anwendungsbereiche für ihr Wissen zu suchen. (Leider haben 
wir in Österreich derzeit keine großen Forschungsprojekte und können 
daher auch nicht durch ihre Beendigung einen mächtigen industriellen 
Impuls setzen.) 

Erste Erfahrungen mit den ersten Forschungsschwerpunkten liegen 
bereits vor. Im Bereich der Lasertechnologie, des ersten Schwerpunktes, 
bei dem es zunächst noch wenig qualifizierte inländische Anwender gab 
und der für die Industrie mehr Startcharakter hatte als bei den Techno­
logieschwerpunkten eigentlich geplant war, hat die Verbindung der Uni­
versitätsforschung mit der Schaffung von praxisnahen, anwendungsori­
entierten Einrichtungen sehr gute Anfangserfolge gebracht. Ein zweiter 
Schwerpunkt, flexible Automation dessen Feinkonzept erst seit wenigen 
Wochen vorliegt, ist bereits auf sehr großes Interesse gestoßen. 

Ich will auf Details des Technologiekonzepts der Österreichischen 
Bundesregierung nicht weiter eingehen. Ich möchte im Rahmen des mir 
zustehenden Gebietes der Theorie bleiben. Von dieser Warte aus läßt sich 
sagen, daß mit den Technologieschwerpunkten offenbar ein befriedigen­
der Kamprarniß gefunden werden konnte. Es wird Aufgabe der künfti­
gen Jahre sein, von der deutlichen Anwendungsorientierung, die derzeit 
noch unvermeidlich ist, stärker in den vorwettbewerbliehen Bereich vor­
zudringen. Der Anteil der Ausgaben für vorwettbewerbliehe Forschung, 
der in Österreich derzeit noch bei etwa 5 Prozent liegt, wird wohl auf den 
drei- bis vierfachen Wert gesteigert werden müssen. 

Am Rande soll noch erwähnt werden, daß Schwerpunktsetzungen, so 
wie im Bereich der angewandten Forschung durch das Technologiekon­
zept, auch im Bereich der Grundlagenforschung unvermeidlich sein 
werden - infolge der Knappheit der Mittel, aber - noch wichtiger - auch 
deswegen, weil das Argument der kritischen Dichte notwendig verfloch­
tener Infrastruktur für die Grundlagenforschung gleichermaßen gilt wie 
für die angewandte Forschung und für die Produktion. Selbst hervorra-
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gende Einzelleistungen müssen ohne weitere Konsequenzen bleiben, 
wenn das Umfeld fehlt, das sie kommentierend, kritisierend und weiter­
führend aufnimmt. 

Konsequenzen für die Forschungsorganisation 

Was sind die Folgen dieser Überlegungen für die Forschungsorganisa­
tion? Ziel der Österreichischen F&E-Politik wie der Österreichischen In­
dustriepolitik ist, die im Durchschnitt kleineren bis mittleren Unterneh­
mungen, deren Wettbewerbsfähigkeit bisher zum Teil noch immer auf 
Lizenzen und Imitationen, auf relativ niedrigen Löhnen und auf einer 
gut, aber traditionell ausgebildeten Facharbeiterschaft beruhte, beim 
Übergang zu wissens- und (hoch)technologieorientierten Spezialitäten 
zu helfen. Das kann bloß dann gelingen, wenn nicht bloß die einzelnen 
Unternehmungen ihre Entwicklungsanstrengung verstärken, sondern 
darüber hinaus eine breite Infrastruktur von höchst qualifizierten "Zu­
lieferindustrien" im weitesten Sinn aufgebaut wird, von der Produktion 
komplexer Komponenten über Service- und Wartungseinrichtungen, 
Beratungsfirmen, private, halbstaatliche und staatliche Forschungsein­
richtungen, Informationstransfersysteme usw. Selbst bei einfachen Pro­
dukten der Massenproduktion wurde in der jüngeren Vergangenheit die 
Fertigungstiefe stark reduziert, um die Konkurrenzfähigkeit zu erhal­
ten; noch viel entscheidender sind qualifizierte Zulieferungen - auch von 
Forschungs- und Entwicklungstätigkeit - im Spezialitätenbereich skill­
und hochtechnologieintensiver Produktion. In diesem Rahmen geht es 
natürlich um die Schaffung der entsprechenden F&E-Struktur. Um hier 
die Bedürfnisse zu erkennen, ein Blick auf die Art, wie erfahrene und er­
folgreiche Firmen ihre Forschungs- und Entwicklungsarbeit betreiben: 

"Ich möchte vor allem eines betonen, wir sind sicherlich ein sehr oder 
ganz forschungs- und entwicklungsorientiertes Unternehmen. Von unse­
ren 800 Mitarbeitern sind rund 50'0 Mitarbeiter direkt in Forschung und 
Entwicklung beschäftigt, und zwar sowohl für Erstellung von For­
schungs- und Entwicklungsleistung für die internationale Motorenin­
dustrie als auch für hochspezialisierte Meßgeräte und Meßanlagen für 
dieselbe Industrie bzw. andere Anwendungen. Das Wesentliche scheint 
mir, daß man Technologie aus der Warte des Unternehmens nicht ge­
trennt vom Marketing betrachten kann. Es ist technisches Wissen und 
wird im Unternehmen nur dann lebendig, wenn es auf ein bestimmtes 
Entwicklungsziel hin angewandt wird, und hier ist die Festlegung des 
Entwicklungszieles ein entscheidender Prozeß und wesentlich, daß man 
im internen Ablauf sicherstellt, daß das Entwicklungsziel wirklich vom 
Markt, und hier möchte ich sogar noch spezifischer sagen, vom zukünf­
tigen Anwender und Benützer dieser Leistungen oder Produkte erstellt 
wird. Ich glaube, man muß sich viele Organisationsformen überlegen, 
daß man sicherstellt, daß Entwicklungsziele vom Markt bzw. unter Ein­
beziehung der Benützer und Verwender dieser Geräte oder Forschungs­
leistungen erstellt werden. Es ist oft die Erfindung eines Benutzervor-
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teils das Wichtigste, die Realisierung dann aber manchmal gar nicht so 
schwer. Wir suchen daher in all unseren Sparten immer wieder neue Or­
ganisationsformen. So bilden wir Projektteams, in denen sich Mitarbei­
ter aus verschiedenen Fachrichtungen mit bestimmten bevorzugten 
Kunden zusammensetzen. Ein entscheidender praktischer Weg ist, daß 
man bei der Erstellung von neuen Pflichtenheften sicherstellt, daß sie 
sowohl von der Entwicklungsabteilung als auch vom Markt bzw. von 
Mitarbeitern, die den Markt - den Kunden - vertreten, formuliert wer­
den. Das klingt sehr einfach, ist aber meiner Meinung nach ganz ent­
scheidend. Wichtig ist auch, daß man sich gerrau überlegt, welche Art 
von Produkt man erzeugt. Hier ist die Grundbedingung, daß wir nur sehr 
hochspezialisierte, um nicht zu sagen höchstspezialisierte Produkte und 
Leistungen ins Auge fassen. Hier können wir einen wirklich hohen Welt­
marktanteil erreichen, so daß wir typischerweise nur zwei oder drei 
Konkurrenten auf der ganzen Welt haben. Das setzt voraus, daß man 
höchste Technologie für dieses Ziel anwendbar macht. Es ist aber auch 
wesentlich, daß man die Zahl der bearbeiteten Marktsegmente wirklich 
nur sehr vorsichtig ausweitet. Wir überlegen uns sehr, bevor wir in ein 
neues Marktsegment einsteigen, weil dann neues Applikationswissen, 
neue Vertriebskanäle erforderlich sind, es ist viel besser, man versucht 
bestehende Marktsegmente systematisch auszuweiten, bevor man in 
ganz neue hineinspringt. Doch wird das sicherlich auch manchmal er­
forderlich sein. 

Es ergibt sich nun die Frage, wie schafft man es, unsere Ziele gleich­
zeitig zu erreichen: Hohe Spezialisierung, weltweiter Absatz, Hochtech­
nologie und eine möglichst breite technologische Basis. Das ist natürlich 
bei uns im Unternehmen teilweise dadurch sukzessiv entstanden, daß 
wir eine ganze Reihe von verschiedenen Fachrichtungen haben, wie die 
verschiedenen Disziplinen des Motorenbaus, Feinmechanik, Elektronik, 
Computertechnik, Physik, Chemie. Man bildet dann project teams aus 
verschiedenen Abteilungen für ganz bestimmte Ziele, die vom Markt 
festgelegt werden. Um diese technologische Basis zu erweitern ist es 
wichtig, daß man in das Team immer wieder Schlüsselfachleute auch 
von außen hereinnimmt. Wir nehmen sehr viele Leute von den Hoch­
schulen und auch von anderen Schulen auf. Wenn man in neue Techno­
lagien einsteigt, ist es zweckmäßig, einen wirklich erfahrenen Mann her­
einzuholen, damit man einen neuen Brückenkopf in einer neuen Techno­
logie bilden kann. Die Zusammenarbeit mit Universitäten ist für uns ein 
sehr wichtiger Faktor, für eine Kooperation mit einem Universitätsinsti­
tut muß man aber im allgemeinen einen Fachmann der gleichen Diszi­
plin im Hause habe, weil es sonst sehr schwer ist, das Basistechnologie­
wissen auf ein bestimmtes marktorientiertes Entwicklungsziel auszu­
richten. Ich glaube auch, daß Universitätsinstitute, vor allem der Tech­
nischen Universitäten und der naturwissenschaftlichen Fakultäten, die 
auf einem bestimmten Technologiegebiet wirken, sich mehr als bisher an 
Einzelunternehmen orientieren sollten. Ich meine das in dem Sinne, daß 
der Unternehmer aus Marketinggesichtspunkten seine Zielsetzungen 
nun sehr schwer verändern kann. Es ist im Prinzip viel leichter, Techno-
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logie, die auf einem Universitätsinstitut vorhanden ist, auf eine be­
stimmte Produktentwicklung hin neu auszurichten. Ich glaube, hier soll­
ten Universitätsinstitute manchmal etwas aufgeschlossener sein, um mit 
einem bestimmten Unternehmen, meistens in einer bestimmten Abtei­
lung eines Unternehmens, eine wirklich langfristige, für beide Seiten er­
folgreiche Parternschaft eingehen zu können. " (Dipl.-Ing. Helmut List, 
AVL, List GesmbH in Aiginger 1984, 1 3 1  f). 

Wir können aus dieser Analyse zweierlei lernen: Erstens, daß am An­
fang der Entwicklung immer ein Bedarf eines Kunden stehen muß, eine 
Voraussetzung, die auch Freeman (1973) ganz generell als Kriterium er­
folgreicher Innovation gefunden hat. Gerade dieses Kriterium wird aber 
von vielen, auch und gerade österreichischen, Unternehmungen immer 
wieder verstoßen. Allzu oft führt die technische Faszination zur Ent­
wicklung neuer Produkte nach rein technischen Kriterien, nicht nach ei­
nem Kundenbedürfnis. Die Förderungsbürokratien werden diesem 
Aspekt in Zukunft vielmehr Beachtung schenken müssen, um Flops zu 
vermeiden und ihre Mittel effizient einzusetzen. 

Zweitens aber, und zentraler ist die Erkenntnis von Dipl.-Ing. List, 
daß das Entwicklungsteam im eigenen Unternehmen eingegliedert sein 
und aus Vertretern verschiedener eigener Abteilungen - einschließlich 
Produktion, Marketing und Verkauf - bestehen soll. Diesem firmeninter­
nen Team können und müssen " Schlüsselfachleute" von außen beigege­
ben werden: doch diese Schlüsselfachleute arbeiten im firmeninternen 
Team mit, in der Firma, an den Zielen der Firma. Das kontrastiert scharf 
mit dem Bild, demzufolge der Unternehmer den Wunsch nach einem 
neuen Produkt beim Außeninstitut der Technischen Universität abgibt 
und gleich den Termin erhält, an dem er die Blaupause abholen kann. 
Das firmeninterne Team holt Schlüsselfachleute herein, um einen 
Brückenkopf in einer neuen Technologie zu schaffen. Bei einem erfahre­
nen Unternehmen wie AVL, das zwei Drittel seiner Mitarbeiter in der 
Entwicklung beschäftigt, kommen diese Schlüsselfachleute natürlich 
von den Universitäten. In Forschung und Entwicklung weniger erfahre­
ne "typische" Produktionsunternehmen, insbesondere wenn sie nicht 
über breit ausgebaute Forschungs- und Entwicklungsabteilungen verfü­
gen, werden sich oft schwertun, mit Universitätsforschern eine gemein­
same Sprache zu finden und ihre Marktkenntnisse und ihre Kundenbe­
dürfnisse gegen die Forschungsinteressen der Hochschulakademiker 
durchzusetzen. Das firmeninterne Team muß es dennoch auch in kleine­
ren Firmen und bei weniger raffinierten Aufgaben geben; aber der 
Schlüsselfachmann wird oft nicht ein Hochschulprofessor oder ein Assi­
stent sein, sondern eher ein Mitarbeiter eines stärker anwendungsorien­
tierten Forschungsinstitutes oder einer solchen Beratungseinrichtung. 
Das können und werden vielfach private Institute sein, und es ist der 
staatlichen Forschungspolitik zu empfehlen, solche Institute auf den Ge­
bieten der Technologieschwerpunkte zu fördern. Besondere Bedeutung 
wird aber auf absehbare Zeit halbstaatlichen außenuniversitären Insti­
tuten zukommen, die es schon seit langem gibt (Seibersdorf, Joanneum, 
Arsenal usw.) .  Diese Institute wurden in den letzten Jahren meist umor-
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ganisiert, effizienter gestaltet, doch es wird zu überlegen sein, wieweit 
weitere Anpassungen an die Bedürfnisse der Österreichischen Technolo­
giepolitik erforderlich sind. Dabei ist insbesondere die Spezialisierung, 
die Konzentration auf bestimmte hochspezialisierte Aktivitäten in be­
stimmten Regionen und die Verstärkung der Mitwirkung in firmeninter­
nen Teams zu erwähnen. Selbstverständlich gibt es keine Patentvor­
schläge, wie das geschehen kann, doch lohnt es sich, in diese Richtung 
weiterzudenken. Es darf aber keineswegs um eine Senkung des Niveaus 
der Tätigkeit dieser Institute gehen, sondern bloß um eine stärkere Spe­
zialisierung, um eine stärkere Dezentralisierung und um eine teilweise 
Verlagerung der Tätigkeit von den Institutsschreibtischen in die Betrie­
be, in die Teams der Firmen. 

Die nötige breite Zuliefer-Infrastruktur von qualifizierten Komponen­
ten und Entwicklungsleistungen setzt jedoch "unterhalb" eine weitere 
Ebene von noch stärker anwendungsbezogenen Beratungs- und Ent­
wicklungseinrichtungen voraus. Sie müßten grundsätzlich kommerziell 
geführt werden, haben aber zwangsläufig -erhebliche Startschwierigkei­
ten. Denn solange es die differenzierte Struktur von Produktionsunter­
nehmungen nicht gibt, die ihre Dienste nachfragen, kann es diese spe­
zialisierten Entwicklungs- und Beratungseinrichtungen nicht geben; so­
lange es sie aber nicht gibt, gibt es auch keine differenzierte Struktur 
von Produktionsunternehmungen - die Katze beißt sich in den Schwanz ! 
Es wird Teil der Industriepolitik und der Technologieförderung sein 
müssen, solche Entwicklungs- und Beratungsunternehmungen auf den 
Gebieten der Förderungsschwerpunkte temporär zu unterstützen, teils 
durch direkte Starthilfe und Subventionen, vor allem aber durch tem­
porär subventionierte Aufträge; allerdings muß sichergestellt sein, daß 
die Unterstützung bloß temporär erfolgt. 

Zusammenfassung 

Das hier vorgestellte Konzept widerspricht einigen gängigen Vorstel­
lungen der Österreichischen Industriepolitik Bekannte Wirtschaftsfach­
leute und Politiker aller politischen Richtungen fordern immer wieder 
die Schaffung von "Flaggschiffen" der Österreichischen Industrie, die 
Forschung und Entwicklung tragen, die Dynamik der Österreichischen 
Wirtschaft sichern, als "Systemführer" agieren, Klein- und Mittelunter­
nehmungen als Subkontraktaren beschäftigen und weltweit erfolgreich 
tätig sind; sie fordern Österreichische Multis, die international mitspie­
len können. Es wäre überaus erfreulich, wenn solche Österreichischen 
Multis entstehen, und zwar dadurch entstehen, daß bestehende gute Un­
ternehmungen zusätzliche Kompetenz erlangen, daß sie herausragende 
Spezialitäten entwickeln, die anderswo erzeugten überlegen sind, und 
mit ihrem selbsterworbenen technischen und organisatorischen Know­
how weltweit erfolgreich sind und hohe Erträge erwirtschaften. Es wäre 
überaus erfreulich, wenn auf diese Weise Unternehmen entstehen, die 
groß sind, weil sie erfolgreich sind. Was kaum möglich ist, ist der umge-
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kehrte Weg, der billige Abkürzer: "Erfolg durch Größe " statt " Größe 
durch Erfolg ": Flaggschiffe dadurch zu kreieren, daß durch Fusion oder 
Subvention, durch Bankenmacht oder Staatsmacht große Einheiten ge­
schaffen werden, in der Hoffnung, diese würden allein dadurch erfolg­
reich sein. Das mag in Ausnahmsfällen funktionieren, in der Regel ist es 
der teuerste Weg zur Stagnation und Insolvenz (siehe dazu Tichy 1990) . 
Statt Flaggschiffe künstlich aus Unternehmen zu kreieren, die es zuvor 
aus eigener Kraft nicht geschafft haben, international konkurrenzfähige 
Produkte oder besonderes organisatorisches Know-how zu schaffen und 
dadurch international bedeutsam zu werden, müssen wir den Weg gehen, 
den die moderne Wachstumstheorie und die moderne Betriebswirtschaft, 
den Lucas, Romer und Porter als den erfolgversprechenden ansehen: 
"Wirtschaftskomplexe" aus zahlreichen Unternehmen verwandter 
Branchen, Zulieferern und nachgelagerten (Dienstleistungs-)Zweigen zu 
schaffen, die Anhäufung spezialisierter Anlagen und Kenntnisse zu för­
dern und damit die Voraussetzungen zu schaffen, daß eine Gruppe ge­
meinsam mit ihrer Technologie, mit ihren Forschungs- und Entwick­
lungseinrichtungen international bekannt und wettbewerbsfähig wird. 
Wenn aus dieser Gruppe Flaggschiffe entstehen - desto besser. Wenn 
daraus keine Flaggschiffe entstehen, sondern bloß hundert, der Presse 
unbekannte, aber international erfolgreiche Unternehmungen, so ist 
diese Situation derjenigen vorzuziehen, in der ein einziges, isoliertes und 
dadurch anfälliges Flaggschiff bei jedem Schlingern - ob zufällig, ver­
schuldet oder unverschuldet - die gesamte Volkwirtschaft zum Erzittern 
bringt. 

Anmerkungen 

1 Aus Gründen der internationalen Vergleichbarkeit umfaßt die "Öffentliche Hand im 
weitesten Sinn" alle nicht von der Wirtschaft selbst finanzierten F&E-Aufwendungen. 
Nach der - allein für Österreich möglichen - exakten Rechnung wurden ( 1985) von 
7,99 Milliarden Schilling für firmeneigene Forschung 0,04 Milliarden Schilling vom 
Bund, 0 , 0 1  Milliarden Schilling von den Ländern und 0 ,34 Milliarden Schilling von 
den Fonds finanziert, zusammen ist das etwa 'j, Promille des BIP. 

2 Das sind etwa 5 Promille der Produktionsunternehmungen mit mehr als 20 Beschäf­
tigten. 

3 Regionalpolitisch könnten diese Entwicklungen somit zu einer verstärkten regionalen 
Polarisierung führen; doch das steht nicht zur Diskussion und muß in anderem Rah­
men behandelt werden. 
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Die Industrie- und Technologie­
politik kleiner europäischer Länder 

im Vergleich 

Hans Glatz 

1. Einführung* 

Die zentrale Frage dieser Arbeit ist, wie eine industrie- und technolo­
giepolitische Strategie Österreichs in den neunziger Jahren aussehen 
könnte. In diesem Beitrag werden die Strategien und Modelle der Indu­
strie- und Technologiepolitik in den Ländern Finnland, Schweden, Dä­
nemark und Holland vergleichend zu Österreich unter dem Blickwinkel 
untersucht, welche ausländischen Erfahrungen und Modelle für die Wei­
terentwicklung der Industrie- und Technologiepolitik in Österreich er­
giebig sein könnten. 

Die hier untersuchten Länder sehen sich gegenwärtig mit tiefgreifen­
den Veränderungen der technologischen und der weltwirtschaftliehen 
Bedingungen konfrontiert. Die Politik gegenüber dem industriellen Sek­
tor hat sich unter diesem Einfluß in den untersuchten Ländern deutlich 
gewandelt. Die klassische Industriepolitik (Investitionsförderung, etc.) 
tritt zugunsten der Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der eigenen In­
dustrie über eine forcierte Forschungs- und Technologiepolitik immer 
mehr in den Hintergrund. 

Die neuen Basistechnologien 

Seit Anfang der achtziger Jahre ist ein größerer Innovationsschub zu 
beobachten. Neuartige Tätigkeitsfelder für Arbeit und Kapital werden 

* Die hier dargestellten Ergebnisse basieren auf der Studie: Glatz H. ,  M. Latzer, W. Polt, 
A. Schedler: Kleinstaaten im wirtschaftlichen StrukturwandeL Industrie- und techno­
logiepolitische Strategien kleiner Industrieländer, IHS-Studie, Wien 1991 .  
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entdeckt, neue Industriezweige und Märkte entstehen. Obwohl die zu­
grundeliegenden Basisinnovationen des gegenwärtigen Wachstums, der 
Microchip und die Genmanipulation, bereits im Jahre 1970 bzw. 19n ge­
macht wurden, ist eine lange Zeit verstrichen, bis diese technologischen 
Durchbrüche zur Entwicklung von Innovationen auf breiter Basis führ­
ten. Das Zeitintervall zwischen dem Auftauchen einer neuen Basistech­
nologie und der Umsetzung in einem breiten Feld von Anwendungen ist 
l<mg. Von der F.rfindung des Mikroprozessors 1970 bis zum serienreifen 
Binsatz flexibler Fertigungssysteme vergingen immerhin 15 bis 20 Jahre. 

Zu den aktuellen zentralen Basistechnologien gehören nach Roobeek 
(1990) die Mikroelektronik, die Biotechnologie und die neuen Materia­
lien (Tulder und Junne sprechen hierbei von neuen "core technologies", 
die sich durch die Herbeiführung neuer Produkte, ihren großen Einfluß 
auf die Produktionsprozesse Wld durch ihre große Breitenwirkung aus­
zeichnen. Ihre Bedeutung resultiert auti ihrem Beitrag zur Überwindung 
derzeitiger Hemmnisse für weitere wirtschaftliche Prosperität. Darunter 
fallen besonderti der hohe Verbrauch an Energie und Rohstoffen, die stei­
gendt:m Lohnkosten sowie eine wachsende Kapitalintensität und die da­
mit verbundene Inflexibilität der Produktion.) 

Abbildung 1 
Die Interdependenz der Kernbereiche (Roobeek 1990) 
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Die zentralen RasistP.chnologien werden mehr und mehr voneinander 
abhängig und miteinander verwoben. Viele Überlappungen zwischen 
den Kernbereichen sind feststellbar. Abbildung 1 gibt eine Übersicht 
über die Zusammenhänge und Abhängigkeiten. Die neuen Materialien 
sind in dieser Darstellung als Bindeglied der beiden für 'fulder zentralen 
Basistechnologien Mikroelektronik und Biotechnologie zu sehen. Z'Ni­
schen den Bereichen gibt eti große Überlappungen, die in Zukunft noch 
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zunehmen werden. Mit zunehmender Integration wird bald nicht nur der 
Mikrochip universell einsetzbar, sondern auch ganze Pl·oduktionsanla­
gen können zunehmend Universalcharakter bekommen. Roobeek be­
schreibt diese Optionen für die Zukunft mit den Schlagwörtern "factory 
of the future, office of the future, farm of the future ". 

Neue weltwirtschaftliche Rahmenbedingungen 

Der weltwirtschaftliche Strukturwandel ist ein Prozeß, dem sich kein 
Industrieland entziehen kann. Firmen und Staaten befinden sich in ei­
nem Wettlauf um die rasche und breite Anwendung der zentralen Basis­
technologien in neuen Produkten und Verfahren. Wesentliche Aspekte 
der Veränderung des internationalen Umfeldes sind: 
e Neue Technologien verändern Firmenstrategien und damit die inter­

nationale Arbeitsteilung (z. B. Computersteuerung und -kommunika­
tion ermöglichten "just in time") .  Es entstehen Großräume mit inte­
grierten Produktionsstrukturen. Die Integrationspolitik (Europa, Asi­
en, Nordamerika) vollzieht diese Veränderungen nach und verstärkt 
sie. 

e Neue Unternehmensstrukturen entstehen. Die richtige Unterneh­
mensgröße ist von zunehmender Bedeutung. Entscheidend ist, welche 
Firma zuerst eine optimale Größe zur Beherrschung der Technologie 
und der Märkte erreichen kann. Verkäufe, Akquisitionen und strategi­
sche Allianzen sind Wege, um Größenvorteile zu erlangen. Global 
agierende große Unternehmen üben die strategischen Funktionen aus 
(F & E, Finanzierung, Marketing), die Produktion ist dezentralisiert 
und zunehmend an Zulieferer ausgelagert. 

e Neue Industrieländer sind zunehmend in der Lage, bei niedrigen Ar­
beitskosten technologisch hochstehende Produkte und Dienstleistun­
gen zu exportieren. 

e Staatsgrenzen werden für die Ausübung von Eigentumsrechten, für 
Beschaffungs- und Absatzmärkte sowie für die Arbeitskraftrekrutie­
rung zunehmend unwichtiger. (Internationalisierte Finanzmärkte 
etwa entziehen die Finanzströme zunehmend nationaler Kontrolle) .  

Die wachsende Bedeutung der Forschungs- und Technologiepolitik 

In den achtziger Jahren ist die Entwicklung und möglichst rasche und 
breite Anwendung neuer Technologien in Produkten und Verfahren zum 
Schlüsselfaktor für Wettbewerbsfähigkeit geworden. Traditionelle For­
men der Industriepolitik wie Subventionen, protektionistische Regulie­
rungen und die Stützung alter Industrien treten immer stärker in den 
Hintergrund. Technologie- und Innovationspolitik in Verbindung mit 
Formen der Deregulierung werden mehr und mehr zu den zentralen Ge­
staltungsinstrumenten der Industriepolitik, um den technischen Wandel 
angebots- und nachfrageseitig zu forcieren und so für das jeweilige Land 
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einen möglichst hohen Anteil an den profitablen "neuen" Industrien 
herauszuschlagen. Je erfolgreicher die beteiligten Länder im strukturel­
len Anpassungsprozeß sind, umso rascher werden weitere Anpassungen 
nötig sein. 

2. Grundzüge der Industrie- und Technologiepolitik 
in den Vergleichsländern 

2 .1  Die Industriestruktur der Länder 

Die untersuchten Länder sind als offene Volkswirtschaften stark von 
der Entwicklung der internationalen Wirtschaft beeinflußt. Schweden, 
Dänemark und Österreich exportieren rund ein Drittel ihrer Güter und 
Dienstleistungen, Holland sogar 55 Prozent. Der Außenhandel ist sehr 
stark auf große Nachbarvolkswirtschaften konzentriert. Die Industriali­
sierung begann in allen untersuchten Ländern relativ spät. Schweden, 
Finnland und Österreich weisen eine sehr starke Spezialisierung der In­
dustrie auf den Basissektor auf. Die Exportspezialisierung der Länder 
zeigt ein hohes Gewicht der "low-tech"-Güter. Industrien, bei denen 
"economies of scale" eine wichtige Rolle spielen, sind in Kleinstaaten 
weniger präsent (Autos, Luftfahrtindustrie, Eisenbahnindustrie und 
Atomindustrie). Dies deshalb, weil der Heimmarkt zu klein ist, und - im 
Falle Finnlands, Dänemarks und Österreichs - die entsprechende 
Großindustrie sich nicht entwickelt hat (Tabelle 1). 

Tabelle 1 

Die Struktur des industriellen Sektors 
Anteile der Branchen an der industriellen Produktion in Prozent, 1986 

(Quelle: Gartner, 1990) 

Dänemark Finnland Holland Schweden Österreicha 

Basissektorb 8,5 29,7 12,5 2 1,8 1 6,5 
Bauzulieferung 8,5 9,9 4, 1 8,4 10,7 
Chemie 13,6 1 1,7 24,0 13,3 17,8 
Traditionelle 
Konsumgüter 38,8 24,4 3 1, 1  1 6,2 24,4 
Techn. 
Verarbeitungsgüter 29,2 23,7 28,3 39,6 29,8 
Andere Produkte 1,3 0,6 0,2 0,3 0,8 

a) Daten für 1985 
b) Eisen- und Stahlproduktion, Papiererzeugung und -Verarbeitung, NE-Metalle 
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In Schweden und Holland dominieren einige große multinationale Un­
ternehmen zentrale Sektoren der Wirtschaft, sie sind die Flaggschiffe 
der nationalen Industrie, auf sie entfällt ein großer Anteil der Exporte 
und F & E-Ausgaben. Die kleineren Unternehmen stellen in diesen Län­
dern zwar die Mehrheit der Beschäftigten, haben aber wenig strategi­
sches Gewicht. In Österreich, Dänemark und Finnland fehlen im inter­
nationalen Kontext potente Großunternehmen. Während Österreich ver­
suchte, über die Ansiedlung ausländischer Unternehmen seine Techno­
logiebasis zu verbessern, haben sich in Dänemark und Finnland kleine­
re Industriekonzerne entwickelt, die eine offensive Technologiestrategie 
betreiben. 

Die Verflechtung der Länder über internationale Direktinvestitionen 
spiegelt die Industriestruktur wider: Schweden und Holland haben, be­
dingt durch ihre Großindustrie, bedeutende Direktinvestitionen im Aus­
land. Österreich hat einen deutlichen Überhang an passiver Internatio­
nalisierung (hoher Anteil ausländischer Unternehmen im Inland, wenig 
eigene Direktinvestitionen), Dänemark ist in einer ähnlichen, jedoch et­
was günstigeren Position als Österreich. Die finnische Industrie verfolg­
te in den letzten Jahren eine offensive Internationalisierungsstrategie 
mit Zielrichtung EG-Binnenmarkt (Tabelle 2). 

Tabelle 2 
Direktinvestitionsquoten, 1970-80 und 1985 

(Quelle: Pichl 1989) 

Dänemark Finnland Holland Schweden Österreich 

ADI/BIP (1970-80) 
IDI/BIP (1970-80) 
ADI-S/BIP (1985) 
IDI-S/BIP (1985) 

. . .  Daten nicht verfügbar 

0,33 
0,53 
3,72 
5,13 

0,23 
0,13 

ADI: Ausländische Direktinvestitionen im Inland 
IDI: Inländische Direktinvestitionen im Ausland 
ADI-S: Bestand an Direktinvestitionen im Ausland 
IDI-S: Bestand an Direktinvestitionen im Inland 

1,53 
0,90 

34,50  
13,98 

0,59 
0,13 

1 1,47 
3,27 

2.2 Die veränderte Rolle der Industriepolitik 

0,13  
0,33 
1,62 
5,40 

Industriepolitik im Sinne expliziter Eingriffe in die strukturelle Ent­
wicklung der Industrie hatte in allen Ländern bis zu Beginn der siebzi­
ger Jahre wenig Bedeutung. Eine aktive Industriepolitik verfolgten in 
Ansätzen nur Schweden und Holland. Ab Mitte der siebziger Jahre wur­
de die Sanierung der krisengeschüttelten Industrien zum Gegenstand 
der Industriepolitik Defensive Maßnahmen der Export- und Investiti­
onsförderung, aber auch protektionistische Maßnahmen wie der Schutz 
vor Importen (etwa die "nordic clause" im Multifaserabkommen) wur­
den getroffen. Die Industriesubventionen explodierten bis in die achtzi-

5 1  



Wirtschaft und Gesellschaft 1 8. Jahrgang (1992), Heft 1 

ger Jahre hinein, obwohl schon Ende der siebziger Jahre in vielen Län­
dern die Wirksamkeit von Subventionen in Zweifel gezogen wurde. Die 
"Wende" in der Industriepolitik vollzog sich parallel zu jener in der ge­
samten Wirtschaftspolitik. Der Einzug konservativer Regierungen in 
mehreren Ländern zu Beginn der achtziger Jahre (Holland, Dänemark) 
schuf Raum für eine Neuorientierung der (Industrie)Politik. 

Abbildung 2 
Hauptsächliche Anpassungsstrategien der Länder 

in den achtziger Jahren 

Holland: Stärkere Marktorientierung der Wirtschaftspolitik, Deregu­
lierung, Budgetsanierung, Arbeitsmarktflexibilisierung. 
Frühzeitiger Einstieg in die Technologiepolitik, orientiert an 
den nationalen Großunternehmen, erst relativ spät Diffu­
sionsprogramme für KMU. 

Dänemark: Liberale Wirtschaftspolitik und pragmatische Industriepoli­
tik mit geringen Subventionen, Technologiepolitik mit 
Schwerpunkt Diffusion durch entsprechende Forschungs­
und Trainingsprogramme. Zahlreiche Fusionen nationaler 
Firmen zur Erreichung von Größenvorteilen. 

Finnland: Marktorientierte Wirtschaftspolitik, selektive Politiken auf 
Regional- und Technologiepolitik beschränkt. Erfolgreiche 
Stimulierung der Technologieentwicklung im Unterneh­
menssektor ohne besonders hohe finanzielle Förderungen. 
Aktive Internationalisierung der Industrie. 

Schweden: Krise des schwedischen "Modells", aber weiterhin Priorität 
für Vollbeschäftigung. Halten der Konkurrenzfähigkeit 
durch Abwertung. Technologiepolitik mit Schwerpunkt ei­
gener Technologieentwicklung und Diffusionsförderung. 
Qualitative Verbesserung des F & E-Sektors steht im Vor­
dergrund. Aktive Internationalisierung der Unternehmen 
verstärkt. 

Österreich: Zunehmend mehr Marktorientierung in der Wirtschaftspoli­
tik, Senkung des Haushaltsdefizites. Lohnzurückhaltung 
und starkes Produktivitätswachstum zur Sicherung der 
Wettbewerbsfähigkeit. Sanierung und (Teil)Privatisierung 
der Staatsindustrien. Umschichtung der Industrieförderun­
gen zu technologiepolitischen Maßnahmen (Diffusionspro­
gramme). 

Sektorale Maßnahmen wurden (im Einklang mit den EG-Richtlinien) 
in allen Ländern weitgehend abgebaut. Die Programme für die Stahl­
und Schiffbauindustrie sind Ende der achtziger Jahre ausgelaufen. Die 
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Entwicklung in der Industriepolitik ist in den achtziger Jahren gekenn­
zeichnet durch: 
e Abkehr von der Philosophie des Gegensteuerns gegen Markttrends, 

Hinwendung zur Förderung erwünschter Markttrends; 
e Deregulierung von Strukturen, die die unternehmerische Initiative 

und Expansion hemmen; 
e schrittweises Umpolen eines Teiles der Industrieförderungen von tra­

ditionellen Investitionsförderungen zur Technologieförderung. 

Industriesubventionen 

In den siebziger Jahren sind die Industriesubventionen mit der Krise 
der traditionellen Industrien in allen Ländern außer Dänemark stark an­
gewachsen. In den achtziger Jahren ist mit Ausnahme von Österreich und 
Norwegen ein kontinuierlicher Rückgang der Subventionen an den indu­
striellen Sektor zu verzeichnen. Wie Tabelle 3 zeigt, halten Österreich, 
Schweden und Norwegen, gemessen am BIP, auf einem im Vergleich zu 
den EFTA-Staaten mittleren Subventionsniveau (unter 0,4 Prozent des 
BIP) . Im Vergleich zu den EG-Staaten ist ihr Subventionsniveau deutlich 
niedriger (vgl. Szopo 1990). Selbst in Hinblick auf den EWR und länger­
fristig die EG gehört ein Abbau der Subventionen in Österreich, Schwe­
den und Finnland nicht zu den vordringlichen Problemen. 

Tabelle 3 
Subventionen an die Industrie 1988 
(Quelle: EFTA 1989, Beije et al 1989) 

Österreich Schweden Finnland Dänemark 
in AS in SKR in FMK in DKR 

abs. in % Trend abs. in% Trend abs. in% Trend abs. in% Trend 
85-88 85-88 85-88 81-85 

Allgemeine Subventionen 763 12 + 213  6 0 95 8 0 0 0 0 

Regionalförderung 192 3 + 917  27 ++ 531 46 + 142 9 0 

R & D-Förderung 339 6 + 393 11 ++ 1 13 10 0 733 46 ++ 

Arbeitsmarktförderung 548 9 0 592 17 140 12 ++ 0 0 0 

Sektorale 
Maßnahmen 231  4 326 9 0 0 0 362 2 1  

U mstrukturierung 777 13 ++ 10  0 0 0 0 0 0 

Kleinbetriebsförderung 34 1 0 129 4 + 0 0 0 25 2 0 

Firmenspezifische 
Subventionen 2 .151  35  860 25 ++ 140 12 0 0 0 

Exportförderung 25 0 134 12 + 347 22 

Ländersubventionen 1.071 17  ++ 0 0 0 

Total 6.106 100 3 .465 100 1 . 152 100 0 1 .609 100 
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Die Hauptempfänger der Subventionen waren die Großindustrie, nach 
Schwerpunkten in Österreich und Schweden die Stahl- respektive 
Schiffbauindustrie, in Finnland die industrielle Regionalpolitik, in 
Dänemark die (regionalisierte) Technologiediffusionsförderung und in 
Holland die Werftindustrie sowie technologiestarke Firmen. 

In den meisten Ländern ist der Umbau des Industrieförderinstrumen­
tariums zur Technologieförderung schon wesentlich weiter fortgeschrit­
ten als in Österreich. 

Industriepolitik und Kapitalmarkt 

Ein wesentliches Thema für Unternehmen und Politik war in den letz­
ten Jahren die Vorbereitung auf den künftigen EG-Binnenmarkt. Den 
Unternehmen geht es darum, hinsichtlich Größe und Marktpräsenz 
möglichst gute Ausgangspositionen zu erringen. Eine bedeutende Welle 
von Beteiligungen, Aufkäufen, Fusionen und Ansiedlungen von Firmen 
kann beobachtet werden. Die Länder stehen den Strategien der Firmen 
häufig zwiespältig gegenüber. Einerseits stehen sie den Internationali­
sierungsbemühungen der eigenen Firmen positiv bis fördernd gegen­
über, andererseits werden Übernahmen eigener Firmen durch ausländi­
sche Unternehmen auch mit Sorge beobachtet. Eine weitere Verringe­
rung des nationalen wirtschaftspolitischen Spielraumes wird befürchtet 
(vgl. Pichl 1990,  Edquist 1990). 

Den Unternehmen geht es darum, hinsichtlich Größe und Marktreprä­
sentanz möglichst gute Ausgangspositionen zu erringen. Dies äußert 
sich in einer deutlich intensivierten Internationalisierung in Form der 
Gründung von Auslandsniederlassungen und Akquisitionen im Aus­
land. In Finnland und Dänemark haben sich die Unternehmenszusam­
menschlüsse im Inland deutlich erhöht. Die Unternehmen wollen da­
durch Größenvorteile nutzen und eine im internationalen Maßstab "kri­
tische Masse" erreichen. 

Eine wesentliche Rolle bei Firmenzusammenschlüssen und -aufkäu­
fen spielen die Aktienmärkte. Je besser entwickelt und liberaler der Ak­
tienmarkt, umso leichter der Eintritt für Finanzinvestoren. Ein gering 
entwickelter Aktienmarkt ist zwar ein indirekter Schutz gegen feindli­
che Übernahmen, kann jedoch von einer geringen Effizienz der Unter­
nehmen und einer höheren Fremdfinanzierungsquote begleitet sein 
(Bayer 1988). 

In Finnland, Dänemark und Österreich sind die Aktienmärkte inter­
national gesehen absolut und relativ sehr klein, nahmen jedoch in den 
achtziger Jahren einen rasanten Aufschwung. Die Industrie ist noch 
stark über Fremdkapital finanziert. In diesen Ländern wird die Börse 
zumeist von relativ wenigen großen Gesellschaften dominiert. Schweden 
und Holland besitzen einen hochentwickelten Aktienmarkt, wobei in 
beiden Ländern die institutionellen Investoren und Anlegersyndikate 
der Großindustrie und -banken den Aktienmarkt kontrollieren und be-
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achtliehe Schutzmechanismen gegen feindliche Übernahmen entwickelt 
haben (Sphären in Schweden, Stiftungen in Holland). 

In den skandinavischen Ländern ist der Aktienerwerb durch Auslän­
der traditionell stark beschränkt. Die Mehrzahl der Aktien sind gebun­
dene Aktien, die nur von Inländern erwerbbar sind. Freie Aktien können 
auch von Ausländern gehalten werden, allerdings machen diese nur ei­
nen kleinen Teil des Aktienbestandes aus (unter 10 Prozent) . Alle Aus­
landskäufe sind registrierungspflichtig. Der höchstzulässige Aus­
landsauteil an Firmen wurde in den letzten Jahren von 10  auf 40 Prozent 
erhöht. 

In Österreich ist bisher das mögliche Instrumentarium zum Schutz ge­
gen Übernahmen, ausgenommen die Ausgabe von Vorzugsaktien, noch 
wenig genützt worden. Die geringe Bedeutung des Aktienmarktes und 
geringe Streuung des Aktienbesitzes sind bisher ein starker Schutz ge­
gen feindliche Übernahmen. Dies konnte andererseits nicht verhindern, 
daß bedeutende Teile etwa der Papierindustrie, Elektroindustrie etc. im 
Wege von außerbörslichen freundlichen Übernahmen ans Ausland ver­
kauft wurden. 

Insgesamt besteht somit in allen Vergleichsländern eine gewisse Kon­
trolle über den Aktienerwerb, die jedoch in Zukunft angesichts der lau­
fenden Liberalisierungen nicht mehr als ernsthaftes Hemmnis für aus­
ländische Mehrheitsbeteiligungen anzusehen sein wird. Derzeit ist die 
Bedeutung des ausländischen Aktienbesitzes in einzelnen Unternehmen 
und Branchen zwar schon hoch, gesamtwirtschaftlich gesehen aber noch 
relativ gering. 

2.3 Technologiepolitik als zentrales Instrument der Industriepolitik 

In den letzten drei Jahrzehnten hat die Industriepolitik einen deutli­
chen Wandel vollzogen (Roobeek 1990) .  
e In den sechziger Jahren war die Handelspolitik eines der Hauptin­

strumente zum Schutz nationaler Industrien. Bedingt durch den fort­
schreitenden Zollabbau waren die Möglichkeiten dieser Politik in den 
siebziger Jahren weitgehend erschöpft. 

e Die Krise ab Mitte der siebziger Jahre, bedingt durch die Schocks im 
Gefolge der Ölkrise und das Auftauchen neuer Industrieländer, führ­
te zu einem Anwachsen direkter finanzieller Hilfen an gefährdete Un­
ternehmen und Sektoren (Stahl, Schiffbau, Bergbau, Textil). Die Sub­
ventionen explodierten in vielen Ländern und erreichten, mit länder­
spezifischen Unterschieden, ihren Höhepunkt in den frühen achtziger 
Jahren. 

e In der jüngeren Vergangenheit verlor die defensiv orientierte Indu­
striepolitik an Bedeutung. An ihrer Stelle setzen sich markt- und 
technologieorientierte Politikkonzeptionen immer stärker durch. Die 
Revitalisierung der Ökonomie durch die Entwicklung und Applika­
tion neuer Technologien ist zum industriepolitischen Credo geworden. 
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Die Technologien, um die fast alle Förderungskonzepte gruppiert 
sind, sind die Mikroelektronik, Biotechnologien sowie neue industri­
elle Werkstoffe. Die Politik geht explizit oder implizit davon aus, daß 
mit der Förderung dieser Basistechnologien weite Bereiche der Indu­
strie erreicht werden können. 

e Massive Staatsinterventionen zur angebotsseitigen Stimulierung der 
Technologieentwicklung werden sowohl von stark marktwirtschaft­
lieh orientierten als auch von interventionistischen Regierungen vor­
genommen. 

Forschungs- und Entwicklungsausgaben 

Schweden und Holland sind Spitzenreiter bezüglich der F & E-Auf­
wendungen, Finnland holt rasch auf und Österreich und Dänemark sind 
Nachzügler (Tabelle 4). Österreich gelang es nicht, seinen bereits in den 
sechziger Jahren problematisierten Rückstand aufzuholen. Die Gründe 
liegen in der geringen Forschungsintensität der verstaatlichten Indu­
strien, dem hohen Anteil ausländischer Produktionsbetriebe mit eher 
unterdurchschnittlicher Forschungsausstattung und dem hohen Anteil 
an Kleinbetrieben mit geringer Forschungsintensität. Sind niedrige 
F & E-Ausgaben ein Problem? Eine zuverlässige Beurteilung der Frage, 
wie hoch nationale F & E-Aufwendungen sein sollten, scheitert an feh­
lenden Theorien und nicht eindeutigen empirischen Zusammenhängen 
zwischen dem Einkommensniveau eines Landes und seinen F & E-An­
strengungen. Autoren, die die "import-led innovation" (Marin 1990) und 
die "manufacturing innovation" (Watzdorf 1990) als die Innovationsart 
beschreiben, die vielen Kleinstaaten (mit Dominanz kleinerer Unterneh­
men) angemessen ist, betonen, daß es keiner hohen F & E-Aufwendun­
gen bedarf. Sie können sich auf die guten Outputindikatoren der Öster­
reichischen und dänischen Industrie berufen. 

In Ländern mit hohen Forschungsausgaben der Industrie wie Holland 
und Schweden ist die Beteiligung der Firmen an der Grundlagenfor­
schung und vorwettbewerbliehen Forschung bedeutend, auch die Indu­
strieorientierung der Universitäten ist größer (Tabelle 4). 

Als Maßstab für die Reife des F & E-Systems wird ein hoher Anteil an 
Firmenforschung angesehen. Der Anteil der von Firmen getragenen 
F & E-Aufwendungen beträgt in Österreich knapp 50  Prozent, hat sich 
aber im deutlichen Gegensatz zu den anderen Ländern seit Beginn der 
achtziger Jahre verringert. 

Für Österreich sind angesichts einer Struktur relativ hoher F & E­
Ausgaben, die in die universitäre Forschung fließen, Überlegungen vor­
dringlich, wie dieses Potential bestmöglich in die Wirtschaft diffundie­
ren kann. Dies kann durch Verstärkung der Transferorientierung und 
Vernetzung von Wirtschaft und Universitäten geschehen und durch 
Stärkung der Forschung in außeruniversitären kooperativen Einrich­
tungen von Wirtschaft und Universitäten. 
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Tabelle 4 

Wirtschaft und Gesellschaft 

F & E-Ausgaben, in Prozent des BIP, 1981-1989 
(Quellen: OECD 1988a und 1990) 

Dänemark Finnland Holland Schweden Österreich 

1981  1 ,10  1 ,19  1 ,99 2 ,22 1 , 17  
1983 1 , 19  1 ,32 2,02 2 ,46 1 ,23 
1985 1 ,25 1 ,57  2 ,09 2 ,89 1 ,27 
1987 1 ,43 1 ,73 2 ,33 2 ,99 1 ,32 
1989 P1 ,80 2 ,84 1 ,33 

. .  Daten nicht verfügbar 
r Geschätzte oder vorläufige Werte 

Tabelle 4a 
F & E-Ausgaben, in Prozent der gesamten F & E-Ausgaben, 1987 

(Quelle: OECD 1990) 

Dänemark Finnland Holland Schweden Österreich 

Pri va tun ternehmen 55 ,6  58 ,9  59 ,2  66,8 
Universitäten und 23,9 20,6 2 1 ,4 28,9 
Regierung 19,4 20 ,1  17 ,3 4,2 
Gemeinnützige 
Einrichtungen 1 , 1  0 ,3 2 , 1  0 , 1  

Tabelle 4b 
F & E-Ausgaben nach Finanzierungsquellen, 

in Prozent der gesamten F & E-Ausgaben, 1981-1988 
(Quellen: OECD 1988a und 1990) 

54,8 
34,9 

8,4 

2 ,0  

Dänemark Finnland Holland Schweden Österreich 

Öffentliche 
FAusgaben 1981 53 ,4 46,0 50,0 39,9 46,9 

Öffentliche 
FAusgaben 1988 45,9 38,9 42,7 36,9 47,5 

Privat-
industrie 1981 42 ,2  51 ,9  44,0 57,3 50,2 

Privat-
industrie 1988 48,7 58 ,8 53 ,4 60,0 49,8 
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Technologiepolitische Prioritäten 

In allen untersuchten Referenzländern wird zu langsame oder zu ge­
ringe Diffusion von Produktinnovationen als wichtiges technologiepoli­
tisches Problem definiert (vgl. Edquist 1990, Lemola/Lovio 1989,  Schul­
meister 1990, ETLA u. a. 1989). Insbesonders wird darauf verwiesen, daß 
der größte Teil der Industrieproduktion und -exporte für Märkte mit un­
terdurchschnittlichem Wachstumspotential stattfindet. Es ist schwierig, 
diese These durch einen direkten Vergleich etwa von Unternehmensbe­
fragungen über die Stellung der Produkte im Lebenszyklus oder den 
Umsatzanteil "junger" Produkte zu verifizieren, das sich die Fragestel­
lungen meist nicht gerrau decken. Möglicherweise kann man auf folgen­
de Art indirekt auf die "Produktinnovationsperformance" schließen: 
Marktanteilsgewinne im Außenhandel, die mit starken Produktivitäts­
steigerungen, aber niedrigen unit-values und schlechten Terms-of-Trade 
einhergehen, sind ein Zeichen für rasche Prozeß-, aber geringe Pro­
duktinnovation. 

Dies beschreibt etwa die Entwicklung des Österreichischen Außenhan­
dels über weite Strecken der achtziger Jahre. Umgekehrt wäre ein - wie 
auch immer begründeter- Verlust preislicher Wettbewerbsfähigkeit, der 
nicht von Marktanteilsverlusten begleitet ist, ein Zeichen für eine Ver­
besserung der Produktpalette. Dies war in Finnland der Fall, wo selbst 
starke Produktivitätssteigerungen und Abwertungen nicht ausgereicht 
haben, den Lohndruck zu kompensieren. Trotz dieses Verlustes preisli­
cher Wettbewerbsfähigkeit war die finnische Industrie imstande, Markt­
anteilsgewinne zu erzielen, und dies auch auf "alten" Märkten (Kon­
sumelektronik, Papier, usw.). Hier lassen sich wohl starke Produkt- und 
Prozeßinnovationen feststellen. 

Bei Schweden fällt die starke Fokussierung der Firmen (und auch der 
Technologiepolitik) auf die Entwicklung und Diffusion neuer Prozeß­
technologien auf, obwohl das Land auf diesem Feld bereits eine interna­
tionale Vorreiterstellung besitzt (ablesbar etwa an den erreichten Diffu­
sionsraten programmierbarer Arbeitsmittel). Gleichwohl bleibt der Pro­
duktivitätsfortschritt im Vergleich zu anderen Ländern (Finnland, 
Österreich) zurück. Edquist (1990) konstatiert hier ein "Überinvesti­
tions-Phänomen" im Bereich der neuen Prozeßtechnologien. Der Politik 
ist es bisher nicht gelungen, die Prioritäten zugunsten von mehr Pro­
duktinnovation zu verändern. 

Dänemark dagegen legt den Schwerpunkt eindeutig auf die Diffusion 
mit Produktorientierung. Die Analyse zeigte ein sehr interessantes Bild: 
Dänemark ist eines der wenigen kleinen Länder mit positiver Hochtech­
nologiebilanz (dank Insulinproduktion und Mobiltelefonentwicklung), 
hat aber gleichzeitig eine bedeutendes Defizit in der Warenhandelsbi­
lanz und Rückstände in der Diffusion von Prozeßtechniken. Dänemark 
hatte Mitte der achtziger Jahre über einige Jahre hinweg sogar einen 
Rückgang der Produktivität in der Industrie zu verzeichnen (interessan­
terweise gerrau zu dem Zeitpunkt, an dem eine starke Investitionswelle 
in NC/CNC-Maschinen einsetzte). 
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Holland ist bedingt durch die starke Stellung der fünf Großunterneh­
men in einer ähnlichen Position wie Schweden. Die kleineren Unterneh­
men haben hingegen eine geringe Forschungsorientierung und bedeu­
tende Diffusionsrückstände. Die Diffusionsförderung besonders für 
kleinere Unternehmen hat in letzter Zeit eine Aufwertung erfahren. 

Abbildung 3 

Technologieprioritäten der Industrie in den Vergleichsländern 

Produkt- Holland Dänemark 
innovation Finnland 

Prozeß- Schweden 
innovation 

Österreich 

Priorität für: Eigene F & E Applikation 

Es gibt in den untersuchten Ländern einen eindeutigen Zusammen­
hang zwischen F & E-Niveau und Diffusionsgeschwindigkeit von Tech­
nologien. Zwischen F & E-Ausgabenniveau und industrieller Perfor­
mance ist dagegen kein eindeutiger Zusammenhang erkennbar. 
Grundsätzlich sollte für ein kleines Land die Applikation von Produkt­
und Prozeßtechnologien eine höhere Priorität haben als die Technologie­
entwicklung, weil: 
e die eigene Forschungskapazität absolut gesehen zu gering ist und 

mehr als 95% der grundlegend neuen Technologien importiert werden; 
e erst die breite Diffusion wirtschaftliche Auswirkungen zeitigt. 

Parallel mit der Diffusionsorientierung sollte auch die Forschung eine 
stark anwendungsorientierte Ausrichtung haben. Einer solchen Diffusi­
onsorientierung stehen häufig Sonderinteressen großer Firmen mit star­
ker F & E-Basis (etwa in Schweden und Holland) und die akademische 
Orientierung an den Universitäten entgegen. 

59 



Wirtschaft und Gesellschaft 18. Jahrgang (1992), Heft 1 

Konzepte und Instrumente der Technologiepolitik 

Die drei Schlüsseltechnologien Mikroelektronik, Biotechnologie, neue 
Materialien genießen in allen Ländern, gemessen an den programmati­
schen Aussagen, dieselbe hohe Priorität (Abbildung 5). Zwischen diesen 
Technologien gibt es innerhalb der Länder, gemessen an der finanziellen 
Programmausstattung, bedeutende Gewichtsunterschiede. Die Mikro­
elektronik ist in allen Ländern der eindeutige Förderschwerpunkt. 

Anzumerken ist allerdings, daß Programme nicht immer eindeutig ei­
nen Schwerpunkt zuzuordnen sind, weil die Projekte oft mehrere Basis­
technologien umfassen. Insgesamt sind diese Programme auf Breiten-
wirkung und nicht auf Selektion angelegt. , 

In Finnland ist die Technologiepolitik auf Diffusion ausgerichtet, 
einschließlich der regionalen Dimension. Die Politik ist ausschließlich 
angebotsorientiert, staatliche Nachfragepolitik wird nicht technologie­
politisch eingesetzt. Die Industrie (und die Gewerkschaften) sind schon 
im Frühstadium der Politikformulierung voll einbezogen. Gesellschaft­
liche und soziale Technologiefolgen genießen wenig Beachtung. 

In Schweden ist die Technologiepolitik deutlich auf die Entwicklung 
ausgerichtet, was sich etwa in der Förderung von Entwicklungskosten 
und Prototypen äußert. Sowohl angebotsseitige (Programme für Schlüs­
seltechnologien) als auch nachfrageseitige Strategien (Beschaffung etwa 
im Verwaltungs- und Militärbereich) sind bedeutend. Technologiemoni­
taring im Ausland wird systematisch betrieben. Der Technikgestaltung 
(Ergonomie, Gesundheit) kommt ein wichtiger Stellenwert zu. Die vor­
ausschauende Technologiefolgen�bschätzung ist noch wenig entwickelt. 

Dänemark fördert hauptsächlich die Diffusion, aber auch selektiv die 
Produktentwicklung (Design, Windräder). Angebots- und Nachfra­
gestrategien sind von Bedeutung. Auch die gesellschaftlichen und ökolo­
gischen Folgen von Technologien stehen stärker im Interesse der Öffent­
lichkeit. 

Holland hat eine duale Förderungsstruktur, die einerseits auf die Ent­
wicklung von Spitzentechnologien (Adressaten sind die fünf Großfir­
men), andererseits auf Diffusionsförderung bei den KMU abzielt. Es be­
steht eine komplexe Palette von Förderprogrammen und Instrumenten. 
Angebotsseitige Instrumente überwiegen. 

Die (schwache) Österreichische Technologiepolitik zielt auf die Diffu­
sion von Prozeßtechnologien. Die staatliche Forschungspolitik hingegen 
zielt primär auf Grundlagenforschung (Universitäten, Beteiligung an 
Renommierprojekten wie ESA CERN, MIR, etc.) Eine Applikationsfor­
schung auf breiter Basis fehlt in Österreich weitgehend (außer FZ Sei­
bersdorf, Forschungsgesellschaft Johanneum und einige andere Institu­
te). Die staatliche Nachfrage wird primär für arbeitsmarktpolitische, 
nicht für technologiepolitische Ziele genützt. Die humane und soziale 
Technologiegestaltung und Technologiefolgenabschätzung fristen ein 
Schattendasein. 
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Abbildung 4 

Wirtschaft und Gesellschaft 

Forschungs- und technologiepolitische Prioritäten der Regierungen 
in den Vergleichsländern 

Dänemark 

Produkt- Finnland 
innovation 

Holland 

Prozeß- Österreich 
innovation Schweden 

Priorität für: Diffusionsförderung Grundlagenforschung 

Förderungsschwerpunkt Informationstechnologien 

Einen zentralen Stellenwert in der Technologiepolitik nehmen Tech­
nologieförderprogramme ein, die in den hier betrachteten Ländern etwa 
Anfang/Mitte der achtziger Jahre gestartet und von denen einige vor 
kurzem abgeschlossen wurden. Zentral war - obwohl auch andere Tech­
nologien wie Biotechnologie, neue Werkstoffe etc. gefördert wurden - die 
Förderung von Informationstechnologien i. w. S., wozu sowohl die "Ba­
sistechnologien" (Mikroelektronik, Halbleiter) als auch die Anwendun­
gen in Büro- und Kommunikationstechnologien sowie in Fertigungs­
technologien (NC-, CNC-Werkzeugmaschinen, Industrieroboter [IR] , 
Flexible Fertigungssysteme [FMS] usw.) zu zählen sind. 

Die nationalen IT-Förderprogramme haben zumeist imitativen Cha­
rakter. Eine solche Strategie minimiert zwar das Risiko des Scheiterns 
(sollte sich herausstellen, daß in die falsche Richtung gefördert wurde, 
hat man den Fehler nicht alleine gemacht), hat aber den Nachteil, daß 
aus ihr kaum Wettbewerbsvorteile entspringen werden. Abbildung 5 
faßt diewesentlichen Programme zusammen. Wichtige gemeinsame Cha­
rakteristika dieser Programme sind: 
e Die Zielformulierungen sind sehr allgemein gehalten. Entsprechend 

schwierig sind diese Zielvorgaben zur operationalisieren und verifi­
zieren. 
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e Die ausgewählten Technologiefelder sind sehr ähnlich. Alle Program­
me verweisen auf die Notwendigkeit von IT-Förderung, weil es in an­
deren Ländern schon ähnliche Förderungen gibt. 

e Relativ große Unterschiede sind in der Mittelausstattung zu beobach­
ten. Dänemark hat ein umfassendes IT-Programm entworfen, 
während Finnland und Schweden ihre Aktivitäten auf mehrere 
IT/ME-Programme verteilten. Die Programmvolumina sind im Ver­
gleich mit den gesamten F & E-Aufwendungen des Unternehmenssek­
tors relativ bescheiden. In Dänemark machen sie etwa 3 %  der F & E 
der Unternehmen aus (National Agency 1990), in Schweden ca. 5 %  
der schwedischen F & E-Ausgaben (OECD 1989, 107).  

e Durchgängiges Merkmal der Programme ist, daß sie die vorwettbe­
werbliehe F & E fördern und dabei besonderes Gewicht auf die Ko­
operation zwischen Unternehmen und staatlichen Forschungseinhei­
ten legen. 

e Die internationale Kooperation wird allein im dänischen TDP geför­
dert. 

e Betrachtet man alle Programme/ Aktivitäten zur IT-Förderung, so se­
hen wir ein sehr weites Spektrum geförderter Technologien. Dennoch 
dürfte der Abwicklung der Förderung in Spezialprogrammen ein stär­
kerer forschungs- und aktivitätslenkender Effekt zukommen als etwa 
den sehr breit angelegten Programmen Dänemarks und Österreichs. 

e Während Dänemark eine breite Streuung auf IT-produzierende und 
-anwendende Industrien sowie staatliche und private Forschungs­
und Infrastruktureinrichtungen angestrebt hat, ist in Schweden die 
IT-Förderung auf wenige Unternehmen konzentriert. Dänemark hat 
(wie auch Österreich) die besondere Förderung von KMUs zum expli­
ziten Programmpunkt gemacht. In Finnland dürfte sich die F & E­
Förderung ebenfalls auf relativ wenige Unternehmen konzentrieren. 

Abbildung 5 

Prioritätensetzungen der Technologieförderungsprogramme 

Dänemark Finnland Holland Schweden Österreich 

1 .  Schlüsseltechnologien 
(a) Informationstechnologie +++ +++ 
(b) Biotechnologie +++ ++ 
(c) Neue Materialien + + 
2. Förderung von KMU +++ ++ 
3. Gesellschaftliche Probleme* +++ 0 

o nicht relevant 
++ mittlere Priorität 

+ niedrige Priorität 
+++ hohe Priorität 
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Exkurs: Das Österreichische Mikroelektronikprogramm vor dem 
Hintergrund der dänischen Erfahrungen 

Die Technologieprogramme beider Länder - wobei das dänische das 
bei weitem bedeutendere ist - sind eher von bescheidener volkswirt­
schaftlicher Bedeutung. Die von den Österreichischen Programmen an­
gestoßene Projektinvestitionssumme von 4,6 Milliarden Schilling macht 
nur etwa 3 ,5  Prozent der "steuernden" und 0 ,8  Prozent der gesamten di­
rekten Wirtschaftsförderung aus. Und nur ca. zwei Drittel der Gesamt­
summe entfallen dabei auf die IT (Tabelle 5). 

Tabelle 5 

Technologieprogramme in Österreich 1985-1988 
(Quelle: Hutschenreiter 1989) 

1985 1986 1987 1988 85-88 

Gesamt: 
Geförderte Projekte 157  136  52 3 1  376  
Fördermittel (Mio. S) 279 248 127 75 730 
Gesamtinvestitionen (Mio. S) 1.237 1.386 1.441 528 4.592 

Schwerpunkt Mikroelektronik: 
Geförderte Projeke 58  74 35 26 193 
Fördermittel (Mio. S) 178 204 55 51 488 

Schwerpunkt RAD/CAM: 
Geförderte Projekte 93 59  8 160 
Fördermittel (Mio. S) 61  33 2 96 

Schwerpunkt Biotechnologie: 
Geförderte Projekte 6 3 9 5 23 
Fördermittel (Mio. S) 40 1 1  7 1  25  147 

Sehr ähnlich sind die Programme in den Zielsetzungen: besondere 
Förderung der KMUs, breite Streuung der Förderungsaktivitäten, Ver­
zicht auf Selektivität, Förderung nach dem Antragsprinzip und Stär­
kung der Kooperation zwischen Unternehmen und Forschungseinrich­
tungen. 

Das letzte Element ist wegen des im internationalen Vergleich gerin­
geren Anteils der F & E der Unternehmen für Österreich von besonderer 
Bedeutung. Umso gravierender erscheint daher der Umstand, daß dieser 
Punkt als nur mangelhaft eingelöst eingeschätzt werden muß (vgl. WIFO 
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et al. 1991). Dieser Punkt ist im dänischen TDP besser eingelöst worden. 
Die zu breite Streuung und der Verzicht auf genauer spezifizierte Förde­
rungskriterien (etwa nach dem Risiko des Projektes, nach der Stellung 
des geförderten Projektes im Produktlebenszyklus usw.) wurden in der 
Evaluierung beider Programme kritisiert. Von daher sind in Nachfolge­
programmen also noch Effizienzpotentiale erschließbar. In Österreich 
kann die TOP-Aktion als Beweis gelten, daß auch eine mit präzisen und 
relativ hohen Auflagen verbundene Förderung erfolgreich abgewickelt 
werden kann. Die Orientierung auf KMUs wurde ebenfalls in beiden 
Programmen realisiert - ablesbar an den in beiden Fällen überdurch­
schnittlichen Förderquoten für die KMUs. 

In beiden Fällen dürften aber auch die Mitnahmeeffekte hoch gewesen 
sein. Im dänischen TDP wurde schon darauf verwiesen. In Österreich ga­
ben zwar nur 5 %  der Unternehmen explizit "vollständige" Mitnahme zu 
(WIFO et al. 1991 ,  390), sie dürfte aber eher bei einem Drittel liegen. 36% 
der Unternehmen gaben an, daß für sie die Technologieförderung nur ei­
ne unter mehreren war. In dieselbe Richtung weist auch der Umstand, 
daß die Technologieförderung nur für 20  Prozent der Unternehmen einen 
echten "Initial-Effekt" bedeutet hat. Im vorzeitig abgebrochenen 
CAD/CAM-Programm konnten keinerlei Initialeffekte nachgewiesen 
werden (WIFO et al. 1991 ,  392).  

Stärker als die dänische dürfte die Österreichische Technologieförde­
rung Produktinnovationen stimuliert haben: Die zusätzlichen kumulier­
ten Umsätze aus neuen Produkten belaufen sich bei den Unternehmen 
bis 1990 auf das 1 1 ,7fache der Förderung, während der Rationalisier­
ungseffekt (Kostensenkungen infolge Prozeßinnovationen) das 2 ,9fache 
ausmacht. 

Recht ähnlich auch die Hierarchie der wahrgenommenen Innovations­
barrieren bei den Unternehmen: In Dänemark wie in Österreich wird der 
Mangel an Qualifikation beklagt, prominent auch die Nennung von 
technischen oder organisatorischen Problemen beim betrieblichen Ein­
satz neuer Technologien. 

Unterschiedlich dagegen die Beratungs- und Informationskomponen­
ten der Programme. Während sie in Dänemark besonders hervorgehobe­
ne Plus-Punkte des TDP waren, fehlten sie in Österreich. In den Ände­
rungswünschen der Unternehmen für künftige Programme wird neben 
einer Erhöhung der Förderintensität und einer Vereinfachung der Ab­
wicklung besonders die Beratung gefordert. In diesem Mangel ist auch 
der wichtigste Grund für die geringe Reichweite der Österreichischen 
Programme zu suchen. Das TDP hat weit mehr als 1000 der ca. 6800 dä­
nischen Industriebetriebe erreicht, das Österreichische weniger als 400. 

Kritisiert wurde in beiden Fällen eine "Stop-and-go"-Politik, die zum 
vorzeitigen Ende des Gesamtprogramms in Dänemark und zum Abbruch 
des CAD/CAM-Programms in Österreich führten. 

Gegenüber den anderen hier untersuchten Programmen ist die explizi­
te Erwähnung der sozialen Dimension des technischen Wandels im 
Österreichischen Programm als innovativ zu bezeichnen. Tatsächlich 
spielte dieser Aspekt in der Förderpraxis keine Rolle. 
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2.4 Akteure und Organisation der Technologiepolitik 

Grundsätzlich wird in allen Ländern der Konsens in technologiepoli­
tischen Fragen betont. Neokorporatistische Strukturen scheinen in allen 
Ländern von großer Relevanz. Diese Konsensstruktur kann als wichtige 
Vorbedingung für eine wirksame Technologiepolitik bewertet werden. 
Die oft formell gleichgewichtige Beteiligung von Arbeitgeber- und Ar­
beitnehmerseite ist mit einer faktischen Dominanz der Arbeitgeberseite 
verbunden. In zunehmendem Maße werden technologiepolitische Agen­
den von Kommissionen "unabhängiger"  Experten wahrgenommen. 
Technologieentwicklung ist in allen Ländern weitgehend außer Streit 
gestellt, Technologiefeindlichkeit kein Problem. 

Akteure 
Die Gewerkschaften suchen zwar die Beteiligung, verhalten sich aber 

weitgehend passiv und haben zumeist wenig technologiepolitische Kom­
petenz und Expertise zu bieten. 

Die großen Unternehmen sind die Schlüsselakteure in der Technolo­
giepolitik Sie üben überproportional Einfluß über ihre Expertise und 
politische Kanäle aus. 

Die Universitäten und Institute dürften am ehesten Druck zu stärke­
rer Grundlagenorientierung der F & E-Politik ausüben, aufgrund ihrer 
Heterogenität haben sie auf die Zielsetzungen der F & E-Politik eher ge­
ringen Einfluß. 

Mitwirkung der Verbraucher und Benutzer: Die gesellschaftliche Re­
flexion und Mitentscheidung über Fragen der Technologieentwicklung 
steckt überall noch in der Anfangsphase. Es fehlen derzeit noch Verfah­
ren, wie diese Integration sinnvoll zu bewerkstelligen sei. In einzelnen 
Ländern zu beobachtende Maßnahmen wie technology assessment, for­
sight studies, die Verbesserung der Informationsbasis (technology moni­
toring) und eine verstärkte Befassung der Parlamente sind Schritte in 
die richtige Richtung. Gerade weil Kleinstaaten die Technologie zum 
Großteil von außen übernehmen und eine Selektion von Technologien er­
forderlich ist, erscheint die Entwicklung von geeigneten Verfahren des 
technology assessment wichtig. 

Organisation 
Die Komplexität einer modernen Technologiepolitik erfordert hoch­

spezialisierte Einrichtungen und Akteure und gleichzeitig einen hohen 
Grad funktioneller Integration dieser und eine gute Abstimmung mit in­
direkt relevanten Politikbereichen wie Kapitalmarkt-, Handels-, Be­
schaffungs- und Arbeitsmarktpolitik Die meisten Länder haben Koor­
dinierungseinrichtungen geschaffen, die relativ hoch angesiedelt sind. 

In Finnland ist Technologiepolitik auf drei Träger aufgeteilt. Es besteht 
eine klare Trennung zwischen Bildungssystem und Wirtschaft. Zur Koor­
dinierung der Technologiepolitik ist eine Clearingstelle in Form des Ra­
tes für Wissenschaft und Technologie gegründet worden. TEKES führt 
als intermediäre Organisation einen Großteil der Maßnahmen durch. 
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In Schweden ist die Ressortpolitik dominierend. 1982 wurde eine zen­
trale Koordinierung geschaffen, die dem Premierminister untersteht. 
Das STU ist als intermediäre Organisation die Schalt- und Koordinie­
rungsstelle der Technologiepolitik 

In Dänemark ist Wissenschafts- und Technologiepolitik streng ge­
trennt. Die Koordination zwischen diesen liegt beim Technologierat, 
wird jedoch vielfach als unzulänglich empfunden. 

In Holland besteht ebenfalls eine klare Trennung von Kompetenzen 
der Wissenschafts- und Technologiepolitik Das insgesamt vielfältige 
Netz von Institutionen wird durch das Advisory Council koordiniert, das 
der Regierung zugeordnet ist. Vielfältige Konsultationsorgane erhöhen 
zwar die Komplexität und Schwerfälligkeit des Apparates, bringen je­
doch auch zusätzliche Ideen und Prüffilter und tragen zur Qualität der 
holländischen Technologiepolitik bei. 

Österreich zeichnet sich durch eine starke Zentralisierung von Kom­
petenzen der Wissenschafts- und Technologiepolitik im Wissenschafts­
ministerium aus. Während die Wissenschafts- und Forschungskompe­
tenz eindeutig zugeordnet ist, ist die technologiepolitische Kompetenz 
unklar, weil auf zu viele Ministerien und Fonds verteilt. Starke interme­
diäre Organisationen (wie etwa in Holland, Finnland und Schweden vor­
handen) für die koordinierte Durchführung einer einheitlichen Techno­
logiepolitik fehlen. 

Abbildung 6 

Einfluß politischer Akteure im technologiepolitischen 
Entscheidungsprozeß 

Dänemark Finnland Holland Schweden Österreich 

Bundesverwaltung +++ +++ +++ +++ +++ 

Parlament ++ 0 ++ ++ + 

Regionalregierungen + + + + 0 
Scientific community +++ +++ +++ ++ 

Gewerkschaften + + + +++ + 

Unternehmerverbände ++ + ++ +++ ++ 

Großunternehmen + +++ +++ +++ + 

Konsumenten + 0 + + 0 
Bürgerini tia ti ven + 0 + 0 0 

0 Keine Beteiligung + Niedrige Beteiligung 
++ Mittlere Beteiligung +++ Hohe Beteiligung 

2.5 Resümee: Die Relevanz von Technologiepolitik 

Die meisten Regierungen glauben heute ohne Technologiepolitik nicht 
auszukommen. Die implizite Annahme ist, daß Technologiepolitik ein 
geeignetes Mittel sei, um die Industrie zu verjüngen und neue Industrien 
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zu schaffen. Ob Technologiepolitik diese Rolle spielt bzw. spielen kann, 
ist gegenwärtig nicht eindeutig beantwortbar. Die Entwicklung der In­
novations- und Technologiepolitik wird denn auch weniger von empiri­
schen Erfolgsnachweisen oder theoretisch stringenter Ableitung be­
stimmt, sondern durch das Nachahmen von Referenznationen. 

Aus der Betonung der Unterschiede in der vergleichenden Analyse 
sollte keineswegs der Eindruck entstehen, die Industrie- und Technolo­
giepolitik der Länder sei grundverschieden. Dies trifft zwar auf einzelne 
Elemente zu, nicht für die Gesamtpolitik Im letzten Jahrzehnt hat eine 
weitgehende Annäherung der verschiedenen industriepolitischen Kon­
zeptionen stattgefunden. Die Programme und Instrumente sind häufig 
gleichlautend, der Unterschied liegt im Gesamtgewicht der Technologie­
politik und der Gewichtung der verschiedenen Instrumente. Wenn man 
die monetären Transfers der öffentlichen Hand mit den Aufwendungen 
des Unternehmens vergleicht, kann kaum von einem starken Einfluß der 
Industrie- und Technologiepolitik gesprochen werden. 

In der Analyse unserer fünf Länder können wir sowohl in Ländern mit 
eher schwach entwickelter Technologiepolitik, wie Österreich und Dä­
nemark, eine sehr gute ökonomische Entwicklung des Industriesektors 
feststellen als auch in Ländern mit einer aktiven Technologiepolitik 
(Finnland). Schweden hingegen hat trotz überdurchschnittlicher Auf­
wendungen für die Technologieentwicklung Einbußen im Industriebe­
reich hinnehmen müssen. Länder wie Dänemark, Finnland und Öster­
reich waren in den Schlüsseltechnologien niemals besonders stark, den­
noch haben sie eine bedeutende Einkommenshöhe erreicht. Kleine Län­
der mit niedriger F & E-Orientierung ihrer Industrie haben offensicht­
lich in der jüngeren Vergangenheit ausreichend flexibel auf den indu­
striellen Strukturwandel reagiert. Ihre traditionellen Industrien (in 
Österreich und Finnland die Eisen-, Stahl- und Papierindustrie) haben 
sich den weltwirtschaftliehen Bedingungen rasch angepaßt. Eine wichti­
ge Frage für die F & E-Schlußlichter Österreich und Dänemark ist: Sind 
die Spezialisierung in traditionellen Branchen und der eher niedrige 
Technologiegehalt der Exporte eine ausreichende Basis auch für die 
zukünftige Wettbewerbsfähigkeit oder ist es notwendig, stärkere An­
strengungen zum Aufbau von "sunrise"-Industrien zu machen? 

Eine Untersuchung in Finnland zeigt, daß die Anstöße für Innovatio­
nen in Unternehmen kaum von Technologiepolitikmaßnahmen kommen. 
Technologiepolitik sollte in ihrer Wirksamkeit nicht überschätzt werden. 
Diese Sichtweise stützen auch die ökonomischen Outputindikatoren. 
Andererseits zeigen uns die Beispiele Japan und Korea, daß Technolo­
giepolitik auch dann von Relevanz sein kann, wenn sie über wenig fi­
nanzielle Mittel verfügt. 

Einzelne Länder sehen sich mit einer völlig neuen Problematik im Zu­
sammenhang mit der Technologiepolitik konfrontiert, nämlich der zu­
nehmenden internationalen Mobilität der F & E-Einrichtungen von Un­
ternehmen. Länder mit großen Multis wie Schweden und Holland sind 
zunehmend mit dem Problem der Footloose-Industrien konfrontiert. Am 
weitesten fortgeschritten ist hier ABB, das nunmehr weder ein schwedi-
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sches noch ein Schweizer Unternehmen ist. Waren es früher vorwiegend 
niedrigrangige Produktionstätigkeiten und Marketingkapazitäten, die 
verlagert wurden, so sind es jetzt immer mehr auch die Forschung und 
alle anderen Unternehmensfunktionen. So hat ABB die Mobiltelefonent­
wicklung bereits nach Zentraleuropa verlagert, Shell und Unilever ihre 
Biotechnologieforschung nach Großbritannien. 45 Prozent der For­
schungsausgaben holländischer Konzerne fließen bereits in Form von 
Royalties über die Grenzen in andere Länder (Second Chamber 1990). 
Was argwöhnisch in den Mutterländern der Konzerne betrachtet wird, 
ist für andere Länder positiv: Auch kleine Länder mit hochwertiger In­
frastruktur und qualifizierten Kräften können in Zukunft mit Ansied­
lungen dieses neuen Typs rechnen. 

Der Erfolg von technologiepolitischen Strategien wird in Zukunft ver­
mehrt von der Akzeptanz neuer Produkte und Verfahren durch die zen­
tralen gesellschaftlichen Gruppen abhängen. Informationspolitik und 
Formen des technology assessment werden wichtiger werden. Es müssen 
sensiblere Instrumente gefunden werden, um aktuelle und latente Be­
dürfnisse der Menschen aufzugreifen (Umwelt, Verkehr, Gesundheit) 
und bessere industrielle Antworten geben zu können. 

Für die Konzeption zukünftiger Technologieförderprogramme ergeben 
sich folgende Schlußfolgerungen: 

Übergang von genereller zu stärker selektiver Förderung: Einige (al­
lerdings immer noch recht weite) Auswahlkriterien: 
e Förderung von besonders langfristigen und riskanten Projekten; 
e Förderung der F & E von KMUs, aber beschränkt auf größere Projek-

te (wegen Mitnahme- und Duplizierungsgefahr); 
e Förderung dort, wo der Heimmarkt klein ist; 
e Förderung, wo soziale Erträge besonders groß sind; 
e Förderung von Information als öffentliches Gut; 
e Förderung von frühen Lebenszyklenphasen; 

Mittelkonzentration auf bestehende oder angestrebte industrielle 
Schwerpunkte: 
e Eine vorlaufende Erhebung der Innovationsbarrieren der Unterneh­

men und darauf aufbauend eine konsistente Projektplanung. 
e Angeraten wird die Beibehaltung der Mittelvielfalt, um besser auf die 

je spezifischen Förderungsanliegen und Innovationsprobleme der Un­
ternehmen eingehen zu können. 
Schaffung einer hochwertigen Technologieinfrastruktur (vgl. OECD 

1989). Dazu zählen: 
e Förderung von Ausbildung und Training 
e Förderung von Beratung, technischer Assistenz und anderen produk­

tionsbezogenen Dienstleistungen 
e Technologie-Monotoring und -Bewertung 

Schlagkräftige Programmadministration und Evaluierung von För­
derprogrammen: 
e Verbesserung der Programmorganisation durch Einrichtung einer au­

tonomen Programmleitung mit weitreichenden administrativen Kom­
petenzen zur Vermeidung der Koordinationsprobleme. 
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Einbettung von Programmen in eine "gesamtgesellschaftliche Innova­
tionsstrategie ", die versucht, gesellschaftliche Strukturen innovations­
freudiger zu machen (vgl. OECD 1990): 
e Flexible Regelungen der Arbeitsbeziehungen, die für die Einführung 

neuer Technologien förderlich sind. 
e Technology asessment soll der Gesellschaft Mitgestaltungsmöglich­

keiten in der Technologieentwicklung geben und gleichzeitig die Ak­
zeptanz des technischen Fortschritts erhöhen. 

3. Vorschläge zur Österreichischen 
Forschungs-, Technologie- und Innovationspolitik 

Bei der Gestaltung der Industrie- und Technologiepolitik ist zuneh­
mend die gesamte wirtschaftspolitische Umgebung mitzudenken. Indu­
strie- und technologiepolitische Ziele können in den seltensten Fällen 
direkt und mit Einzelmaßnahmen erreicht werden (etwa Förderungen). 
Integrierte Maßnahmenprogramme sind erforderlich. Der komparative 
Vorteil der Österreichischen Industrie liegt derzeit eher bei günstigen 
Produktionskosten dank qualifizierter Facharbeit. Dies ist ein bedeu­
tender Wettbewerbsfaktor, der gepflegt und verstärkt werden soll. Er­
gänzend erscheint es wichtig, neue komparative Vorteile im Bereich an­
wendungsorientierter Forschung und Entwicklung aufzubauen, um die 
Diffusion der Kerntechnologien in die heimische Wirtschaft zu beschleu­
nigen. Das Österreichische Ausbildungssystem und die Instrumente der 
Industrie- und Technologiepolitik bieten dazu grundsätzlich die Voraus­
setzungen. Erforderlich ist ein Strategie, die sich an (zu formulierenden) 
technologiepolitischen Zielen orientiert und nicht an den Partikularin­
teressen des Forschungs- und Ausbildungssektors. 

F & E ist ein zentralter Inputfaktor für Innovationskraft und techno­
logische Wettbewerbsfähigkeit einer Volkswirtschaft. Allerdings reichen 
höhere Forschungsausgaben allein nicht aus, um Wohlstand und Wettbe­
werbsfähigkeit zu sichern. In den skandinavischen Ländern werden in­
tensive Anstrengungen unternommen, die häufig isoliert nebeneinander 
bestehenden und agierenden Instrumente und Akteure wie F & E-Ein­
richtungen, Ausbildungssystem, spezialisierte technisch-wirtschaftliche 
Infrastruktureinrichtungen, innovationsorientierte Firmen und die ver­
antwortlichen öffentlichen Träger der Industrie- und Technologiepolitik 
miteinander im Rahmen eines nationalen Innovationssystems effektiv zu 
vernetzen. Die Analyse und Konzeption der Politik in einem solchen 
Rahmen erleichtert es, gemeinsame Ziele zu finden, Schwachstellen auf­
zudecken, Konflikte zwischen verschiedenen Politikbereichen rascher 
zu erkennen und zu bearbeiten sowie die Institutionen und Entschei­
dungsstrukturen zweckmäßiger zu gestalten. 

In Österreich gilt es bessere Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß 
technische und menschliche Potentiale effektiver in firmenspezifische 
technologische Vorteile transformiert werden und sich letztlich in ein-
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koromensträchtigeren Produkten niederschlagen. Wichtige Maßnah­
men1: 
e Schaffung einer zentralen technologiepolitischen Kompetenz analog 

zur Forschungs- und Hochschulkompetenz. Effektivere Organisation 
öffentlicher Aufgaben und Dienstleistungen im Forschungs- und 
Technologiebereich unter Nutzung privater bzw. aus der Verwaltung 
ausgelagerter Einrichtungen. 

e Die Forschungsförderung sollte drei Schwerpunkte haben: Verbesse­
rung der Qualität und Effizienz im Hochschulbereich, Schaffung von 
günstigen rechtlichen und steuerlichen Rahmenbedingungen für mehr 
private Forschungsfinanzierung an Universitäten und außeruniver­
sitären Einrichtungen und Stimulierung der unternehmensinternen 
Forschung primär über steuerliche Maßnahmen. 

e Modernisierung der staatlichen F & E-Infrastruktur, d. h. effizientere 
Hochschulen, Ausbau der außeruniversitären Forschung, Stärkung 
der angewandten Forschung und der Kommunikation zwischen Wis­
senschaft und Wirtschaft. 

e Kooperative Forschung in technologischen Basisbereichen und mit 
vorwettbewerblichem Charakter sollte durch politikferne Organisa­
tionen gesteuert werden, die für die einzelnen Unternehmen möglichst 
offen zugänglich sind. 

e Selektive Teilnahme bei internationalen Forschungs- und Technolo­
giekooperationen dort, wo die industrielle Nutzung in Österreich ge­
geben ist beziehungsweise Kompetenz entwickelt werden soll. 

e Technologiepolitik sollte sich auf die Förderung der raschen Diffusion 
von Kerntechnologien in mittlere und kleinere Unternehmen be­
schränken. Da etwa 98 Prozent der Basistechnologien, die in Öster­
reich angewendet werden, aus dem Ausland importiert sind, sind 
Technologietransfers und Technologiediffusion zentrale Aufgaben der 
Industriepolitik Die Erfahrungen aus der Evaluierung in- und aus­
ländischer Technologieförderungen sollen für die Verbesserung der 
heimischen Instrumente rasch genutzt werden. 

e Technologiemonitaring und Technologietransfer aus dem Ausland. 
Ansiedlungen von kleinen Forschungsstützpunkten heimischer Fir­
men in Technologiezentren von internationaler Bedeutung (Silicon 
Valley, Japan, etc.) wäre sinnvoll und förderbar, wenn diese gleichzei­
tig gewisse Informationsdienstleistungen für das heimische Technolo­
giemonitaring übernehmen. Technologieattaches nach schwedischem 
Vorbild könnten ebenfalls einen Beitrag zum Technologietransfer lei­
sten. 

e Mehr Information über wirtschafts- und technologiepolitische Ziele 
an den höheren Schulen. 

e Förderung von technologieorientierten Unternehmensgründungen 
etwa durch spezialisierte Technologiezentren. 

e Verstärkte Indienstnahme der Wettbewerbspolitik, des Gewerberech­
tes, Kartellrechtes, der öffentlichen Auftragsvergabe für innovations­
politische Ziele. 
Durch diese Maßnahmen zum Aufbau eines funktionierenden Innova-
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tionssystems würde Österreich sowohl für heimische als auch für aus­
ländische Betriebe als Zukunftsstandort gleichermaßen attraktiver. 

Institutionelle und organisatorische Reformen: 
eine wichtige Voraussetzung wirksamer Industriepolitik 

Erfolgreiche Industriepolitik hängt nicht nur von der Auswahl der 
richtigen Ziele und Instrumente, sondern auch von der Organisation der 
Akteure und ihres Zusammenwirkens ab. Wichtig ist, zu erkennen, daß 
sich die Rolle und Organisation der Industriepolitik mit dem Entwick­
lungsstand der Industrie ändern muß. Dies kann Ziele betreffen (je höher 
das Einkommensniveau, umso mehr gewinnen qualitative Ziele an Ge­
wicht), Strategien (z. B. Stärkung nationaler Verfügungsrechte) und 
auch Instrumente (z. B. von der Förderung materieller zu immateriellen 
Investitionen). 

Um die heimische Industriepolitik effizienter zu machen, sind nicht 
weitere staatliche Töpfe notwendig, sondern eine besser funktionierende 
Organisation der Zusammenarbeit von Industrie, Forschungssektor so­
wie Staat im Rahmen der Industrie- und Technologiepolitik Wegkom­
men müßte Österreich von der Praxis, Industrie- und Technologiefragen 
irgendwo an Ministerien anzuhängen. 

Eine Spezialisierung einzelner Akteure und gleichzeitig mehr "Gewal­
tenteilung" in der Industriepolitik könnte folgendermaßen aussehen: 
e Die grundlegenden langfristigen Ziele sollten unter Einbezug mög­

lichst breiter Interessengruppen formuliert werden. Sozialpartner­
schaftliche Strukturen werden international eher als Vorteil empfun­
den und auch genutzt, um über ideologische Grenzen hinweg Poli­
tikvorschläge zu entwickeln, die nicht an den tagespolitischen Kon­
flikten scheitern. 

e In Österreich ist eine starke Zersplitterung von technologiepolitischen 
Kompetenzen feststellbar. Die industrie- und technologiepolitische 
Strategieformulierung innerhalb der Regierung sollte einem Indu­
strie- und Technologieministerium übertragen werden. Der zuständi­
ge Minister sollte für die Erarbeitung eines Gesamtkonzeptes verant­
wortlich und Koordinator und Gesprächspartner für alle Indu­
striefragen sein. Unterstützend wäre ein eher klein gehaltener Rat für 
Industriepolitik unter Vorsitz des Ministers einzurichten. Mit dieser 
Struktur könnten Zielkonflikte vermindert werden, die gegenwärti­
gen vorwiegend als Folge der fehlenden Gesamtschau auftreten. 
Grundlegende Konflikte zwischen genereller Wirtschaftspolitik, Wis­
senschafts- und Forschungspolitik und spezifischer Industriepolitik 
werden unvermeidlich sein, könnten aber klarer dargestellt und bear­
beitet werden. 

e Management und Durchführung einer modernen Industriepolitik er­
fordern qualifizierte Stäbe von Experten und Managern und eine fle­
xible Organisation. Beide Bedingungen können in der gegenwärtigen 
Verwaltungsstruktur nur schwer hergestellt werden. Die Funktionen 
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sollten daher weitgehend an intermediäre Einrichtungen ausgelagert 
werden. Damit wurden in Finnland, Schweden und Holland gute Er­
fahrungen gemacht. Das Modell der Aufgabenteilung zwischen Staat 
und solchen Einrichtungen ist auch in Österreich bereits erprobt, wie 
die Institutionen FGG, FFF, Innovationsagentur, GBI, ICD, etc. zei­
gen. 

e Eine Evaluierung der Industrie- und Technologiepolitik wäre peri­
odisch von politikfernen Institutionen und unabhängigen Experten 
durchzuführen. Geeignete Forschungsschwerpunkte sollten mittelfri­
stig aufgebaut werden. 

Schlußwort 

Österreich hat eine industrie- und technologiepolitische Tradition, die 
in die Monarchie zurückreicht. Die Erfahrungen mit Industriepolitik 
waren in Österreich nicht immer positiv. In der Nachkriegszeit haben es 
die Verstaatlichte Industrie, die Konzernbetriebe der Banken und auch 
private Industrien verstanden, Industriepolitik so zu instrumentalisie­
ren, daß Nichtanpassung belohnt wurde (etwa über Verlustabdeckun­
gen, Sanierungszuschüsse, etc.) und der notwendige Strukturwandel 
durch Industriepolitik vielfach verzögert wurde. Dieses Modell einer an 
starken Partikularinteressen orientierten Politik ist in den achtziger 
Jahren sowohl aus Gründen der zunehmenden Belastung des Budgets als 
auch aus Zweifel am Erfolg dieses Weges in Mißkredit geraten. 

Das hohe Entwicklungsniveau unseres Landes und die zunehmende 
Einbindung Österreichs in die Weltwirtschaft erfordern industriepoliti­
sche Strategien einer neuen Qualität. Fragen der Technologiebeherr­
schung, aber auch der Gesellschafts- und Umweltverträglichkeit der 
Technologie- und Industrieentwicklung werden in den neunziger Jahren 
an Bedeutung gewinnen. 

Eine vorausschauende Industriepolitik in den neunziger Jahren erfor­
dert die Formulierung einer Vision, welche Gestalt Österreich als Indu­
strieland jenseits des Jahres 2000 haben sollte. Daran orientiert sind 
Strategien und Konzepte zu entwickeln und geeignete Formen der Um­
setzung zu suchen. 

Zentrale Elemente der mittelfristigen industriepolitischen Strategie 
sollten die Verbesserung der Rahmenbedingungen und Infrastruktur, die 
Stärkung des Wettbewerbs, die Internationalisierung der heimischen In­
dustrie, die Sicherung nationaler Verfügungsrechte, der Ausbau der In­
novationspolitik, die Reform der Subventionspolitik, kooperative Indu­
striepolitik für industrielle Kernbereiche und institutionelle Reformen 
sein. 

Aus der Analyse der Politikkonzeptionen der Vergleichsländer war 
zwar kein Patentrezept für die Weiterentwicklung der Österreichischen 
Industrie- und Technologiepolitik abzuleiten, dennoch konnten eine 
Reihe von Vorschlägen für die weitere Gestaltung des Österreichischen 
Politikinstrumentariums gewonnen werden. 
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Anmerkung 

1 Die hier präsentierten Vorschläge gehen in eine ähnliche Richtung wie jene der jüng­
sten Studie des Beirates für Wirtschafts- und Sozialfragen zur Industriepolitik (Beirat 
1991) .  
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Agrarausgaben des Bundes 
1986-1992 

Gerhard Steger 

Das Österreichische Agrarsystem steht im Jahr 1992 vor seinen ver­
mutlich größten Veränderungen seit Beginn der Zweiten Republik. Die 
Ursachen hiefür liegen vor allem im internationalen Bereich, aber auch 
in den immer problematischeren Folgewirkungen des Landwirtschafts­
sektors für die Österreichische Volkswirtschaft selbst, die zu wachsen­
dem Druck zugunsten von Veränderungen im Agrarsystem führen. 

Die internationalen Rahmenbedingungen für die Österreichische 
Agrarpolitik ändern sich dramatisch. Dabei spielen die Verhandlungen 
um eine weltweite Agrarliberalisierung, die im Rahmen des Internatio­
nalen Zoll- und Handelsabkommens (GATT) geführt werden, eine noch 
wesentlich bedeutendere Rolle als die beabsichtigte EG-Integration 
Österreichs; dies schon alleine deshalb, weil die Folgen der laufenden so­
genannten "Uruguay-Runde" im GATT die Österreichische Landwirt­
schaft auch dann beträfen, wenn Österreich der EG nicht beitreten soll­
te1. Sowohl die sich deutlich abzeichnende Tendenz dieser GATT-Ver­
handlungen als auch die Stoßrichtung der Pläne zur EG-Agrarreform, 
wie sie von der EG-Kommission im Sommer 1991 vorgelegt wurden, ge­
hen in eine gemeinsame Richtung: Die agrarische Produktion hat sich 
viel stärker am Markt zu orientieren, planwirtschaftliche Instrumente in 
der Agrarpolitik müssen substantiell reduziert werden. Im Gegenzug zur 
Liberalisierung und der damit verbundenen Reduzierung von handels­
verzerrenden Agrarsubventionen soll die Möglichkeit zum Ausbau von 
Direktzahlungen an die Bauern als Abgeltung für deren Leistungen bei 
der Pflege der Kulturlandschaft geschaffen werden2 • Diese Grundphilo­
sophie dürfte demnach auch für die zukünftige Entwicklung der Öster­
reichischen Agrarpolitik handlungsleitend sein. 
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Umorientierung der Agrarpolitik ist also in weltweitem Maßstab an­
gesagt. Das wird deshalb massive Auswirkungen auf das Österreichische 
Agrarsystem haben, weil dieses bislang in besonderem Maße von Wett­
bewerbsmechanismen verschont geblieben und vielfach durch weitrei­
chende, planwirtschaftlich und bürokratisch orientierte Regelungssyste­
me vom rauhen Wind des internationalen Wettbewerbes abgeschirmt 
isF Dementsprechend hoch sind auch die volkswirtschaftlichen Kosten 
dieses Systems. Laut Angaben der OECD stützten Steuerzahler und 
Konsumenten die Österreichische Landwirtschaft im Jahr 1991 mit rd. 
3 1  Milliarden Schilling, das sind rd. 53  Prozent des landwirtschaftlichen 
Produktionswertes4• Pro Beschäftigtem in der Österreichischen Land­
wirtschaft betrug die Agrarstützung durch Steuerzahler und Konsumen­
ten im Jahr 1991 rd. 144.000 Schilling, pro Hektar landwirtschaftlicher 
Nutzfläche rd. 10 .500 Schilling. 

Die für den Österreichischen Agrarsektor wesentlichsten Gesetze sind 
zeitlich befristet und laufen mit 30. Juni 1992 aus. Dies betrifft vor allem 
des Marktordnungs-, Viehwirtschafts-, Mühlen- und Landwirtschafts­
gesetz, die daher zur Gänze neu verhandelt werden müssen, um für den 
Zeitraum ab 1. Juli 1992 Rechtsgrundlagen für die Österreichische Land­
wirtschaft zu schaffen. Vor dem Hintergrund der eben skizzierten inter­
nationalen Rahmenbedingungen, aber auch der volkswirtschaftlichen 
Problematik des Agrarsektors für Österreich selbst, wird das Jahr 1992 
wohl die tiefgreifendste Änderung des Agrarsystems der Zweiten Repu-' 
blik bringen. 

Daher ist davon auszugehen, daß diese Agrarreform im laufenden Jahr 
einen wesentlichen Stellenwert im Wirtschaftsleben, aber auch in der 
politischen Auseinandersetzung in Österreich einnehmen wird. Aus die­
sem aktuellen Anlaß soll daher ein Überblick über die Ausgaben des 
Bundes für den Agrarsektor geboten werden. 

Zuschüsse zur bäuerlichen Sozialversicherung 

Diese Ausgaben des Bundes für die Land- und Forstwirtschaft finden 
sich hauptsächlich in zwei Bereichen: 

Erstens im Budgetkapitel 60,  das die Ausgaben des Bundesministeri­
ums für Land- und Forstwirtschaft, seiner verschiedenen nachgeordne­
ten Dienststellen sowie land- und forstwirtschaftliche, aber auch was­
serwirtschaftliche Förderungen umfaßt. Im Budgetkapitel 60 sind seit 
1989 auch die Bundesausgaben für die agrarische Überschußverwertung 
integriert, die zuvor in einem eigenen Budgetkapitel 62 enthalten waren. 

Das Budgetkapitel 60 ist immer wieder Gegenstand hoher politischer 
Aufmerksamkeit, seine Gestaltung und Dotierung oft umstritten. In die­
sem Beitrag soll ein Überblick über die Entwicklung dieses Budgetkapi­
tels seit 1986 gegeben und einige Charakteristika dieser Entwicklung 
herausgearbeitet werden. 

Der zweite große Ausgabenbrocken des Bundes für den Agrarbereich 
findet sich im Budgetkapitel 16  (verwaltet vom Bundesministerium für 
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Arbeit und Soziales) , wo die Zuschüsse des Bundes für die bäuerliche 
Sozialversicherung verbucht sind. Im BVA 1992 sind hiefür rd. 13 .998 
Millionen Schilling vorgesehen (Tabelle 1), was über der im Budgetkapi­
tel 60 enthaltenen Summe der Agrarförderungen des Bundes liegt, bzw. 
rd. 2 ,2  Prozent der Ausgaben des Allgemeinen Bundeshaushaltes für das 
Finanzjahr 1992 entspricht. 

Angesichts des Umfanges der Bundeszuschüsse zur bäuerlichen Sozi­
alversicherung ist es bemerkenswert, daß diese - etwa im Vergleich zu 
den Agrarförderungen im Budgetkapitel 60 - in viel geringerem Maße 
Gegenstand politischer Kontroversen oder öffentlicher Aufmerksamkeit 
sind. Schließlich liegt der prozentuelle Zuschuß des Bundes zur bäuerli­
chen Sozialversicherung weit über jenem zu den Versicherungsanstalten 
der Arbeiter und Angestellten, aber auch über jenem zur gewerblichen 
Sozialversicherung. Wenn es daher trotzdem um den Bundeszuschuß zur 
bäuerlichen Sozialversicherung kaum tiefgreifende Kontroversen gibt, 
so mag dies daran liegen, daß die Notwendigkeit entsprechender Bun­
desbeiträge politisch bislang weitgehend außer Streit gestanden ist. In 
diesem Zusammenhang wird immer wieder auf die ständig rückläufige 
Zahl von landwirtschaftlich Erwerbstätigen und damit auf das immer 
ungünstigere Verhältnis von Berufstätigen und Pensionisten in dieser 
Bevölkerungsgruppe verwiesen. Wieweit die intensiver werdende De­
batte um die künftige Finanzierung des Österreichischen Sozialversiche­
rungs- und Pensionswesens zu einer Veränderung dieser Situation 
führen wird, kann derzeit kaum abgeschätzt werden und würde den 
Rahmen dieses Beitrages bei weitem sprengen5• 

Das Budget des BMLF 

Zurück zum Budget des Bundesministeriums für Land- und Forst­
wirtschaft: Dessen Dotierung ist von 1986 bis 1992 von 13 .594 Millionen 
Schilling um 3.764 Millionen Schilling auf 17 .358 Millionen Schilling 
gestiegen (Tabelle 2) ,  das entspricht einem Zuwachs um rd. 28  Prozent. 
Der prozentuelle Anteil an den Ausgaben des Allgemeinen Bundeshaus­
haltes liegt 1992 (2 ,7  Prozent) knapp unter dem Niveau von 1986 (2 ,8 
Prozent). Allerdings zeigen sich in den Jahren dazwischen deutlichere 
Schwankungen des Anteils des BMLF an den Ausgaben des Allgemeinen 
Bundeshaushaltes. 1987 stiegen die Ausgaben des BMLF zunächst deut­
lich an (rd. 1 ,2 Milliarden Schilling mehr als 1986),  um dann bis einsch­
ließlich 1989 wieder merklich zu fallen. Letzteres ist vor allem auf die im 
Zeitraum 1988/89 kurzfristig deutlich steigenden Weltmarktpreise für 
agrarische Produkte und somit auf entsprechend reduzierte Verwer­
tungskosten für Agrarüberschüsse (die sogenannten marktordnungspo­
litischen Ausgaben - siehe Tabelle 3) zurückzuführen. 

Von 1989 bis 1992 stiegen dann die Ausgaben des BMLF rasch an, wo­
bei die Erhöhung in diesem Zeitraum rd. 4,2 Milliarden Schilling oder 
rd. 32 Prozent betrug6• 
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Es zeigt sich, daß das jeweils erste Finanzjahr einer Legislaturperiode 
besonders hohe nominelle Steigerungen des BMF L-Budgets erbrachte 
(1987,  1991), was auf entsprechende Vereinbarungen der Regierungspar­
teien zurückzuführen ist, die zugleich mit Ausgabenlimits für längere 
Zeiträume verbunden waren7• 

Agrarförderungen aus allgemeinen Budgetmitteln stark steigend 

Der Anteil der Agrarförderungen an den Ausgaben des BMLF lag im 
Untersuchungszeitraum stets über zwei Drittel und stieg von 9.432 Mil­
lionen Schilling 1986 auf 12 .539  Millionen Schilling 1992 (Tabelle 2). Die 
Agrarförderungen sind im genannten Zeitraum etwa in jenem Ausmaß 
gestiegen (33 Prozent), wie die Ausgaben des Allgemeinen Bundeshaus­
haltes (34 Prozent). 

Der aussagekräftigste Indikator für den Stellenwert der Agrarförde­
rungen im Bundesbudget ist allerdings die Entwicklung der Agrarförde­
rungen aus allgemeinen Budgetmitteln, also bereinigt um jene von Bau­
ern und Konsumenten zu tragende zweckgebundene Budgetbarung, die 
aus budgetärer Sicht lediglich Durchlauferposten umfaßt. Die Agrarför­
derungen aus allgemeinen Budgetmitteln betrugen 1986 7 .539 Millionen 
Schilling, im Bundesvoranschlag 1992 sind hiefür bereits 1 1 . 930 Millio­
nen Schilling vorgesehen. Dies entspricht einer Steigerung von 58  Pro­
zent, die demnach weit über der Ausgabenerhöhung im allgemeinen 
Bundeshaushalt liegt. 

Diese Steigerung ist nicht nur deshalb bemerkenswert, weil in vielen 
anderen Bereichen des Bundesbudgets ein deutlich restriktiverer Ausga­
benkurs platzgegriffen hat; bemerkenswert ist diese budgetäre Entwick­
lung auch aufgrund des Umstandes, daß die Zahl der Erwerbstätigen in 
der Land- und Forstwirtschaft ständig rückläufig ist, während die bud­
getäre Dynamik der Agrarförderungen einen klar gegenläufigen Trend 
aufweist. 

Dies ist zugleich ein gewichtiges Argument dafür, daß die Agrarförde­
rungen nicht sehr zielgerichtet und effizient eingesetzt werden: Wenn die 
Agrarförderungen aus allgemeinen Budgetmitteln überdurchschnittlich 
steigen, während gleichzeitig die Bauern laufend weniger werden, so 
sind die Verteilungswirkungen der eingesetzten Bundesmittel offenkun­
dig problematisch. Dies hat im wesentlichen zwei Ursachen. Erstens be­
günstigt das innerhalb der Agrarförderungen dominierende Preisstüt­
zungssystem für Agrarprodukte die Produzenten umso stärker, je größer 
sie sind. Zweitens kommt ein beträchtlicher . Teil der aufgewendeten 
Budgetmittel nicht bei den Bauern an, sondern fließt in den - von den 
Raiffeisengenossenschaften dominierten - Bereich der Einlagerung, Ver­
arbeitung und in den Export von agrarischen Überschüssen8• 

Während also die Agrarförderungen aus allgemeinen Budgetmitteln 
überdurchschnittlich angestiegen sind, haben sich die zweckgebundenen 
Agrarförderungen von 1986 bis 1992 von 1 .893 Millionen Schilling auf 
609 Millionen Schilling deutlich reduziert und machen 1992 nur noch rd. 
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5 Prozent der Agrarförderungen des Bundes aus (1986:  rd. 20 Prozent). 
Dies ist einerseits darauf zurückzuführen, daß durch die stark verringer­
te Milchanlieferung (als Folge der freiwilligen Milchlieferrücknahmeak­
tion) die Bauern mittlerweile keinen Beitrag mehr für die direkte Ver­
wertung des Österreichischen Milchüberschusses mehr leisten, sondern 
lediglich die (nicht über das Bundesbudget, sondern über den Milchwirt­
schaftsfonds laufenden) Prämien für die Milchlieferrücknahmeaktion 
tragen müssen. Damit hat die Verringerung des Milchüberschusses nicht 
zuletzt zu berächtlicher Entlastung der Milchproduzenten geführt und 
kann sowohl aus budgetärer, als auch aus bäuerlicher Sicht als sinnvol­
le Maßnahme gewertet werden. 

Andererseits ist der Rückgang der zweckgebundenen Gebarung - zu 
einem deutlich kleineren Teil - darin begründet, daß ab 1992 die zweck­
gebundenen Produzentenmittel für die Grünbrache von Getreideflächen 
nicht mehr über das Budget, sondern - analog zur Verrechnung bei der 
Exportverwertung von Getreide und bei der Förderung von pflanzlichen 
Produktionsalternativen - über den Getreidewirtschaftsfonds laufen 
und daher nicht mehr im Bundesbudget aufscheinen. 

Der überwiegende Teil der 1992 noch im Bundesbudget ausgewiesenen 
Agrarförderungen aus zweckgebundenen Mitteln stammt von Import­
ausgleichsbeträgen, die auf importierte Agrarprodukte erhoben und 
letztlich von den Konsumenten getragen werden. 

Zugleich ist an dieser Stelle der Hinweis angebracht, daß das Agrar­
budget des Bundes bei weitem nicht alle aufgewendeten Agrarförderun­
gen umfaßt. Einerseits läuft eben ein Großteil der zweckgebundenen 
Produzentenmittel nicht über das Bundesbudget, andererseits werden 
natürlich auch die Agrarförderungen von anderen Gebietskörperschaf­
ten, vor allem von den Ländern, nicht über das Bundesbudget verrech­
net. Am Beispiel der Kosten für die agrarische Überschußverwertung 
kann man erkennen, daß beachtliche Beträge vom Agrarbudget des Bun­
des nicht erfaßt werden (siehe hiezu die Erläuterungen zu Tabelle 4). 

Agrarüberschüsse und ihre Kosten 

Vergleicht man die Entwicklung der sogenannten marktordnungspoli­
tischen Ausgaben - diese umfassen fast alle budgetären Kosten für die 
Agrarüberschüsse9, bzw. den Großteil der Agrarförderungen zu deren 
Reduzierung - mit jener der übrigen Agrarförderungen (Tabelle 3) ,  so 
zeigt sich, daß die marktordnungspolitischen Ausgaben im Untersu­
chungszeitraum deutlich unterdurchschnittlich gestiegen sind. Dies ist 
vor allem auf das starke Absinken der Verwertungskosten für den 
Milchüberschuß zurückzuführen, der von 1986 bis 1992 fast um die 
Hälfte reduziert werden konnte. In diesem Bereich ist also zweifellos ein 
deutlicher Fortschritt in der Österreichischen Agrarpolitik zu verzeich­
nen. 

So gut wie überhaupt nicht weitergekommen ist die Agrarpolitik da­
gegen beim Getreideüberschuß. Dort hat es im Vergleich zu 1986 keine 
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substantielle Budgetentlastung gegeben, obwohl zur Reduzierung des 
Getreideberges die Förderung von pflanzlichen Produktionsalternativen 
- vor allem Raps, Sonnenblumen, Sojabohnen und Körnerleguminosen­
mehr als verachtfacht wurde (1986:  188 Millionen Schilling; 1992:  1 .574 
Millionen Schilling10). Der Österreichische Getreideüberschuß ist in den 
letzten Jahren mit rd. einer Million Tonnen in etwa gleich hoch geblie­
ben, die massive und teure Ausweitung der pflanzlichen Produktionsal­
ternativen hat also lediglich dazu geführt, daß der jährliche Produkti­
vitätszuwachs in der Getreideproduktion von durchschnittlich zwei Pro­
zent abgeschnitten, die Höhe des Getreibeberges aber nicht wesentlich 
verringert werden konnte. 

Die im Budget ausgewiesene Förderungssumme von Getreide und 
pflanzlichen Produktionsaltenativen hat sich seit 1986 von 2.377 Millio­
nen Schilling auf 3.695 Millionen Schilling im Jahr 1992 (ohne zweckge­
bundene Gebarung) erhöht (+64 Prozent),  der Anteil beider Förderungs­
bereiche an den budgetierten Agrarförderungen ist im selben Zeitraum 
von 25  Prozent auf 29  Prozent gestiegen. Dies ist zugleich ein deutliches 
Indiz dafür, daß die in Zahlen gegossene, also aus der Entwicklung des 
Budgets ableitbare Agrarpolitik landwirtschaftliche Gunstlagen deut­
lich bevorzugt. Denn Getreide und pflanzliche Produktionsalternativen 
werden eben schwerpunktmäßig in Gunstlagen angebaut. Wenn daher 
der Anteil von Getreide und pflanzlichen Produktionsalternativen an 
den Agrarförderungen substantiell ansteigt, so heißt das, daß vom stän­
dig größer werdenden Kuchen der Agrarförderungen Gunstlagen ein 
überproportionales Stück erhalten. Auf diese Weise fördert die Agrarpo­
litik die Einkommensdisparitäten in der Österreichischen Landwirt­
schaft. 

Die Finanzierungskosten für den Rinderüberschuß sind nach einem 
deutlichen Rückgang im Jahr 1989 wieder rasch angewachsen. Dieser 
Umstand zeigt, daß auch im Sektor Vieh und Fleisch durchschlagende 
Erfolge bei der Reduzierung der Überschüsse und ihrer Kosten noch 
ausstehen. 

Aus aktueller Sicht wird angemerkt, daß die im BVA 1992 ausgewiese­
nen Kosten der Agrarüberschüsse im Wege des Budgetvollzuges 1992 
(durch budgetäre Umschichtungen) deutlich nach oben revidiert werden 
dürften, weil sowohl bei der Verwertung von Vieh und Fleisch, als auch 
bei jener von Getreide sowie bei den Kosten für pflanzliche Produktions­
alternativen hohe Vorbelastungen des Finanzjahres 1992 bestehen. Auch 
die für 1992 budgetierten Mittel für die Milchüberschußverwertung 
dürften aufgrund der Kostensteigerungen durch die jüngste Milchpreis­
runde (Dezember 1991)  nicht ausreichen und einen Umschichtungsbe­
darf zu Lasten von Agrarförderungen außerhalb der Überschußverwer­
tung hervorrufen. Insofern wird sich wohl die Kostensituation bei der 
agrarischen Überschußverwertung deutlich angespannter entwickeln, 
als das im Vergleich der entsprechenden Budgetzahlungen 1986 und 
1992 zu vermuten wäre. 

Wie schon erwähnt, sind nicht alle Kosten der agrarischen Über­
schußverwertung - bzw. für Maßnahmen zu deren Reduzierung - im 
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Bundesbudget erfaßt. Daher ist es aufschlußreich, die nicht über das 
· Bundesbudget verrechneten Kosten mit zu berücksichtigen. Dies ist für 
das Jahr 1992 geschehen (Tabelle 4), wobei auch dargestellt wird, zu wel­
chen Anteilen die Überschußverwertungs- bzw. -reduzierungskosten von 
den einzelnen Financiers aufgebracht werden. Dabei wurden jene Beträ­
ge, die von den Konsumenten zu tragen sind (v. a. Importausgleichsbe­
träge) , aber über das Budget fließen, unter der Spalte "Bund" miter­
faßt11. 

1992 ist auf Basis des BVA mit insgesamt rd. 1 1 ,3 Milliarden Schilling 
an Kosten für die Verwertung, bzw. für die Reduzierung von Agrarüber­
schüssen zu rechnen, wobei dieser Betrag - wie oben erwähnt - im Wege 
des Budgetvollzuges 1992 noch merklich erhöht werden dürfte. Die in 
Tabelle 4 dargestellte finanzielle Gewichtung der einzelnen ÜberschuB­
sektoren für das Jahr 1992 hat sich erst kürzlich herausgebildet: Die Ko­
sten für den Rinder- haben jene für den Milchüberschuß übertroffen, die 
Ausgaben für Produktionsaltervativen (v. a. im pflanzlichen Bereich) 
und für Stillegungen steigen laufend an. 

Vergleicht man die Stützungen je Einheit agrarischen Überschußpro­
duktes mit dem jeweiligen Bauernerlös, so ergibt sich ein weiteres star­
kes Argument für die Ineffizienz und volkswirtschaftliche Bedenklich­
keit des bestehenden Österreichischen Agrarsystems: Bei wesentlichen 
Agrarprodukten liegt die Stützung bereits gleich hoch wie der Bauerner­
lös oder sogar noch darüber. Beispiele: 
e Im Wirtschaftsjahr 1991/92 werden die Verwertungskosten je Liter 

Überschußmilch ca. S 7 ,50 betragen, während der Produzentenpreis 
für Lieferungen im Rahmen des Milchkontingents und bei erster Qua­
lität bei etwa S 6 ,- je Liter liegt. 

e Je Kilogramm überschüssigen Mahlweizens oder -roggens müssen be­
reits rd. S 3,50 an Stützung bezahlt werden, dies entspricht etwa dem 
Erzeugerpreis der Getreidebauern. Dagegen betrug der Exporterlös 
für österreichisches Brotgetreide zu Jahresanfang 1992 zwischen 
knapp S 0,60 (Roggen) und rund S 1 ,- (Weizen) je Kilogramm. Ver­
gleicht man die eingesetzten Stützungsmittel je Kilogramm mit dem 
entsprechenden Exporterlös, so ist die volkswirtschaftliche Absur­
dität der Erzeugung von entsprechenden Agrarüberschüssen einmal 
mehr offensichtlich. 

e Besonders teuer kommen die Bemühungen, aus pflanzlichen Rohstof­
fen Treibstoff zu erzeugen. Addiert man die Rohstoffstützung und die 
im Mineralölsteuergesetz eingeräumte Vergünstigung für biogene 
Treibstoffe, bzw. -komponenten, so beträgt die Subvention - noch oh­
ne allfällige Zuschüsse für die Errichtung entsprechender Verarbei­
tungsanlagen - je Liter Rapsdiesel rund S 20 ,-, je Liter Bioethanol 
rund S 15 ,-12 • 
Von den genannten rd. 1 1 ,3 Milliarden Schilling an Gesamtkosten für 

die Verwertung der Agrarüberschüsse, bzw. für Maßnahmen zu deren 
Reduzierung, finanziert der Bund ca. 69,5 Prozent, die Produzenten 
kommen für rd. 24,5 Prozent auf, die Länder für 6 Prozent. Angesichts 
des Umstandes, daß die Agrarförderung nach der Kompetenzlage des 
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Bundesverfassungsgesetzes grundsätzlich Landessache ist, wird der pro­
zentuelle Anteil der Länder als erstaunlich gering bezeichnet werden 
dürfen. In diesem Licht gewinnt die im Übereinkommen der Regierungs­
parteien für die laufende Legislaturperiode festgelegte Absicht, die Län­
der verstärkt in der Verantwortung für die Aufrechterhaltung einer 
flächendeckenden bäuerlichen Landwirtschaft einzubinden, besondere 
Aktuali tä t13 • 

Überschußkosten als Hemmschuh 

Die für die weitere agrarpolitische Entwicklung - Stichwort GATT -
sehr bedeutsamen produktionsunabhängigen Direktförderungen wur­
den im Untersuchungszeitraum zwar deutlich überproportional gestei­
gert, nämlich mehr als verdoppelt, sie machen jedoch erst bescheidene 
sechs Prozent der Ausgaben des BMLF aus und stagnieren seit 1991 .  
Letzteres ist ein Zeichen dafür, daß die oben angesprochene Verschär­
fung der Kostenbelastung bei den agrarischen Überschüssen den Spiel­
raum für andere - sinnvollere - Agrarförderungen spürbar einengt. 

Die Ausgaben für den Forstbereich sind seit 1986 um rd. 26  Prozent 
gestiegen, deren Anteil an den Ausgaben des BMLF liegt 1992 (9,3 Pro­
zent) knapp unter dem Wert von 1986 (9,4 Prozent). Die entsprechenden 
Ausgaben des Bundes halten laut dem Bundesvoranschlag 1992 sogar 
nominell unter den Werten von 1991 .  Hält man sich den Zustand des 
Österreichischen Waldes vor Augen, der bekanntlich ständig Anlaß zu öf­
fenlichen Diskussionen und Kontroversen gibt, so mag der zuletzt deut­
lich sinkende budgetäre Stellenwert der Forstausgaben zunächst ver­
wunderlich erscheinen, wird aber vor dem Hintergrund der aufgezeigten 
angespannten Situation des Agrarbudgets insgesamt wohl verständlich 
- und als erneuter Beleg dafür aufgefaßt werden können, wie sehr die zur 
Zeit wieder steigenden Kosten für Agrarüberschüsse als Hemmschuh für 
das Setzen von zukunftsorientierten Schwerpunkten bei den land- und 
forstwirtschaftliehen Ausgaben des Bundes wirken. 

Seit 1986 ist der Anteil des Verwaltungsaufwandes im Budget des 
BMLF von ca. 2 ,6  Milliarden Schilling auf gut 3 , 1  Milliarden Schilling, 
d. h. um 2 1  Prozent gestiegen (Tabelle 3). Gemessen daran ist der Auf­
wand des BMLF-Zentralleitung und der nachgeordneten Dienststellen 
des BMLF unterdurchschnittlich angehoben worden, die Kosten für die 
landwirtschaftlichen Landeslehrer sind leicht, jene für die Landwirt­
schaftskammern sehr stark überdurchschnittlich gestiegen14 • Die ent­
sprechende Mittelzuführung an die Landwirtschaftskammern erfolgt 
aufgrund des Umstandes, daß die Kammern bei der Abwicklung von 
Agrarförderungen bestimmte Aufgaben als Förderungsabwicklungsstel­
len übernehmen15 und sich den entsprechenden Personalaufwand vom 
Bund abgelten lassen. Letzteres wird wohl als Indiz für eine zunehmen­
de Auslagerung von Verwaltungsaufwand aus dem unmittelbaren Ein­
flußbereich des Bundes in jenen einer Interessenvertretung zu deuten 
sein, wobei die Kosten dieser Auslagerung allerdings der Bund trägt. 
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Auch im Bereich der Verwaltungsausgaben gilt das vorhin zu den 
Agrarförderungen Gesagte: Die Bauern werden weniger, aber die Ausga­
ben steigen, auch die Aufwendungen für die Bauernverwaltung. Aus 
dem Blickwinkel der vielzitierten Verwaltungreform betrachtet, bieten 
sich im BMLF viele Möglichkeiten der Kostenreduzierung an. So be­
treibt der Bund- und zwar als nachgeordnete Dienststellen des BMLF­
etwa eine Bundesanstalt für Pferdezucht, eine weitere für Fischereiwirt­
schaft, zwei Bundesanstalten für Milchwirtschaft und andere Einrich­
tungen mehr, die sicher nicht ohne weiteres den unverzichtbaren Bun­
desaufgaben zuzuordnen sind. 

Die überfällige Reform des Österreichischen Agrarsystems sollte auch 
im Bereich der Verwaltung deutlich Spuren hinterlassen. 

Anmerkungen 

1 Siehe hiezu G. Steger: Unterschiedliche Integrationsszenarien für die Österreichische 
Landwirtschaft, in: Der Förderungsdienst, hrsg. vom Bundesministerium für Land­
und Forstwirtschaft, Wien, Heft 4/1 9 9 1 ,  S. 1 04ff. 

2 Die angeführte Begründung für diese Direktzahlungen ist natürlich nur dann stich­
haltig, wenn die augewandte agrarische Produktionsweise tatsächlich ökologisch ver­
träglich ist, was zur Zeit vielfach nicht von vorneherein plausibel ist. Daher wird es 
erforderlich sein, bei den Kriterien für solche Direktzahlungen neben sozialen und re­
gionalen auch ökologische Gesichtspunkte miteinzubeziehen. 

3 Siehe hiezu den entsprechenden Überblick in: G. Steger: Kritikpunkte am landwirt­
schaftlichen System, in: Politische Bildung. Hrsg. vom Österreichischen Institut für 
Politische Bildung, Mattersburg, Nr. 2/1991 ,  S. 14ff. 

4 Der entsprechende EG-Wert liegt bei 50 Prozent. Deutlich niedrigere Subventions­
äquivalente als die EG (und erst recht als Österreich) weisen die USA und - noch mar­
kanter - wettbewerbsfähige Agrarproduzenten wie Australien und Neuseeland auf, 
höhere Subventionsäquivalente als Österreich haben beispielsweise die nordischen 
Staaten und die Schweiz. 

5 Siehe zur Finanzierung der bäuerlichen Sozialversicherung und den entsprechenden 
Verteilungswirkungen L. Fornleitner/J. Krammer: Soziale Sicherheit in der Land­
und Forstwirtschaft. Was kostet sie, was bringt sie wem? in: G. Steger (Hrsg.): Grün­
buch. Krise und Perspektiven der Österreichischen Landwirtschaft, Wien 1 988.  

6 Die letzte Stufe dieser Steigerungsphase - von 1991 auf 1 992 - ist im wesentlichen auf 
die Umwandlung der bis 1 9 9 1  gewährten Mineralölsteuerrückvergütung an die Land­
wirte in eine flächenbezogene Förderung zurückzuführen, die das Budget des BMLF 
im Jahr 1992 um 970 Millionen Schilling erhöht. 

7 Diese Vereinbarungen über Ausgabenlimits bei Agrarförderungen, die zwar den Groß­
teil, nicht aber sämtliche Agrarförderungen der Budgettitel 60 1-604 umfaßten, wur­
den in der XVII. Legislaturperiode für deren gesamten Laufzeit getroffen, in der 
XVIII. Legislaturperiode für die Jahre 1 99 1  und 1992 .  

8 Siehe hiezu Grünbuch, a. a .  0. sowie G. Steger: Raiffeisen in Österreich, in :  Zukunfts­
werkstatt Genossenschaft. Schriftenreihe der Arbeitsgemeinschaft der Österreichi­
schen Gemeinwirtschaft, Wien, Nr. 2-3/1 989,  S. 105ff. 

9 Lediglich die Kosten des Bundes für den Weinüberschuß werden nicht im Budgettitel 
604 (marktordnungspolitische Ausgaben), sondern im Budgettitel 6 0 1  verrechnet. 

10 Würde man die korrespondierenden zweckgebundenen Produzentenmittel, die nicht 
über das Budget sondern den Getreidewirtschaftsfonds laufen, hinzuzählen, wäre die 
entsprechende Steigerung der Kosten pflanzlicher Produktionsalternativen noch 
größer. 
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1 1  Es handelt sich dabei um folgende Beträge: Milch rd. 206 Millionen Schilling; Vieh rd. 
244 Millionen Schilling; Getreide rd. 1 Million Schilling; in Summe daher rd. 451  Mil­
lionen Schilling. 

12 Rapsdiesel wird in Östereich bereits hergestellt, Bioethanol soll nach dem Wunsch der 
Agrarvertretung hergestellt werden (sogenanntes Austroprot-Projekt). 

13 Siehe die entsprechende Passage der zitierten Vereinbarung in BMLF (Hrsg.): Bauern 
für Herausforderung der Zukunft gerüstet, Wien o. J. ,  S. 4 .  

1 4  Diese Förderung der Landwirtschaftskammern betrug 1986 (Ansatz 
1/60346/7320/01 1) erst rd. zwei Millionen Schilling, im BVA 1992 sind bereits 1 2 7  Mil­
lionen Schilling vorgesehen (Ansatz 1/60306/7320/01 1) .  Bei diesem Vergleich wurden 
weitere Förderungen der Beratungstätigkeit der Landwirtschaftskammern, bzw. der 
Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern nicht berücksichtigt, die ab dem 
BVA 1 9 9 1  bei Ansatz 1/60306 budgetiert sind. 

1 5  Auf die demokratiepolitische Problematik, die entsteht, wenn Interessenvertretungen 
obrigkeitliche Funktionen gegenüber ihren Mitgliedern übernehmen, indem sie zum 
Teil über die Vergabe von Förderungen entscheiden, kann in diesem Zusammenhang 
nicht näher eingegangen werden, siehe dazu: G. Steger: Der gläserne Bauer. Land­
wirtschaftskammern zwischen Interessenvertretung und Obrigkeit, in: Erziehungsziel 
Parteidisziplin? Schulheft Nr. 60, Wien/München 1990,  S. 89ff. 

Tabelle 1 
Bundesleistungen zur bäuerlichen Sozialversicherung BVA 1992 

Mio. S 

1/16077 Betrag gern. § 3 1  (2) BSVG . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  3 .027,0 
1/16087 SVA der Bauern; Bundesbeitrag . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  6 .918,3 
1/16 1 67 SVA der Bauern; Ausgleichszulagen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  2 .980,6 
1/16217  SVA der Bauern; 

Bundesbeitrag zur Krankenversicherung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 8 10,0 
1/16427 SVA der Bauern; 

Bundesbeitrag zur Unfallversicherung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  262,0 

Summe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 13 .997,9 
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Tabelle 2 
Budgetausgaben des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft 

(in Mio. S a) bzw. in %) 

1986 b) 1987 b) 1988 b) 1989 b) 1990 b) 1991 c)  

1 Ausgaben Allgemeiner Haushalt d) 483.72 1 498.273 5 17.824 540.664 564.736 600 .519 
2 Ausgaben BMLF e) 13 .594 14 .819 14.038 13 .170  14.244 16 .364 
3 davon Agrarförderungen f) 9.432 10 .835 10 .075 8 .987 10 .027 1 1 .642 
4 Zeile 2 in % von Zeile 1 2,8 3 2,7 2,4 2,5 2,7 
5 Zeile 3 in % von Zeile 1 1 ,9 2,2 1 ,9  1 ,7  1 ,8  1 ,9  
6 Zeile 3 in % von Zeile 2 69,4 73,1  71,8 68,2 70,4 7 1 , 1  
7 Zweckgebundene Agrarforderungen g) 1 .893 1 .727 8 1 8  1 .019  1 . 13 0  927 
8 Agrarförderungen allgemeine Budgetmittel 7 .539 9 . 1 08 9 .257 7 .968 8 .897 10 .175  
9 Zeile 7 in % von Zeile 3 20,1  15 ,9  8 , 1  1 1 ,3 1 1 ,3 8 

1 0 Zeile 8 in % von Zeile 3 79,9 84,1 9 1 ,9 88,7 88,7 92 
1 1  Zeile 8 in % von Zeile 2 55,5 6 1 ,5 65,9 60,5 62,5 65,5 
12 Zeile 8 in % von Zeile 1 1 ,6 1 ,8 1 ,8 1 ,5  1 ,6 1 ,8 

a) Rundungsdifferenzen. 
b) Erfolg. 
c) BVA. 

1 992 c) 1986 = 100 

648.760 
17 .358 
12 .539 

2 ,7  
1 ,9  

72 ,2  
609 

1 1 . 930 
4,9 

95,1 
68,7 

1 ,8 

134 
128 
133 

32 
158 

d) Zahlen 1986 und 1987 bei Angleichung an die ab 1988 geänderte Rechtslage (Quelle: Übersicht 9 zur Budgetrede des Bundesministers für 
Finanzen vom 22.  Oktober 1991 ,  Hrsg. vom BMF, o. 0. o. J.) .  

e) Budgetkapitel 60; bis inkl. 1988 auch Budgetkapitel 62.  
f) Budgettitel 60 1-604; bis inkl. 1988 Budgetkapitel 62 statt Budgettitel 604.  
g) Zweckgebundene MitteNn Budgettitel 60 1-604; bis inkl. 1988 im Budgetkapitel 62 statt im Budgettitel 604. 
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g; Tabelle 3 
Entwicklung ausgewählter Ausgabenbereiche des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft 

(in Mio. S al ; in Klammer jeweils Prozentanteil an den Ausgaben des BMLF 

� 
� 
it 
(") 
;::t' 

1986 b) 1987 b) 1988 b) 1989 b) 1990 b) 1991 c) 1992 c) 1986 = 100 .g, <"!' 

Ausgaben BMLF 13.594 14.819 14.038 13.170 14.244 16 .364 17 .358 128 
.::: 
� 
� 

Budgettitel 600 d) 626 (4,6) 594 (4,0) 599 (4,3) 725 (5,5) 739 (5,2) 785 (4,8) 809 (4, 7) 129 
Titel 601-603 (Agrarförderungen) 2.361 (17 ,4) 2.939 (19 ,8) 3 .189 (22,7) 2 .602 (19,8) 3.051 (21 ,4) 3.773 (23,1) 4.881 (28,1) 207 Q 

(';) 
Cl) 
(';) Marktordnungspolitische Ausgaben e) 7.071 (52,0) 7 .896 (53,3) 6 .886 (49, 1) 6.385 (48,5) 6.976 (49,0) 7 .869 (48,1) 7.658 (44 ,1)  108 

Sonstiges f) 3.536 (26,0) 3.389 (22,9) 3.364 (24,0) 3.458 (26,3) 3.477 (24,4) 3.937 (24,1) 4.0 1 1  (23,1) 1 13  
....... 
....... 
Cl) 
(") 
;::t' 

Ausgewählte Bereiche: 
BMLF-Zentralleitung g) 361 (2,7) 350 (2,4) 340 (2,4) 390 (3,0) 409 (2,9) 432 (2,6) 426 (2,5) 1 18 
Forstausgaben h) 1 .278 (9,4) 1 .300 (8,8) 1 .271  (9,1) 1 .293 (9,8) 1 .398 (9,8) 1 .661 (10,2) 1 .612 (9,3) 126 � 
Produktionsunabhängige Direktzahlungen 450 (3,3) 483 (3,3) 499 (3,6) 641 (4,9) 718 (5,0) 1 .016 (6,2)  1 .036 (6,0) 230 
Zinsenzuschüsse 603 (4,4) 581 (3,9) 581 (4,1) 614 (4,7) 672 (4 ,7) 810 (4,9) 865 (5,0) 143 
Milch-Verwertungszuschüsse i) 3.491 (25,7) 3 .882 (26,2) 2.867 (20,4) 2.501 (19,0) 2.472 (17,4) 2.688 (16,4) 1 .914 (11 ,0) 55 
Vieh-Verwertungszuschüsse j) 1 .521  (1 1 ,2) 1 .584 (10, 7) 1.703 (12,1)  1 .292 (9,8) 1.497 (10,5) 1 .616 (9 ,9)  1 .821 (10,5) 120 
Getreide-Verwertungszuschüsse k) 1) 2 . 189 (16,1) 2.655 (17 ,9) 2 .623 (18,7) 1 .880 (14,3) 2 .206 (15,5) 2 . 162 (13,2) 2.121 (12,2) 97 
Pflanzliche Produktionsalternativen k) 188 (1 ,4) 427 (2,9) 555 (4,0) 735 (5,6) 835 (5,9) 1 .423 (8,7) 1 .574 (9,1) 837 
Nachgeordnete Dienststellen des BMLF m) 1 .789 (1 3,2) 1 .  779 (12 ,0) 1 .  713 (12 ,2) 1 .806 (13,7) 1.863 (13,1)  2 .045 (12,5) 1 .957 (11 ,3) 109 
Landwirtschaftliche Landeslehrer n) 280 (2,1) 291 (2,0) 306 (2,2) 3 1 1  (2,4) 333 (2,3) 337 (2,1) 342 (2,0) 122 
Verwaltungsaufwand o) 2.597 (19,1)  2 .693 ( 18,2) 2.650 (18,9) 2.827 (21,5) 2 .912 (20,4) 3 .180 (19,4) 3 .132 (18,0) 121  

a )  Rundungsdifferenzen. 
b) Erfolg. 
c) BVA 
d) Budgettitel 600 umfaßt das BMLF -Zentralleitung sowie u. a.: agrar-, forstpolitische und was­

serwirtschaftliche Unterlagen; notstandspolizeiliche Maßnahmen; Vollziehung des Hydrogra­
phie- sowie des Forstgesetzes; Internationale Nahrungsmittelhilfe. 

e) Bis inkl. 1988 Budgetkapitel 52, ab 1989 Budgettitel 604. 
f) Bis inkl. 1988 Budgettitel 604-609; ab 1989 Budgettitel 605-609; dabei sind erlaßt: nachgeord­

nete Dienststellen des BMLF, landwirtschaftliche Landeslehrer, Wildbach- und Lawinenver­
bauung, Schutzwasserbau, Bundesflüsse. 

g) Paragraph 6000 des jeweiligen Bundesfinanzgesetzes. 
h) Beilage III H zum Amtsbehelf des jeweiligen Bundesfinanzgesetzes. 
i) Inkl. jener Milchlieferverzichtsprämie, die aus Bundesmitteln bezahlt wird sowie inkl. der In­

landsverwertungsaktionen. 
j) Export- und Lagerkostenzuschüsse (Kapitel 62, bzw. Titel 604), zuzüglich Verwertungszu­

schüsse bei Ansatz 1/60296; ohne Prämie für Mutterkuhhaltung. 

1-4 
Oe 

k) Ohne zweckgebundene Produzentenmittel, die nicht über das Budget sondern über den GWF � 
laufen. � 

l) Inkl. Förderung von Grünbrache und Brotgetreideanbauverzicht; die Kosten von Verbilli- ;::t' 
gungsaktionen, die sowohl für Getreide als auch für Körnerleguminosen gelten, wurden gene- � 
rell der Getreideförderung zugerechnet; ab 1992 wurde die Stärkeförderung in das Budgetka- � 
pitel 60 transferiert und dort insoweit berücksichtigt, als sie sich auf die Förderung von Stär- ;;:! 
ke aus Getreide bezieht. Ab 1992 wird der zweckgebundene Anteil an Produzentenmitteln für C,Q 
Grünbrache nicht mehr über das Budget sondern den Getreidewirtschaftsfonds verrechnet. � 

m) Das sind u. a. Bundesanstalten und Bundesversuchswirtschaften, Wildbach- und Lawinenver- e.,o 
bauungsdienst, Bundeskellereiinspektion, Spanische Reitschule, Bundesgärten, Bauhöfe. e.o 

n) Der Bund trägt 50% des Aufwandes für die landwirtschaftlichen Landeslehrer, die restlichen � 
50% tragen die Länder. "" 

o) Aufwand Budgettitel 600 (abzüglich Paragraph 6008: Förderungen Internationale Nahrungs- :J:: 
mittelhilfe), Refundierung der Personalkosten der Landwirtschaftskammern, nachgeordnete � Dienststellen, landwirtschaftliche Landeslehrer. � 
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Tabelle 4 
Kosten der Agrarüberschüsse und ihrer Umlenkung 

Basis: BVA 1992 in Mio. S 

Produkt Kosten davon davon 
gesamt Bund Bauern 

Milch 1 .868 1 .868 0 
Getreide 3 . 302 1 . 849 1 .453 
Rinder 2 .430 1 .787 0 
Schweine 20  10 0 
Wein 105 77 28  
Äpfel 1 1  11  0 
Produktionsalternativen 2 .388 1 .843 545 
Stillegungen 1 . 183 403 744 

Summe 1 1 .307 7 .848 2 .770 
% 100 69,5 24,5 

Erläuterungen: 

davon 
Länder 

0 
0 

643 
10 

0 
0 
0 

36 

689 
6 

Zu Milch: Erfaßt sind Exportstützungen, aus dein Budget finanzierte Inlandsverwer­
tungsaktionen. 
Zu Getreide: Erfaßt: Exportstützungen, Lager- und Frachtkostenzuschüsse, Inlandsver­
billigungsaktionen für Getreide und Körnerleguminosen, Stärkeförderung für den Ge­
treidesektor. Die entsprechenden Bauernmittel laufen nicht über das Budget sondern 
über den GWF. 
Zu Rindern: Erfaßt sind Exportstützungen sowie Lagerkostenzuschüsse für Fleisch und 
solche für den Export von Fleischkonserven (letztere beiden Positionen umfassen sowohl 
Rind- wie auch Schweinefleisch). Der Länderanteil wurde aufgrund einer Ableitung aus 
dem Jahr 1991  geschätzt: 1991  ergab sich ein Landesanteil im Ausmaß von 36 Prozent des 
Bundesanteils, dieser Prozentsatz wurde nun auch für 1992 angewandt. 
Zu Produktionsalternativen: Es sind Zuschüsse für tierische und pflanzliche Produkti­
onsalternativen erfaßt, bei letzteren auch die nicht über das Budget sondern den GWF 
laufenden ProduzentenmitteL 
Zu Stillegungen: Erfaßt: Grünbrache, Brotgetreidekontraktverzicht (bei diesen beiden 
Aktionen laufen die Finanzierungsanteile der Produzenten nicht über das Budget sondern 
über den GWF), Weingartenstillegung, Intensitätsverzichtsprogramm, Milchlieferver­
zicht (zwei Aktionen: eine aus dem Budget finanziert, eine aus Bauernmitteln, diese sind 
nicht budgetwirksam, laufen über den MWF). 
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KOMMENTAR 

Gewerbeordnungs­
reform 1 992:  

zurück zu 1 8 5 9 !  

GÜNTHER CHALOUPEK 

Der Leser wird hinter dem parolen­
artig formulierten Titel dieser Ab­
handlung Ironie vermuten, wenn 
schon eine reaktionäre Auslegung a 
priori gar nicht in Betracht gezogen 
wird. Vom Autor jedoch ist die Parole 
ganz ernst gemeint, und es wird im fol­
genden gar nicht schwierig sein zu zei­
gen, daß eine Rückkehr zu den grund­
legenden Gedanken und Bestimmun­
gen der Gewerbeordnung 1859 in der 
Frage des Zugangs zum Gewerbe ei­
nen gewaltigen Liberalisierungs-, ja 
Modernisierungsschub im Bereich des 
Gewerberechts mit sich bringen wür­
de. Es lassen sich auch keine stichhal­
tigen Sachargumente dagegen vor­
bringen, daß die auf diesem Gebiet in 
Österreich sorgfältig gepflegte, sinnlo­
se, teils grotesk-lächerliche, zum 
Glück nur beschränkt schädliche 
Überregulierung endlich abgeschafft 
wird und wir auch hier zu normalen 
Verhältnissen übergehen. Umso mehr 
werden aber die Vertreter der Gewer­
beinnungen jede solche Absicht entrü­
stet zurückweisen und schärfstens 
bekämpfen. Einen Vorgeschmack ver­
mitteln die heftigen Proteste gegen die 

schüchternen Libersalisierungsansät­
ze im nun vorliegenden Reforment­
wurf. Es besteht die reelle Gefahr, daß 
die wirklichen Probleme der Gewerbe­
reform von dem sich abzeichnenden 
Gezänk über den Inhalt von Gruppen­
und Grüppchenprivilegien zugeschüt­
tet werden. Damit würde man die ge­
botene Gelegenheit zu einer grundle­
genden Reform wieder einmal un­
genützt lassen. Auch wenn Österreichs 
Wirtschaft nun schon über hundert 
Jahre lang ein überholtes und schädli­
ches Regulierungssystem verkraftet, 
so sind die wirtschaftlichen Vorteile 
seiner Beseitigung keineswegs zu un­
terschätzen und rechtfertigen durch­
aus politisches Engagement für die 
Reform. 

Als "modern" kann die Gewerbe­
ordnung in der Fassung von 1859 in 
der Frage des Gewerbezuganges gel­
ten, aus heutiger Sicht selbstverständ­
lich nicht hinsichtlich anderer Fragen 
wie z. B. der des Konsumenten­
schutzes, des Umweltschutzes, des Ar­
beitsschutzes. Nur in diesem einge­
schränkten Sinn ist daher der Titel 
dieses Beitrages zu verstehen. 

Der Status quo der Überregulierung 

Laut Erläuterungen zur Gewerbe­
ordnungsnovelle 1992 ist die beabsich­
tigte Reform "von dem Gedanken ei­
ner weitgehenden Liberalisierung und 
Deregulierung der Gewerbeordnung 
1973 getragen und soll den Zugang zu 
selbständiger gewerblicher Tätigkeit 
erleichtern sowie den Wettbewerb un­
ter Qualifizierten fördern" .  Tatsäch­
lich wird aber der damit formulierte 
Anspruch durch die konkret vorge­
schlagenen Änderungen in keiner Wei­
se eingelöst. Die Erleichterungen des 
Zugangs zum Gewerbe sind kosme-
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tisch bis bestenfalls marginal, von den 
in der Praxis immer wieder auftreten­
den Mißständen ist kaum einer besei­
tigt. Worum es geht, soll im folgenden 
zunächst anhand einiger praktischer 
Beispiele dargelegt werden. 
1 .  Ein krisengeschütteltes Industrie­

unternehmen kündigt im Zuge von 
Sanierungsmaßnahmen einen Ar­
beiter, der für die Pflege des Rasens 
und der Gartenanlagen beschäftigt 
war. Man kommt jedoch überein, 
daß der Betroffene diese Arbeiten 
als Selbständiger weiterhin durch­
führt. Es gelingt diesem in kurzer 
Zeit, ein gutgehendes Dienstlei­
stungsunternehmen aufzubauen, 
welches auch in anderen Betrieben 
solche Arbeiten durchführt. Da ent­
deckt die Innung den Gärtner, daß 
nicht sein kann, was nicht sein darf, 
und strengt gegen den neuen Unter­
nehmer ein gewerberechtliches Ver­
fahren an, mit dem ihm seine Tätig­
keit untersagt werden soll, da diese 
allein den "befugten" Gärtnermei­
stern vorbehalten ist, der Neue aber 
einen entsprechenden Befähigungs­
nachweis nicht besitzt. Der Jun­
gunternehmer wehrt sich vergeb­
lich. Die Behörde untersagt ihm sei­
ne Tätigkeit. Um diese weiter ausü­
ben zu können, gründet der Betrof­
fene eine GmbH, in welcher er einen 
"Befugten" pro forma als gewerbe­
rechtlichen Geschäftsführer anstellt 
(natürlich gegen etliche Tausender 
im Monat ohne wirkliche Gegenlei­
stung), sonst bleibt alles, wie es war. 
Dieser Ausgang ist für zahllose Fäl­
le ähnlicher Art durchaus typisch, 
die Absurdität der "Lösung" bedarf 
keines weiteren Kommentars. 

2. Zwei Frauen in einem kleinen Ort 
stellen zu Hause Bäckereien nicht 
nur für ihren eigenen Bedarf her, 
sondern verkaufen diese an andere 
Haushalte im Ort und in Nachbar­
gemeinden. Die Innung der Bäcker 
bzw. der Zuckerbäcker bleibt nicht 
untätig, sie erstattet Anzeige. Den 
Frauen wird ihre gewerbsmäßige 
Tätigkeit als Backwarenhersteller 
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untersagt. Ihre Verwaltungsstrafe 
wird vom Landeshauptmann auf ei­
nen symbolischen Betrag reduziert. 

3 .  Daß Damen- und Herrenkleiderma­
cher verschiedene Handwerke sind, 
für deren Ausübung jeweils eine ei­
gene Befugnis erforderlich ist, soll 
auch nach der neuen Gewerbeord­
nung so bleiben. An Damenkleidung 
werden Herrenkleidermacher also 
weiterhin nur englische Damenko­
stüme anfertigen dürfen, bei denen 
die Jacke nach der Art eines Her­
rensakkos geschnitten ist. 

4. "Den Bäckern steht das Recht zu, in 
den dem Verkauf gewidmten Räu­
men ihre Erzeugnisse zu verabrei­
chen und nichtalkoholische Geträn­
ke auszuschenken. Bei Ausübung 
dieses Rechtes muß der Charakter 
des Betriebes als Erzeugungsbetrieb 
gewahrt bleiben; es dürfen hiefür 
keine zusätzlichen Hilfskräfte ver­
wendet werden" (§ 95 Gewerbeord­
nung). Kaum zu glauben, daß so et­
was in einem Gesetz steht (stehen 
soll) in einem Staat, der die Er­
werbsfreiheit verfassungsrechtlich 
garantiert, und mit dieser Erwerbs­
freiheit vereinbar sein soll, während 
andererseits viel genereller gefaßte 
Einschränkungen derselben etwa 
beim Ladenschluß aufgehoben wur­
den. 

5. Was für den Bäcker recht ist, ist für 
den Fleischhauer billig: "Dem Flei­
scher stehen folgende Rechte zu . . .  " 
normiert der § 1 0 1 ,  und gleich dar­
auf heißt es einschränkend: "der 
Ausschank von Milch, nichtalkoho­
lischen kalten Getränken und Fla­
schenbier in den dem Verkauf ge­
widmeten Räumen. "  Selbstredend 
muß auch beim Fleischer der "Cha­
rakter des Erzeugungsbetriebes ge­
wahrt bleiben".  

6 .  Beim Konditor wird das Prinzip des 
Zuckers ansatzweise aufgeweicht: 
er soll künftig "auch zur Erzeugung 
von Lebzelten und Salzknabberwa­
ren berechtigt" sein (§ 1 04). 

7 .  Zu guter Letzt bleibt auch der Foto­
graf ein Handwerker( ! )  - wozu er 
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erst 1973 erhoben wurde - bis dahin 
war der Beruf frei - aber: "Kein 
Handwerk gemäß § 94 Z 25 ist unbe­
schadet der Rechte der Fotografen 
die Pressefotografie" (§ 1 02) .  Vor 
solch zwingender Logik kapitulie­
ren offenbar auch die Verfassungs­
hüter - oder sie sind mit einer derar­
tigen Causa noch nicht befaßt wor­
den. 

8. Der vielbelächelte "Froschmäuse­
krieg" 1  des 19 .  Jahrhunderts, dessen 
Dokumentation in vielbändigen 
Entscheidungssammlungen' auch 
heute noch eine heitere Lektüre bie­
tet, ist mitnichten beendet. Man er­
innere sich etwa an den mit großer 
Verve geführten Streit zwischen 
Gastwirten und Reiseunternehmen, 
welche Getränke und Speisen in 
Autobussen verabreicht werden 
dürfen, u. dgl. m. 

9. Es gibt kaum ein neues Gewerbe, 
das nicht binnen kurzem zum ge­
bundenen Gewerbe erklärt und mit 
Zutrittsbeschränkungen versehen 
wird. Etwa das Gewerbe des Be­
triebsberaters, für das eine Prüfung 
abzulegen ist, bei welcher die be­
reits etablierten Berater als Prüfer 
fungieren. Als weiteres Hindernis 
muß um Zulassung zur Prüfung an­
gesucht werden, wobei es kein 
Rechtsmittel gegen die Nichtzulas­
sung gibt. 
Die Liste solcher Beispiele ließe sich 

nahezu beliebig lange fortsetzen. Die 
Frage ist allerdings, ob man mit der 
Problematik der Gewerbeabgrenzung, 
die nun über hundert Jahre lang 
Behörden, Gutachterkommissionen, 
Gerichte und Beamte sonder Zahl in 
sinnloser, ja absurder Weise beschäf­
tigt hat, auch weiterhin unsere Rechts­
ordnung und unseren Verwaltungsap­
parat belasten will, oder ob die Ge­
werbeausübung nach allgemein for­
mulierbaren, ökonomisch vernünfti­
gen Grundsätzen geregelt werden soll, 
oder besser gesagt: wieder geregelt 
werden soll, denn mit der Gewerbe­
ordnung 1859 waren wir schon einmal 
soweit. 

Wirtschaft und Gesellschaft 

Die Gewerbeordnung seit 1859 

Nur Historikern scheint bekannt zu 
sein, daß es in Österreich eine - aller­
dings kurze - Periode gab, in welcher 
das regulative Chaos im Bereich der 
Gewerbepolitik beseitigt war: die Zeit 
von der Erlassung der neuen Gewerbe­
ordnung 1859 bis 1 883,  als der Befähi­
gungsnachweis als Voraussetzung für 
die Gewerbeausübung für die soge­
nannten "handwerksmäßigen" Ge­
werbe wiedereingeführt wurde. 

Die Gewerbeordnung 1859 hatte die 
Voraussetzungen für die Gewerbe­
ausübung einfach und klar geregelt, 
nach Prinzipien, die leicht admini­
strierbar waren. Der selbständige Ge­
werbebetrieb war frei, zu seinem An­
tritt bedurfte es nur der Anmeldung 
bei der Gewerbebehörde. Ausgenom­
men waren 20 taxativ aufgezählte 
konzessionspflichtige Gewerbe, von 
denen 12 an den Nachweis besonderer 
Fachkenntnisse gebunden blieben'. 
Der Umfang eines "Gewerberechtes" 
war nach dem Inhalt des aufgrund der 
Anmeldung ausgestellten Gewerbe­
scheines zu beurteilen. Bestehende Be­
schränkungen wurden insofern aufge­
hoben, als jeder Gewerbetreibende 
nunmehr alle zur Herstellung seiner 
Erzeugnisse notwendigen Arbeiten 
durchführen und die hiezu erforderli­
chen Hilfsarbeiter auch anderer Be­
rufszweige beschäftigen konnte sowie 
mit gleichartigen fremden Erzeugnis­
sen Handel treiben und überhaupt 
mehrere Gewerbebranchen in seinem 
Betrieb vereinen durfte. 

Wenn je eine Reform des Gewerbe­
rechtes vom "Gedanken einer weitge­
henden Liberalisierung und Deregu­
lierung" getragen war, so war es jene 
von 1859 .  Es versteht sich von selbst, 
daß sie gegen den Widerstand der 
Zünfte erlassen wurde, doch blieben 
deren Gegenaktionen zunächst poli­
tisch wirkungslos. Erst mit zunehme­
ner Dauer der auf den Krach von 1 873 
folgenden wirtschaftlichen Depression 
gelang es der sogenannten "Handwer­
kerbewegung" ,  ihren Forderungen 
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nach Wiedereinführung des Befähi­
gungnachweises mehr Nachdruck zu 
geben. Mit dem Ende der liberalen 
Ära, welcher von der Regierungsüber­
nahme durch die Koalition des soge­
nannten "Eisernen Ringes" 1879 mar­
kiert wird, war auch der Widerstand 
gegen die Wiedereinführung von Be­
schränkungen des Gewerbeantritts ge­
brochen. Die 1 883 erfolgte Maßnahme 
war noch von relativ geringem Um­
fang gewesen, in den später folgenden 
Novellen wurden die Voraussetzungen 
immer mehr verschärft. 

1907 wurde mit der Begründung, 
daß die Einführung des Befähigungs­
nachweises für die "handwerksmäßi­
gen Gewerbe" zur Überbesetzung der 
freien Handelsgewerbe geführt habe, 
ein Befähigungsnachweis - was immer 
dies heißen mochte - für bestimmte 
Detailhandelsgewerbe (Gemischtwa­
renhandel, Kolonial-, Spezerei- und 
Materialwarenhandel) eingeführt. Da­
mit war aber noch keineswegs der 
Endpunkt erreicht. Der faschistische 
Ständestaat kreierte 1934 die Katego­
rie der sogenannten "gebundenen Ge­
werbe" ,  womit für den verbliebenen 
Rest der freien Gewerbe ein "kleiner 
Befähigungsnachweis" eingeführt 
wurde. Den Scheitelpunkt der Reakti­
on in der Gewerbepolitik bildete das 
"Untersagungsgesetz" von 1 93 7 ,  mit 
dem generell die Behörden ermächtigt 
wurden, die Anmeldungen von Gewer­
ben wegen "ungesunder Beeinflussung 
der Wettbewerbsverhältnisse" abzu­
weisen. 

Nur zögernd kam es nach dem Zwei­
ten Weltkrieg zu einer teilweisen 
Rücknahme der extremen Beschrän­
kungen der Zwischenkriegszeit. Wa­
ren diese ein Produkt der Depression 
der dreißiger Jahre, so führte die bei­
spiellose Prosperität der Nachkriegs­
zeit keineswegs zu einer analogen Li­
beralisierung. 1 952 wurde im Zuge der 
Rückkehr zum Österreichischen Recht 
zunächst nur das Untersagungsgesetz 
aufgehoben. Erst die Neufassung der 
Gewerbeordnung 1973 brachte einen 
gewissen Liberalisierungsschub. Bis 

92 

1 8. Jahrgang (1 992), Heft 1 

heute jedoch wurde nur ein kleines 
Stück des langen Marsches der Über­
regulierung zurückgegangen. Die jetzt 
geplante Reform böte die Chance für 
einen größeren Sprung auf dem (Rück­
)Weg zu mehr Liberalität. 

Von den Kritikern der Entliberali­
sierung ist von Anfang ein eingewen­
det worden, daß die Ursachen für den 
langfristigen Niedergang von Hand­
werk und Kleingewerbe nicht in einer 
"übermäßigen Konkurrenz durch zu 
viele Marktteilnehmer lag, sondern in 
der überlegenen, sich viel rascher ent­
wickelnden Produktivität der indu­
striellen Fertigung von Sachgütern, 
durch welche der Bereich gewerbliche 
Produktion unaufhaltsam zurückge­
drängt wird4• Die Entwicklung der 
letzten hundert Jahre hat dies klar be­
stätigt. Besonders nach dem Zweiten 
Weltkrieg hat sich der Rückgang be-

. schleunigt. 1954 gab es noch rund 
100.000 Gewerbebetriebe im Sektor 
Sachgütererzeugung•. 1976  waren es 
nur noch 59.000.  

Global dürfte der Niedergangspro­
zeß des Handwerks in den siebziger 
Jahren zum Stillstand gekommen sein. 
Seither steigt die Zahl der Gewerbe­
betriebe und auch der beschäftigten 
Arbeitskräfte wieder: 1 988 wurden 
64.000 Betriebe gezählt (Tabelle 1) .  Bei 
vielen traditionellen Handwerken hat 
sich der Rückgang jedoch weiter fort­
gesetzt, z. B. in den Gewerben Karos­
seriebauer und Wagner, Bürstenbin­
der und Korbflechter, Metallgießer, 
Kürschner, Lederwarenerzeuger, 
Schuhmacher, Tapezierer, Schneider, 
Fleischhauer u. a. 

Die Grundprinzipien einer Reform 
1992 

Die Lösung der gesamten Problema­
tik ist sachlich so einfach wie politisch 
schwierig. Zuerst zur Sache selbst. 

Wie 1859 ist der Antritt eines Ge­
werbes grundsätzlich frei und bedarf 
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nur der Anmeldung bei der Gewerbe­
behörde, wobei auch der Umfang der 
Tätigkeit anzugeben ist. Einen Rechts­
anspruch auf Anmeldung haben alle 
Inländer, welche die persönlichen Vor­
aussetzungen erfüllen, bzw. diesen 
gleichgestellte Personen. Alle Formen 
des Nachweises bestimmter Befähi­
gungen entfallen. Ausgenommen sind 
nur jene taxativ aufzuzählenden Ge­
werbe, durch deren Ausübung Ge­
sundheit oder Vermögen der Kunden 
direkt gefährdet sein können. Dies 
trifft zu z. B. auf den Elektriker, den 
Baumeister, den Drogisten, den Ver­
mögensverwalter. Bei diesen Gewer­
ben - es dürften heute etwa gleich vie­
le sein wie 1 859 - ist nach wie vor die 
Qualifikation zur Ausübung in der 
bisherigen Form nachzuweisen. 

Eine solche Deregulierung des Ge­
werbeantritts bedeutet natürlich 
nicht, daß die Gewerbeausübung an 
keine Vorschriften mehr gebunden ist. 
Genehmigung und Kontrolle der An­
lagen des Gewerbebetriebs bleiben 
von der Abschaffung des Befähigungs­
nachweises völlig unberührt, ebenso 
die Kontrolle der Einhaltung von hy­
giene- und lebensmittelrechtlichen 
Vorschriften in den betreffenden 
Handwerken und Handelsgewerben. 
Als begleitende Maßnahme zur Libe­
ralisierung des Gewerbeantritts ist ei­
ne Verschärfung der Bestimmungen 
über den Entzug der Gewerbeberech­
tigung bei schwerwiegenden bzw. wie­
derholten Verstößen bzw. eine konse­
quentere Anwendung dieser Bestim­
mungen erforderlich. Weiters ist eine 
strengere Haftpflicht zu normieren, 
die durch eine entsprechende Versi­
cherung (Garantiefonds) zu gewähr­
leisten ist. Die persönliche Zuverläs­
sigkeitsprüfung sollte in einigen Fäl­
len beibehalten werden (z. B. Waffen­
handel, Drogen und Pharmazeutika, 
Immobilienverwalter, Leiharbei tsfir­
men). 

Dies wäre ein sinnvolles Verständnis 
des von den Erläuterungen zum Ge­
setzentwurf postulierten "Wettbe­
werbs unter Qualifizierten" - daß je-
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mand, der sich z. B. durch Nichtein­
haltung von hygienischen Anforde­
rungen als unqualifiziert erweist, auch 
aus dem Wettbewerb eliminiert wird. 

Abschaffung des Befähigungsnach­
weises als Voraussetzung für den Ge­
werbeantritt bedeutet nicht Abschaf­
fung einer Berufsbezeichnung für qua­
lifizierte Betriebsinhaber, und sie be­
deutet auch nicht Verschlechterung 
der Berufsausbildung in Handwerk 
und Gewerbe, sondern soll im Gegen­
teil zu deren Aufwertung beitragen. 
Denn auch künftig soll sich nur der 
ausgebildete Bäckermeister "Meister­
bäcker" nennen und Lehrlinge in sei­
nem Betrieb ausbilden dürfen. Auf den 
Aspekt der Qualifizierung und Berufs­
ausbildung wird noch gesondert ein­
gegangen. 

Der Vorteil der Liberalisierung 

Daß ein Teil des bürokratischen 
Aufwandes bei der Administration der 
Gewerbeordnung hinfällig würde, er­
gibt sich unmittelbar aus der Verein­
fachung. Die Gewerbetreibenden 
selbst, v. a. aber die Innungsfunk­
tionäre müßten sich stärker auf eine 
Leistungskonkurrenz hin orientieren, 
während die unproduktive Beobach­
tung und Bespitzelung von allfälligen 
"unbefugten" Konkurrenten, die Ver­
fassung von Eingaben und die 
Führung von Prozessen wegfallen. 

Die Abschaffung eines Befähigungs­
nachweises als Voraussetzung würde 
die Kombination mehrerer verschiede­
ner Tätigkeiten, für die derzeit jeweils 
eine eigene Befähigung nachzuweisen 
ist, erheblich erleichtert. 

Ein kleiner Ort verträgt nicht einen 
Bäcker und einen Zuckerbäcker und 
ein Espresso, vielleicht aber ein Ge­
schäft, das alle drei Funktionen in sich 
vereinigt. Oder ein städtisches Büro­
viertel verträgt nicht einen Fleischer 
und ein Gasthaus, wohl aber ein Lo­
kal, das Funktionen von beiden verei­
nigt. Man wird einwenden: ja, aber die 
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Hygienevorschriften! Deren Einhal­
tung wird nicht durch Befähigungs­
prüfungen erwirkt, sondern durch 
Auflagen für die Anlagen, durch Kon­
trollen und durch die Kunden. Selbst­
verständlich müssen die diesbezügli­
chen Vorschriften auch im kombinier­
ten Kleinbetrieb erfüllt sein, bzw. de­
ren Einhaltung dort behördlich genau­
so streng kontrolliert werden wie in je­
dem Spezialbetrieb. 

Tatsache ist aber, daß die heutige 
Gewerbeordnung gängige und neue 
Kombinationen konventioneller 
Tätigkeiten erschwert oder unmöglich 
macht. Dies schadet den Konsumen­
ten, es ist aber darüber hinaus auch 
für die Ausübung gewerblicher Tätig­
keiten selbst manchmal ein entschei­
dendes Hindernis. 

Durch die Erschwerung von Kombi­
nationen ist die Gewerbeordnung auch 
ein nicht zu unterschätzendes Innova­
tionshindernis. Auch im Gewerbe ist 
der Unternehmertypus der dynami­
sche Faktor - dieser Unternehmer un­
terscheidet sich bekanntlich vom 
bloßen "Wirt" dadurch, daß er neue 
Kombinationen von Produktionsfak­
toren und von Produkten am Markt 
durchsetzt. 

Verbesserungen wären weiters beim 
Dienstleistungsangebot zu erwarten. 
Das Dienstleistungsangebot ist in 
Österreich vielfach schwach und teu­
er, sowohl für Konsumenten (z. B. bei 
Wäschereien), als auch für Unterneh­
mungen. Die Reiseteilnehmer werden 
es zu schätzen wissen, wenn man im 
Bus Kaffee und Sandwich kaufen 
kann, und die Reisebegleiter werden 
froh sein, wenn sie Imbisse an Reise­
teilnehmer verkaufen können, ohne 
daß dafür eine behördliche Befugnis 
notwendig ist, bzw. wenn sie dies in 
Zukunft nicht mehr "schwarz" tun 
müssen. Auch hinsichtlich mancher 
unternehmensbezogener Dienstlei­
stungen ist das Angebot verbesse­
rungsbedürftig. Sicher ist der Zukauf 
von gärtnerischen Dienstleistungen 
zur Pflege des Betriebsgeländes kein 
ins Gewicht fallender Kostenfaktor, 
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aber in Summe geht die Überteuerung 
solcher Dienstleistungen durch Über­
regulierung zu Lasten der internatio­
nalen Wettbewerbsfähigkeit öster­
reichischer Unternehmungen und zu 
Lasten der Realeinkommen ist Öster­
reich. 

Die Einwände 

Der häufigste Einwand gegen eine 
Liberalisierung des Gewerbeantritts 
rechtfertigt den Befähigungsnachweis 
mit dem Argument, der Konsument 
müsse vor schlechten Produkten und 
Leistungen geschützt werden. Diesem 
Einwand ist, was Risken für Leben, 
Gesundheit und Vermögen betrifft, 
durch die Beibehaltung eines Befähi­
gungsnachweises in den betreffenden 
Gewerbezweigen voll Rechnung getra­
gen. Für die übrigen Bereiche kann die 
Selektion guten Gewissens dem Markt 
überlassen werden. Zum einen ist die 
Wahrscheinlichkeit, daß ein Unkundi­
ger z. B. eine Bäckerei eröffnet, ange­
sichts des beträchtlichen Investitions­
erfordernisses zu vernachlässigen. 
Niemand wird sein Geld riskieren, ein 
Gasthaus zu eröffnen, wenn er sich 
dessen Führung nicht zutraut. Und 
wenn er dazu wirklich nicht fähig ist, 
so stellt sich dies rasch heraus, die 
Kunden bleiben aus, und das Geschäft 
muß wieder geschlossen werden. Dies 
ist auch jetzt schon ein häufiger Vor­
gang, die Fluktuation in manchen Be­
reichen ist sehr hoch. Für das 1 9 .  Jahr­
hundert zeigen die Daten über An­
und Abmeldungen von Gewerben, daß 
weder die Liberalisierungsmaßnah­
men noch die Verstrengerungen sich in 
der Fluktuationsrate niederschlagen'. 
Weder der Konsument noch der son­
stige Kunde bedarf einer Bevormun­
dung durch die Meister, die den poten­
tiellen Konkurrenten Prüfungen ab­
nehmen. Wohl aber ist durch die Bar­
riere schon manchem Fähigen die Aus­
übung seiner Tätigkeit erschwert bzw. 
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verwehrt worden, zum Nachteil seiner 
tatsächlichen oder potentiellen Kun­
den. 

Mangelhafte Produkte und Leistun­
gen sind auch jetzt keine Seltenheit, 
die "Befugnis" schützt die Kunden 
nicht vor leidvollen Erfahrungen. Das 
Risiko, daß ungeprüfte Gewerbetrei­
bende auch Fehler machen werden, ist 
viel geringer als die Vorteile, welche 
die Beseitigung der Befähigungsprü­
fung bringen würde. 

Ein weiterer Einwand ist: Wer wird 
noch eine Ausbildung machen, wenn 
sowieso die Gewerbeausübung frei ist, 
" da kann ja ohnehin jeder kommen" . 
Dabei wird übersehen, daß man eine 
Ausbildung nicht für einen "Schein" 
macht, sondern um eine Tätigkeit zu 
erlernen. Wenn eine Tätigkeit so ein­
fach ist, daß man sie ohne formalisier­
te Ausbildung erlernen kann, so hat 
der "Schein" keine ökonomische Be­
rechtigung als Voraussetzung für die 
Ausübung eines Gewerbes. Nur weni­
ge (Kinder von Gewerbetreibenden) 
treten eine Lehrausbildung an mit der 
von vornherein feststehenden Absicht, 
als Selbständiger tätig zu werden. Und 
auch jetzt hindert niemand einen Mei­
ster daran, Personen ohne Lehrab­
schlußprüfung zu beschäftigen, wenn 
sie die geforderten Kenntnisse und 
Fähigkeiten haben. Es ist wichtig, daß 
auch in Zukunft leistungsfähige Ge­
werbebetriebe Lehrlinge ausbilden. 
Dies kann auch im neuen liberalisier­
ten System gewährleistet werden (sie­
he nächster Abschnitt) .  

Schließlich wird behauptet, daß das 
Gesetz zwar viele Barrieren aufstellt, 
daß aber in der Handhabung viel 
großzügiger vorgegangen werde und 
daß ein hartnäckiger Befugnisbewer­
ber meist ein Hintertürchen fiden oder 
eine Dispens für nicht erbrachte Vor­
aussetzungen erlangen könne. Dieses 
Argument widerlegt sich selbst: Wozu 
die Schikanen, wenn die Behörde 
letztlich ohnehin nicht so streng ist? 
Offenbar, um alle jene, die das 
Spießrutenlaufen nicht durchstehen, 
als Konkurrenten fernzuhalten. Dies 
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kann allerdings nicht der Sinn eines 
"Wettbewerbs unter Qualifizierten" 
sein. 

Berufsausbildung im Gewerbe 

Vorweg ist anzuerkennen, daß das 
duale System der Berufsausbildung im 
Gewerbe für die Qualifikation der Ar­
beitskräfte und damit für die Produk­
tivität der Österreichischen Wirtschaft 
und ihre internationale Wettbewerbs­
fähigkeit eine wichtige Funktion er­
füllt. Es wäre also ein großer Fehler, 
bei einer Liberalisierung des Gewer­
bezugangs sozusagen das Kind mit 
dem Bad auszuschütten und die Alls­
bildungsfunktion des Gewerbes zu 
schwächen. Vielmehr muß es darum 
gehen, die Berufsausbildung im dua­
len System im Zuge der Gewerbeord­
nungsreform zu verbessern. 

Der freie Zugang zum Gewerbe ist 
durchaus vereinbar mit einer Stär­
kung der Berufsausbildungsfunktion. 
Jene Gewerbezweige, denen eine 
mehrjährige duale Ausbildung sinn­
voll ist, sind in der Gewerbeordnung 
(bzw. durch entsprechende Änderung 
im Berufsausbildungsgesetz) zu Alls­
bildungsgewerben zu erklären. In die­
sen Gewerbezweigen können Betriebe, 
die vom Betriebsumfang, von der 
Wertschöpfungstiefe und von der qua­
lifizierten Erbringung der Leistungen 
her die Voraussetzungen für eine um­
fassende Ausbildung in ihrem Bereich 
erbringen, sich als Ausbildungsbetrie­
be qualifizieren. Persönliche Voraus­
setzung ist die Meisterprüfung bzw. 
der qualifizierte Befähigungsnachweis 
und die Ausbildnerprüfung des Be­
triebsinhabers oder der mit der Aus­
bildung betrauten Mitarbeiter. Lehr­
linge in solchen Ausbildungsbetrieben 
erwerben durch Gesellen- bzw.,  Lehr­
abschlußprüfung einen formalen Bil­
dungsabschluß wie bisher. Ein Bei­
spiel: Brotbacken aus industriell vor­
gefertigtem Teig berechtigt nicht zum 
Beschäftigen von Lehrlingen, welches 
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dem Bäckermeister im traditionellen 
Verständnis vorbehalten bleibt. 

Bei dieser Gelegenheit können auch 
die Mängel des dualen Systems besei­
tigt und die Mißbräuche abgestellt 
werden. Gewerbe und Handwerk sind 
nach wie vor durch eine starke Zer­
splitterung und eine unzeitgemäße ex­
treme Spezialisierung charakterisiert. 
Eine Zusammenlegung solcher Ge­
werbe ist längst überfällig, wurde aber 
durch das Festhalten der Innungen an 
traditionellen Abgrenzungen bisher 
weitgehend verhindert. Dies geht vor 
allem zu Lasten der Auszubildenden, 
aber auch der Kunden und der Betrie­
be selbst, die oft mühsam und gegen 
unnötige Schikanen beim Erwerb 
mehrerer Berechtigungen erst eine 
wirtschaftlich tragfähige Existenz­
grundlage aufbauen können. Beispiel: 
Schaffung eines Ausbildungsgewerbes 
"Raumausstatter" , welcher die Ge­
werbe Bodenleger, Fliesenleger, Tape­
zierer, Maler und Anstreicher umfaßt. 
Im Interesse der oft geforderten höhe­
ren Attraktivität der Lehrlingsausbil­
dung ist eine solche Zusammenlegung 
unabdingbar. 

Ein bekannter Mißbrauch würde 
durch die Liberalisierung des Gewer­
bezugangs ipso facto beseitigt: daß 
Tätigkeiten als Handwerke eingestuft 
sind, also ihre Ausübung Ausgebilde­
ten vorbehalten ist, die Betriebe des 
betreffenden Bereiches de facto jedoch 
keine Lehrlinge ausbilden und damit 
eine Monopolstellung erlangen (z. B. :  
Notenstecher, Gelbgießer, Kappenma­
cher, Hutmacher, Diamantenschlei­
fer). 

Abschließende Bemerkungen 

Zweck dieses Beitrages ist nicht die 
Diskussion des derzeit vorliegenden 
Entwurfs zur Novellierung der Gewer­
beordnung in seiner Gesamtheit, son­
dern nur der Frage des Gewerbezu­
gangs, welche freilich einen wesentli­
chen Punkt der Reform bildet bzw. 
bilden sollte. 
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Die in den erläuternden Bemerkun­
gen selbst aufgestellte Forderung nach 
"weitgehender Liberalisierung und 
Deregulierung" wird beim Gewerbe­
zugang vom Entwurf nicht erfüllt. An 
der von der derzeitigen Gewerbeord­
nung bewirkten Fehl- und Überregu­
lierung würde sich durch die vorgese­
henen Maßnahmen nur wenig ändern. 
Nur durch eine generelle Liberalisie­
rung des Zugangs nach dem hier vor­
geschlagenen Modell kann die erfor­
derliche Flexibilität für einen echten 
Leistungswettbewerb, für neue Kom­
binationen von Tätigkeiten, für neue 
Formen des Angebots und für eine 
Verbesserung des Angebots in unter­
entwickelten Bereichen geschaffen 
werden. Auch die administrative Mi­
sere kann nur auf diesem Weg behoben 
werden. Alles dies liegt im Interesse 
der Konsumenten, aber auch für die 
Arbeitnehmer und für die Selbständi­
gen würde eine breitere und dadurch 
tragfähigere Existenzbasis von Ge­
werbebetrieben von Vorteil sein. Die 
wichtige Funktion der Berufsausbil­
dung könnte im Zuge einer Liberali­
sierung des Zugangs durch die Zusam­
menlegung zu Flächenberufen eben­
falls gestärkt werden. Ebenso können 
die Bestimmungen des Konsumenten­
schutzes verbessert werden. 

Sowohl die Österreichischen Erfah­
rungen nach der Reform von 1 859 als 
auch die Regelungen in unseren west­
lichen Nachbarländern lassen erwar­
ten, daß die praktischen Auswirkun­
gen einer Reform durchaus positiv 
sein werden. Mit seinem überregulier­
ten Gewerbesystem würde Österreich 
im europäischen Vergleich in eine im­
mer rückständigere Position geraten. 
Im EWR bzw. in der EG ergibt sich ei­
ne Diskriminierung für die inländi­
sehen Gewerbetreibenden, welche län­
gerfristig ohnehin nicht haltbar wäre. 
Daher sollte die sich jetzt bietende Ge­
legenheit zu einer umfassenden Re­
form des Gewerbezugangs, welche 
sich im Zuge der anstehenden Novel­
lierung der Gewerbeordnung bietet, 
auch genützt werden. 
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Tabelle 1 
Klein- und Mittelbetriebe (unter 100 Beschäftigte) in der Sektion Gewerbe 

1964 1976 1988 
Betriebsgröße nach der Zahl Zahl der Zahl Zahl der Zahl Zahl der 
Zahl unselbständig der unselbständig der unselbständig der unselbständig 
Beschäftigter Betriebe Beschäftigten Betriebe Beschäftigten Betriebe Beschäftigten 

0 30.663 12. 8 1 7  13.964 
1-4 39 .41 1 8 1 . 845 24.8 1 8  56. 1 1 8  25.905 58.392 
5-9 10.912 70.466 1 1. 133 72.720 12.2 13  80 . 184 

10-19 5.481 73.202 6.034 8 1. 180 7.168 95 . 703 
20-49 3. 190 95.661  3.5 15  1 05.740 3.744 1 1 1.698 
50-99 837 57.088 1 .021 69.371  1.048 71.612  

Insgesamt 90.494 378.262 59.338 385. 129 64.042 407.589 

Quelle: "Die gewerbliche Wirtschaft" 1976  und 1988 (ausgewählte Ergebnisse der nichtlandwirtschaftlichen Bereichszählung), hrsg. von der 
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft. 
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Anmerkungen 

1 Dieser Ausdruck stammt von Waentig 
( 1 898), 320. 

2 Die Sammlung von Frey/Maresch ( 1894 
ff.) umfaßte 1 9 1 2  - also kaum 30 Jahre 
nach Wiedereinführung des Befähi­
gungsnachweises - bereits 5 Bände. 

3 Der Befähigungsnachweis war erfor­
derlich für folgende Gewerbe: Drucker­
gewerbe, Leihanstalt von Büchern (bei­
de wohl primär aus zensurpolizeilichen 
Gründen), Schiffahrt, Waffenhandel, 
Handel mit Giften, Baugewerbe, Ka­
nalräumer, Rauchfangkehrer, Hufbe­
schlagsgewerbe, Installateur, Dampf­
kesselerzeugung und -reparatur und 
Vertilgung von Schädlingen. Ohne Be­
fähigungsnachweis auszuüben, aber 
konzessionspflichtig waren der Perso­
nentransport, das Dienstmännergewer­
be, die Abdeckerei, das Pfandleihge­
werbe, das Gast- und Schankgewerbe, 
die Erzeugung und der Ausschank von 
Kunst- und Halbweinen und die Spiel­
kartenerzeugung; siehe Goldherger 
( 1883) 1 7  f. 
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4 Siehe dazu Chaloupek et al. (1991) ,  375 
f .  

5 Lt. nichtlandwirtschaftlicher Betriebs­
zählung 1954.  

6 Chaloupek et al .  (1991) ,  3 8 1  f .  
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Eine Analyse inter­
industrieller Lohn­

unterschiede vor dem 
Hintergrund von 

effizienzlohn­
theoretischen Über­

legungen 

HELMUT HOFER1 

Die Frage nach den Ursachen von 
unterschiedlichen Arbeitseinkommen 
bewegt die Nationalökonomen seit 
Ende des letzten Jahrhunderts. Der 
gegenwärtige Stand der Erklärungen 
für dieses Phänomen ist durch ein Ne­
ben einander von mehreren Ansätzen 
gekennzeichnet. Neben der kompetiti­
ven Theorie des Arbeitsmarktes und 
institutionellen Ansätzen rückten in 
den beiden letzten Jahrzehnten neuere 
mikroökonomisch orientierte Ansätze 
in den Mittelpunkt des Interesses. Ins­
besondere die Effizienzlohnhypothese 
dient als theoretische Erklärung für 
Arbeitslosigkeit und Lohndifferentia­
le. 

In den 80er Jahren wurde dem Phä­
nomen von interindustriellen Lohnun­
terschieden verstärkte Aufmerksam­
keit geschenkt. Der vorliegende Bei­
trag stellt traditionelle und auf der Ef­
fizienzlohnhypothese basierende Er­
klärungen für persistente Branchen­
lohnunterschiede gegenüber. Ameri­
kanische und bundesdeutsche Evidenz 
zu diesem Phänomen wird in Ab-

schnitt drei präsentiert. Anhand der 
vorliegenden Studien werden Schluß­
folgerungen über die praktische Er­
klärungskraft der einzelnen Ansätze 
abgeleitet. 

1. Interindustrielle Lohnunterschiede 

Aus der traditionellen neoklassi­
schen Theorie folgt, daß im Gleichge­
wicht die Arbeitnehmer genau den 
Lohnsatz erhalten, der ihren Opportu­
nitätskosten entspricht, bzw. alle Ein­
heiten identischer Arbeitsqualität den 
selben Preis erzielen. "In a simple eco­
nomy where all workers are identical 
and the skill requirements of jobs are 
the same, where information and 
search costs are low, and where issues 
of worker motivation and risk shifting 
are unimportant, long run labor mar­
ket equilibrium would be character­
ized by identical wages for all workers 
and little unemployment" (Lang et al 
1987 :2).  Interindustrielle Lohndiffe­
rentiale werden durch Humankapital­
unterschiede erklärt oder spiegeln 
transitorische Verschiebungen der Ar­
beitsnachfrage wider. 

Eine Analyse der Lohnstrukturen 
von Industrieländern ergibt jedoch ein 
anderes Bild. Quer- und Längsschnitt­
vergleiche zeigen, daß große und im 
Zeitablauf stabile Lohnunterschiede 
zwischen den einzelnen Industriezwei­
gen bestehen. Die Größe und Bedeu­
tung der Lohnunterschiede variiert je­
doch von Land zu Land (vgl. Krue­
ger/Summers 1987) .  

Eine erste Erklärung liegt in der un­
terschiedlichen Qualifikation der Ar­
beitnehmer. Insbesondere die Human­
kapitaltheorie betont die Bedeutung 
der Ausbildung für die Lohnhöhe. 
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Lohndifferentiale können darüberhin­
aus kurzfristige Verschiebungen der 
Arbeitskräftenachfrage widerspie­
geln. 

In der Literatur werden weiters Be­
triebsgröße, Gewinnsituation, Mono­
polmacht am Absatzmarkt, Kapital­
intensität, gewerkschaftlicher Organi­
sationsgrad und die regionale Vertei­
lung der Unternehmen als Faktoren 
angesehen, die mit der Höhe der Ent­
lohnung zusammenhängen (vgl. Thaler 
1 989) . 

Die traditionellen Wettbewerbsmo­
delle des Arbeitsmarktes bieten zwei 
Erklärungen für persistente Lohnun­
terschiede bei Arbeitern mit meßbar 
gleichen Charakteristika: entweder re­
flektieren die Differentiale Unter­
schiede in nicht meßbarer Arbeitsqua­
lität oder sie stellen kompensierende 
Lohndifferentiale für nichtpekuniäre 
Unterschiede in den Arbeitsbedingun­
gen dar. Ein alternativer Ansatz er­
klärt stabile Lohndifferentiale mit Ef­
fizienzlohnüberlegungen. 

2. Die Effizienzlohnhypothese 

Die Effizienzlohntheorie hat in der 
theoretischen Diskussion des letzten 
Jahrzehnts beachtliche Resonanz ge­
funden, dies dokumentiert sich in 
zahlreichen Surveys, die Stärken und 
Schwächen dieses Ansatzes diskutie­
ren (vgl. z. B. Yellen [ 1984] , Katz 
[1986] ,  Stiglitz [ 1 987] und Carmichael 
[ 1990]). 

Effizienzlohnmodelle bieten eine 
Erklärung, warum Firmen im Gleich­
gewicht möglicherweise Löhne bezah­
len, die über dem markträumenden 
Lohnsatz liegen. Dabei baut die Theo­
rie auf dem positiven Zusammenhang 
zwischen Lohnsatz und Leistungsin­
tensität bzw. Effizienz des Arbeitsein­
satzes auf. Die grundlegenden Gedan­
ken dieser Theorie lassen sich in einem 
einfachen Effizienzlohnmodell dar­
stellen. 
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2.1  Ein einfaches Effizienzlohnmodell 

Betrachtet wird eine Ökonomie mit 
identischen, perfekt kompetitiven Fir­
men, die eine kurzfristige Produkti­
onsfunktion der Form Q=aF{e[w]L) 
aufweisen (vgl. Yellen 1 984 bzw. Katz 
1986).  e stellt das Effizienz- (bzw. Lei­
stungs) Niveau eines Arbeiters dar, L 
ist die Anzahl der Arbeitskräfte, w 
steht für den Reallohn, a ist ein Maß 
für Produktivitätsverschiebungen und 
Q bezeichnet den Output, dessen Preis 
als Numeraire dient. Weiters wird an­
genommen, daß alle Arbeitnehmer 
identische Anreizfunktionen der Form 
e(w) besitzen, wobei e' > 0, e{O) :s: 0 
und die Elastizität von e(w) in bezug 
auf w abnehmend ist. 

Eine profitmaximierende Firma, die 
die gewünschte Anzahl von Arbeitern 
zum von ihr gesetzten Lohnsatz an­
werben kann, löst folgendes Maximie­
rungsproblem: 
(1 )  max aF(e[w]L) - wL 

w, L 
Als Lösung erhält man folgende 

Gleichungen: 

(2) e'(w*)w* /e(w*)  = 1 
{3) e(w*)aF'(e[w*]L) = w* 

Der optimale Lohn w* wird als Effi­
zienzlohn bezeichnet, da er die Lohn­
kosten pro Effizienzeinheit Arbeit mi­
nimiert. Weiters erfüllt er die Bedin­
gung, daß die Elastizität der Anreiz­
funktion in bezug auf den Lohn an 
diesem Punkt eins beträgt. Jede Firma 
fragt solange Arbeit nach bis ihr 
Grenzprodukt w* entspricht. Falls bei 
diesem Punkt ein Überangebot an Ar­
beit herrscht, besteht im Gleichge­
wicht unfreiwillige Arbeitslosigkeit. 

Für die Erklärung von Lohnunter­
schieden läßt sich dieses Modell leicht 
erweitern. Wenn der Verlauf der An­
reizfunktion von Bedingungen ab­
hängt, die zwischen den Firmen unter­
schiedlich sind, wird die Höhe des op­
timalen Lohns zwischen den Firmen 
differieren und im Gleichgewicht be­
stehen Lohndifferentiale von Arbei­
tern mit identischen Charakteristika. 
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2.2 Implikationen der Effizienzlahn­
theorie 

Die mikroökonomischen Begrün­
dungen für den Zusammenhang zwi­
schen Lohnsatz und Leistungsinten­
sität sind vielfältig. Da die Effizienz­
lohntheorie und ihre einzelnen Vari­
anten in jüngster Vergangenheit aus­
führliehst behandelt wurden (vgl. z. B. 
Katz 1986), wird in diesem Beitrag auf 
eine genauere Darstellung verzichtet. 
Lediglich die Implikationen der 
Hauptvarianten zur Begründung von 
Lohnunterschieden werden darge­
stellt. 

Aus den soziologischen Effizienz­
lohnmodellen lassen sich keine ein­
deutigen Aussagen in bezug auf Lohn­
differentiale ableiten. Jedoch sind 
Überlegungen in bezug auf Teamar­
beit und "ability to pay" wesentlich 
für die optimale Lohnhöhe. Beispiels­
weise sind Modelle, die die Fair-Wage­
These beinhalten, mit dem Phänomen 
der interindustriellen Lohndifferen­
tiale konsistent. "If firms must pay a 
high wage to some group of workers . . .  
demands for pay equity will raise the 
general wage scale for other labor in 
the firm, who would otherwise see 
their pay as unfair" (Akerlof/Yellen 
1990:265) .  

Das Shirking-Modell läßt hohe Löh­
ne in Branchen mit hohen Überwa­
chungskosten, bzw. in Industrien mit 
gravierenden Kosten bei Fehlverhal­
ten der Arbeitnehmer erwarten. 

Aus der Turnover- Variante lassen 
sich Lohndifferentiale innerhalb eines 
Industriezweiges von gleichqualifi­
zierten Arbeitern ableiten, da "prof­
itable high wage-low turnover and low 
wage-high turnover strategies can co­
exist for identical firms and workers 
for certain types of quit functions" 
(Katz 1986:  247).  Insbesondere für 
Branchen mit hohen Mobilitäts- und 
Ausbildungskosten lassen sich über­
durchschnittliche Löhne erwarten. 

Das Adverse Selection Modell impli­
ziert, "that Industries which are more 
sensitive to quality differences or have 
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higher costs of measuring quality will 
offer higher wages" {Thaler 1 989:  188) .  

3. Intersektorale Lohnunterschiede in 
den USA und der BRD 

Amerikanische und bundesdeutsche 
Untersuchungen stellen stabile und 
teilweise beträchtliche Unterschiede 
in der Entlohnung zwischen den ein­
zelnen Wirtschaftsklassen fest (vgl. 
z. B. Krueger/Summers 1987 ,  1 988, 
Katz/Summers 1989 für die USA bzw. 
Gerlach/Hübler 1 990, Wagner 1 9 9 1  
für die BRD). Im folgenden werden po­
tentielle Ursachen für diese Phänome­
ne diskutiert. 

Insbesondere der bereits auf Adam 
Smith zurückgehende Ansatz der 
"compensating differences" spielt eine 
wichtige Rolle bei der Bestimmung der 
Lohnhöhe. Krueger/Summers {1987 ,  
1988)  untersuchen die Wichtigkeit von 
kompensierenden Lohndifferentialen 
und institutionellen Faktoren und 
kommen zu dem Ergebnis: " . . .  wage 
differentials appear robust to additio­
nal competitive and institutional ex­
planations" (Krueger/Summers 1988:  
273).  Dagegen spricht auch die Tatsa­
che, daß Hoch-Lohn-Industrien gerin­
gere Kündigungsraten aufweisen. 
Falls überdurchschnittliche Entloh­
nung lediglich eine Entschädigung für 
ungünstige Arbeitsbedingungen dar­
stellt, gibt es keinen Grund, eine nega­
tive Korrelation zwischen Lohnhöhe 
und Fluktuationsrate zu erwarten. In 
den USA weisen Industrien mit über­
durchschnittlicher Entlohnung gerin­
ge Kündigungsraten auf. Thaler { 1 989) 
wertet dies als Hinweis, daß Arbeit­
nehmer in diesen Branchen davon aus­
gehen, daß sie über ihren Opportu­
nitätskosten entlohnt werden. 

Unterschiedliche Evidenz über die 
Bedeutung von unbeobachtbaren Qua­
litätsmerkmalen als Erklärung von 
Lohndifferentiale liegt vor. Dieses 
Problem ergibt sich, da die zur Verfü­
gung stehenden Daten über die Hu­
mankapitalausstattung der Arbeit-
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nehmer die "Arbeitsqualität" nicht 
exakt abbilden. Krueger/Summers 
(1987,  1 988) folgern aus der Analyse 
ihres Datensamples, daß nur ein gerin­
ger Anteil der Lohndifferentiale durch 
nicht beobachtbare Qualitätsunter­
schiede erklärbar ist. Im Gegensatz 
dazu können Murphy/Toppel (1987) 
mit ihrem Modell ca. 2/3 der jährli­
chen Lohndifferentiale auf unbeob­
achtbare Unterschiede der Arbeitneh­
mer zurückführen. Gegen diese Er­
klärung spricht jedoch, daß starke Re­
gularitäten in den Lohndifferentialen 
auftreten. Industrien mit hohen Ge­
winnen, mit starker Monopolmacht 
und mit einer geringen Arbeitsinten­
sität zahlen höhere Löhne. " Since it is 
hard to see why there would be a cor­
relation between unmeasured labor 
quality and product market character­
istics, these results cast further doubt 
on the unmeasured quality explana­
tion for wage differentials" (Krueger/ 
Summers 1988:  273) .  

Ein weiterer Punkt, der mit der tra­
ditionellen Arbeitsmarkttheorie nicht 
erklärt werden kann, ist die hohe Kor­
relation der Durchschnittslöhne der 
unterschiedlichen Berufsgruppen in­
nerhalb einer Branche. Konsistent ist 
dieses Phänomen jedoch mit soziologi­
schen Effizienzlohnmodellen, da glei­
che Lohnnormen innerhalb eines Un­
ternehmens bzw. einer Branche herr­
schen. 

Hinsichtlich des Einflusses von in­
dustriespezifischen Variablen auf den 
Lohnsatz ist das Ergebnis eher zwie­
spältig (vgl. Katz 1 986,  Dickens/Katz 
1 987) .  Insbesondere bei den Variablen 
Firmengrößen, Gewinnsituation bzw. 
Marktmacht ("ability to pay"),  Kapi­
talintensität und gewerkschaftlicher 
Organisationsgrad sind Zusammen­
hänge mit der Lohnhöhe feststellbar. 
Sowohl der Gewerkschaftsdrohungs­
ansatz' als auch soziologische Modelle 
stehen im Einklang mit den empiri­
schen Ergebnissen. Für ersteren An­
satz spricht, daß sowohl Marktmacht 
am Absatzmarkt als auch der gewerk­
schaftliche Organisationsgrad einen 
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Anteil der interindustriellen Lohndif­
ferentiale erklären können. Das Er­
gebnis, daß die Kapitalintensität einen 
positiven Einfluß auf die Löhne aus­
übt, stützt hingegen die Shirking-Va­
riante, da die Kosten der Leistungs­
verweigerung von Arbeitnehmer in 
diesen Industrien sehr hoch sind. 

Neben amerikanischen sind bundes­
deutsche Studien über interindustriel­
le Lohnunterschiede von Interesse. 
Gahlen/Licht { 1990) entwickeln ein 
Effizienzlohnmodell und testen dieses 
anhand von 29 Branchen der sachgü­
terproduzierenden Industrie der BRD. 
Sie finden eine relative Stabilität des 
Realeinkommens und der Reallöhne, 
trotz persistent hoher Arbeitslosigkeit 
und großen regionalen und interindu­
striellen Unterschieden in den Ar­
beitslosenraten. Die Reallöhne passen 
sich an die Erhöhung der Arbeitslosig­
keit und die Veränderung der Beschäf­
tigungsstruktur an, der Grad der An­
passung ist aber nur gering. Bei ihrer 
Analyse der Einflüsse von industrie­
spezifischen Variablen stellen sie fest, 
daß die Marktstruktur einen positiven 
Einfluß auf den Lohnsatz ausübt, 
überraschenderweise haben aber die 
in der Literatur oft genannten Fakto­
ren "ability to pay" und Betriebsgröße 
keinen signifikanten Einfluß auf die 
Lohnhöhe. Die Autoren folgern, daß 
ihre Ergebnisse keinen Voraussagen 
der Effizienzlohntheorie widerspre­
chen, allerdings können sie auch aus 
kompetitiven Theorien des Arbeits­
markts abgeleitet werden. Problema­
tisch ist die Analyse mit Branchenda­
ten, da auf dieser Aggregationsstufe 
keine Kontrolle individueller Charak­
teristika der Arbeitskräfte möglich ist. 
Gerlach/Hübler (1989,  1 990) und Wag­
ner (1991)  gehen bei ihrer Analyse hin­
gegen von Individualdatensätzen aus. 

Hübler/Gerlach analysieren Bran­
chenlohndifferentiale {1990),  berufli­
che Lohnstrukturen, Kombinationen 
von beruflichen und sektoralen Löh­
nen (1989) sowie deren Auswirkungen 
auf das Individualeinkommen vor dem 
Hintergrund von Effizienzlohnüberle-
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gungen. Als Datensampie verwenden 
sie zwei Individualdatensätze, die so­
wohl persönliche als auch berufliche 
Charakteristika beinhalten. 

Als erstes Ergebnis zeigen die Auto­
ren, daß die Zugehörigkeit zu einer be­
stimmten Berufsgruppe wesentlich für 
die Höhe des Individualeinkommens 
ist. Auch nach Korrektur um Human­
kapitalvariablen bleiben Lohnunter­
schiede zwischen den einzelnen Beru­
fen bestehen (Hübler/Gerlach 1 989:  
1 59).  Analoge Ergebnisse erbringt die 
Analyse der Branchenzugehörigkeit 
(Hübler/Gerlach 1 990). Die Organisa­
tion und die Technologie der Unter­
nehmen bestimmen den Einsatz von 
bestimmten Berufen und andererseits 
die Notwendigkeit, Löhne im Sinne 
der Effizienzlohntheorie zu differen­
zieren. Die Verbindung von Beruf und 
Effizienzlohn legt daher nahe, Effizi­
enzlöhne auf Firmenebene zu betrach­
ten, da sonst Firmenstruktureffekte 
den Berufen zugeordnet werden könn­
ten. Aus diesem Grund wurde der Ein­
fluß der Betriebsgröße auf das Indivi­
dualeinkommen untersucht, weiters 
werden potentielle innerbetriebliche 
Lohnunterschiede aufgrund von un­
terschiedlichen Hierarchiepositionen 
berücksichtigt. Auch nach Korrektur 
um diese beiden Faktoren bestehen 
Berufslohneffekt (1989) bzw. Bran­
chenlohnunterschied ( 1990) weiter. 
Anhand der Daten wird die These der 
"kompensierenden Lohndifferentia­
le" ,  daß ungünstige Arbeitsbedingun­
gen durch Lohnzuschläge kompensiert 
werden, falsifiziert (Hübler/Gerlach 
1 989:  1 62) .  Im Gegensatz zu dieser 
These deuten die Daten darauf hin, 
daß Branchen mit hohen Löhnen im 
Durchschnitt bessere Arbeitsbedin­
gungen aufweisen (Hübler/Gerlach 
1 990).  

Aus dem Bestehenbleiben von Be­
rufslohndifferenzen nach Kontrolle 
von individuellen Einkommensdeter­
minanten folgern Hübler/Gerlach 
(1989), daß diese Differenzen eine Ef­
fizienzlohninterpretation nahelegen. 
Im nächsten Schritt wird untersucht, 
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ob Berufs- und Branchenlohnstruktur 
dieselben Phänomene messen, d. h. ob 
eine aus der anderen Lohnstruktur 
hergeleitet werden kann. Ausgehend 
von der Idee, daß spezielle Berufe in 
einer Branche als homogene Arbeits­
einheiten im Sinne der Effizienzlahn­
hypothese betrachtet werden können, 
analysieren sie nun stärker disaggre­
gierte Einheiten, nämlich kombinierte 
Berufs- und Branchenlohnstrukturen. 
Als Ergebnis zeigt sich, daß die Be­
rufslohnstruktur nicht aus der Bran­
chenlohnstruktur abgeleitet werden 
kann, obwohl zwischen beiden Zu­
sammenhänge bestehen. 

Generell sind die Ergebnisse von 
Hübler/Gerlach (1990) mit der Theorie 
der Effizienzlöhne vereinbar, jedoch 
sind nicht alle Resultate mit jeder ein­
zelnen Variante kompatibel. Auf 
Branchenniveau kann keine der vier 
Erklärungen favorisiert werden. 

Wagner (1991)  ermittelt aus um­
fangreichen bundesdeutschen Indivi­
dualdatensätzen Branchenlohndiffe­
rentiale für verschiedene Jahre, ver­
gleicht diese miteinander und testet 
systematisch verschiedene Hypothe­
sen zu deren Erklärung". 

Nach Kontrolle um Humankapital­
ausstattung, Arbeitszeit bzw. -bedin­
gungen, Betriebsgröße und Bundes­
land bestehen signifikante Einkom­
mensunterschiede zwischen den Bran­
chen für männliche Arbeiter und An­
gestellte. Die Struktur der festgestell­
ten Branchenlohndifferentiale ist für 
die untersuchten Jahre 1 979 und 1 985 
sehr ähnlich (Wagner 1991) .  Weiters 
kommt Wagner (1991)  zur Schlußfol­
gerung, daß sich diese festgestellten 
Lohndifferentiale weder durch inter­
sektoral unterschiedliche kurzfristige 
Änderungen der Arbeitsnachfrage 
noch durch kompensierende Differen­
tiale für unterschiedliche Arbeits­
losigkeitsrisken erklären lasssen. 
Schwache Hinweise gibt es, die eine 
Interpretation als kompensierende 
Lohndifferentiale für verstärkte Lern­
anstrengungen bei höheren Innovati­
onsintensitäten erlauben. 
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Die untersuchten Hypothesen sind 
Bestandteile des neoklassischen Stan­
dardmodells des Konkurrenzarbeits­
markts, können jedoch keine überzeu­
genden Erklärungen für die beobach­
teten Branchenlohndifferentiale lie­
fern. Aus diesem Grund untersucht 
Wagner (1991)  einige Implikationen, 
die sich aus der Effizienzlohntheorie 
ergeben und kommt zu folgenden Er­
gebnissen: 
1) Ein negativer Zusammenhang zwi­

schen Arbeitslosigkeitsrisiko und 
Branchenlohndifferentialen, die Ef­
fizienzlöhne zur Verhinderung von 
Bummelei darstellen, läßt sich für 
die BRD beobachten. 

2) Es gibt Hinweise, daß hohe Kapital­
intensitäten mit negativen Bran­
chenlohndifferentialen verbunden 
sind. Dies ist mit dem Shirking-Mo­
dell vereinbar, wenn die Überwa­
chungskosten mit steigender Kapi­
talintensität sinken und den Anstieg 
der Bummelkosten überkompensie­
ren. 

3) Keine Hinweise gibt es für einen po­
sitiven Zusammenhang zwischen 
Branchenlohndifferentialen und 
Profiten, der aufgrund von soziolo­
gischen Effizienzlohnmodellen zu 
erwarten war. 

4) Die Ergebnisse deuten auf einen ne­
gativen Zusammenhang zwischen 
Arbeitskräftefluktuation und Höhe 
des Branchenlohns hin, der sich aus 
der Turnover-Variante ableiten 
läßt. 

4. Schlußfolgerungen 

Aus den diskutierten Untersuchun­
gen kann man folgern, daß bestehende 
Lohndifferentiale durch die Effizienz­
lohntheorie besser erklärt werden 
können als durch die neoklasssische 
Theorie der kompetitiven Arbeits­
märkte, insbesondere die Erklärung 
mittels kompensierender Lohndiffe­
rentiale konnte nicht bestätigt wer­
den. Katz (1986) kommt für die USA 
zum Ergebnis, daß langfristige Lohn-
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differentiale von gleichen Arbeitern 
und Aufgabenbereichen darauf hin­
deuten, daß von einzelnen Unterneh­
men Effizienzlöhne bezahlt werden. 
Wie die vorliegenden Studien demon­
strieren, ist es aber nicht möglich, die 
gesamte Lohnstruktur mit Hilfe der 
Effizienzlohnhypothese elegant abzu­
bilden bzw. vollständig zu erklären. 

Anmerkungen 

1 Für hilfreiche Kommentare danke ich 
Christian Ragacs, Karl Pichelmann, 
Thomas Url, Peter Weiss und dem Re­
dakteur der Wirtschaft und Gesell­
schaft. 

2 Eine Variante der Effizienzlohntheorie, 
die in diesem Beitrag nicht behandelt 
wird (vgl. dazu Katz 1986) .  

3 Als Datenbasis verwendet Wagner 
(1991) zwei umfangreiche Individual­
datensätze, unberücksichtigt bleiben 
bei seiner Analyse Frauen, Arbeitslose, 
Selbständige oder mithelfende Famili­
enangehörige und Beamte. 
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EINE "NEUE" ARBEITSLOSIGKEIT 

Re;�.ension von: Viklor Steiner, 
Determinanten individueller Arbeits­

losigkeit. Mikroökonomische Er­
klänmgsansätze und empirische Ana­
lysen für Österreich, Dissertation der 

Johanncs Kepler-Universität Linz, 
Nr. 84, Wien 1990, 216 Seiten. 

Die Wiederkehr der Arbeitslosigkeit 
in den OECD-Staaten seit Mitte der 
siebziger Jahre stellte sowohl die 
Wirtschaftswissenschaft wie auch die 
Wirtschaftspolitik vor eine I<'ülle von 
Problemen. Da war einmal die Er­
kenntnis, daß das keynesianh;che In­
strumentarium nicht ausreichte, um 
längerfristig ein Steigen der Arbeitslo­
sigkeit zn vermeiden, zunächst, weil 
der politische Wille fehlte, es anzu·­
wenden, vor allem aber deshalb, weil 
es sich nicht dazu eignet, über größere 
Zeitperioden eingesetzt zu werden -
schon gar nicht, wenn eine ll'gt!re Bud­
getpolitik in der Hochkonjunktur die 
Voraussetzungen dazu eingeschränkt 
hatte. 

Darüberhinaus aber gesellte sich ein 
völlig neuartiges Phänomen hinzu: rlie 
Arbeitslosigkeit nahm in der Rezessi­
onsphase zwar r.u, aber im Gegensatz 
:mr Vergangenheit ging sie im folgen­
den Aufschwung nicht mehr zurück. 
Die einsetzende Beschäftigungsexpan­
sion wurde kaum mehr durch Arbeits­
lose ermöglicht, sondern die Unter­
nehmer griffen auf neue Arbeitskräfte, 
also auf eine Ausweitung der Erwerbs­
tätigkeit zurück. Diese Erscheinung 
ließ sich auch in Österreich schon En­
de der achtziger Jahre feststellen, er-

lebte jedoch 1990 ihren Höhepunkt. In 
diesem Jahr kam es zu einem explosi­
ven Beschäftigungswachstum von 
67.000 oder 2,3 Prozent der Unselb­
ständigen, welches im Gegensatz zu 
allen Erfahrungen der Vergangenheit 
von gleichfalls kräftig steigender Ar­
beitslosigkeit begleitet war. (Die Rate 
erhöhte sich von ::; Proz.ent auf 5,4 Pro­
:-.ent.) Diese Situation war offensicht­
lich durch die vollkommen verfehlte 
arheitsmarktpolitische �:ntscbeidung 
ermöglicht worden, eine Obergrenze 
für die Zahl ausländischer Arbeits­
kräfte festzulegen und bis zu diesem 
Limit den Zugang zum Österreichi­
schen Arbeitsmarkt freizugeben. Als 
Folge davon bestand gegen Jahresende 
der gesamte - beträchtliche - Beschäf­
tigtenzuwuchs aus Ausländern. 

Brachte schon die Regeneration der 
Neoklassik eine Belebung der Arbeits­
markttheorie mit sich, freilich mit dem 
Ziel, die Existem: von Arbeitslosigkeit 
unter Bedingungen auch flexibler 
Löhne zu erklären, so widmete sich die 
Forschung dem Phänomen der Hyste­
re::;i:;, alsu der Persistenz von Arbeits­
losigkeit bei expandierender Beschäf­
tigung mit besonderer futensität. Auch 
Steiner geht in seiner Dissertation an 
der Universität Linz davon aus, daß 
sich eine sinnvolle Erklärung der ge­
gebenen Arbeitsmarktlage eher in den 
persönlichen Charakteristika der Ar­
beitslosen finilen lasse. 

Nach einem Überblick übl:!r die 
theoretischen Ansätze der Mikro-Öko­
nomie zur Erklärung der Arbeitsuche 
nnd des Kündigungsverhaltens prä­
sentiert er eine Analyse der Entwick­
lung des Standes von Arbeitslosen und 
offenen Stellen am Arbeitsamt Linz im 
Zeitraum 1983 bis 1986. 

Hiebei gelangt er zu dem Ergebnis, 
daß die Abgänge aus der Arbeitslosig­
keit dreimal so hoch sind, wie der Be­
stand, die mittlere Spannendauer vier 
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Monate beträgt und mehrmalige Be­
troffenheit während eines Jahres eine 
untergeordnete Rolle spielt. Die indi­
viduellen Abgangschancen aus der Ar­
beitslosigkeit werden primär durch 
persönliche Faktoren bestimmt, wobei 
neben den notorischen Determinanten 
(schwere Vermittelbarkeit, Alter, 
frühere langfristige Arbeitslosigkeit) 
auffällt, daß Absolventen einer abge­
schlossenen betrieblichen Ausbildung 
zu dieser Gruppe zählen. 

Umgekehrt bleiben auch die Stellen­
angebote für Arbeitskräfte mit Lehr­
abschluß am längsten unbesetzt, wie 
denn allgemein zu sagen ist "daß ein 
hoher Stellenandrang weder mit einer 
wesentlich niedrigen Laufzeit der of­
fenen Stellen, noch mit einem Anstieg 
der Arbeitslosigkeitsdauer verbunden 
ist" (S. 98). 

Wie viele andere Studien findet er 
keinen Zusammenhang zwischen der 
Einkommensersatzrate und Dauer der 
Arbeitslosigkeit. Die Wiederbeschäfti­
gungschancen steigen mit der Häufig­
keit von zugewiesenen Stellen. In die­
sem Zusammenhang stellt der Autor 
fest, daß einem Großteil der Arbeitslo­
sen dieses Arbeitsamtbezirkes über­
haupt keine Angebote zugewiesen 
wurden. 

Langfristige Arbeitslosigkeit in der 
Vergangenheit reduziert die Wieder­
beschäftigungschancen, nicht hinge­
gen die Dauer der gegebenen Arbeits­
losigkeitsspanne. Mit der Dauer steigt 
auch die Abgangswahrscheinlichkeit 
entsprechend der Suchtheorie. Hypo-
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thesen des Humankapitalverlustes 
und von Stigmatisierungseffekten 
konnten somit nicht verifiziert wer­
den. 

Mit seiner Studie, die Steiner mit 
beträchtlichem statistischen und öko­
nometrischen Skill verfaßte, hat er ei­
nige bekannte individuelle Ursachen 
für das Entstehen von Arbeitslosigkeit 
erhärtet, manche neue gefunden. Das 
interessanteste Phänomen stellt zwei­
fellos die geringe Wiederbeschäfti­
gungschance für Personen mit Lehr­
abschluß dar, für welche gleichzeitig 
die offenen Stellen lange unbesetzt 
bleiben. Das mag mit dem Anspruchs­
niveau der Betroffenen zusammen­
hängen und stellt auch den "Fachar­
beitermangel" in Frage. Ob diese Ant­
wort befriedigt, sei dahingestellt. Soll­
te es sich hier vielleicht um ein ähnlich 
rätselhaftes Phänomen handeln, wie 
der Aktivitätsratenrückgang der Män­
ner im Haupterwerbsalter? 

Aber damit bewegt man sich bereits 
im Bereich der offenen Fragen. Auch 
Steiners Untersuchung vermag eigent­
lich keinen Beitrag zur Erklärung von 
Hysteresis zu leisten. 

Wahrscheinlich ist das auch gar 
nicht möglich, wenn man institutio­
nelle und soziale Faktoren in die Ana­
lyse nicht einbezieht. Letzteres freilich 
stellt keine Kritik an Steiners Studie 
dar, welche innerhalb des Rahmens, 
den sie sich setzte, wertvolle Ergebnis­
se vermittelte. 

Felix Butschek 



NACHDENKEN ÜBER 
ARBEITSLOSIGKEIT 

Rezension von: Reiner Buchegger, 
Kurt W. Rothschild, Gunther Tichy 

(Hrsg.), Arbeitslosigkeit, Heidelberg, 
Berlin 1990,  Springer Verlag, 278 

Seiten. 

Kurt Rothschild führt in seiner Ein­
leitung aus, daß vieles, was wir über 
Arbeitslosigkeit zu wissen glauben, 
noch immer von der tradierten Erfah­
rung der Massenarbeitslosigkeit der 
Zwischenkriegszeit bestimmt ist. Es 
ist daher zu fragen, was davon heute 
noch Relevanz hat und von welchen 
vertrauten Denkmustern man im 
Lichte aktueller empirischer Arbeiten 
besser Abschied nehmen sollte. 

Die Forschungstätigkeit, deren Er­
gebnisse im vorliegenden Band zusam­
menfassend und abschließend referiert 
werden, wurde im Jahr 1 985 als sozial·­
und wirtschaftswissenschaftlicher 
Forschungsschwerpunkt "Dynamik 
der Arbeitslosigkeit und Beschäfti­
gung" der Universitäten Graz und 
Linz begonnen. Die Ergebnisse wur­
den in zwei Symposien einem kriti­
schen Fachpublikum, das sich mit 
Koreferaten an der Diskussion betei­
ligte, präsentiert, wobei das zweite 
Symposium aus dem Jahr 1 989 unmit­
telbar Gegenstand des hier besproche­
nen Buches ist. 

Gerade die letzten beiden Jahre ha­
ben eine Reihe neuer Probleme am Ar­
beitsmarkt und teilweise eine Ver­
schärfung der in den einzelnen Beiträ­
gen untersuchten Probleme gebracht. 
Vieles, was zu Beginn des Forschungs­
projektes noch Neuland war - z. B .  
Stromanalysen - ,  ist nun mehr Be­
standteil einer jährlichen Strukturbe-

richterstattung über den Arbeits­
markt. Daher werden hier nicht heuti­
ge Problemstellungen zum Ausgangs­
punkt einer kritischen Würdigung ge­
macht. Es soll mit einer Wortmeldung 
die mit dem Symposium angestrebte 
Diskussion mit Wissenschaft und Pra­
xis fortgeführt werden. 

Das Forschungsvorhaben steht für 
interdisziplinäre Zusammenarbeit. 
Soziologen und Ökonomen präsentie­
ren ihre Sicht der Arbeitswelt. Natür­
lich greifen die Darstellungen nicht 
fugenlos ineinander, umso wichtiger 
wäre ein Brückenschlag. Ein Beispiel: 
Zum einen spricht Kuzmics in seinem 
Beitrag "Die Zivilisierung von Arbeit 
und Arbeitslosigkeit" davon, daß sich 
"die schrumpfende Bedeutung von Ar­
beit . . .  auch bei der immer geringeren 
Stigmatisierung von Arbeitslosigkeit" 
ausdrücke (Seite 8}. Andererseits zei­
gen die empirischen Belege, daß 
(Langzeit-) Ar bei tslosigkei t Diskrimi­
nierungsprozesse und Stigmatisierung 
bewirkt. Gibt es eine Synthese dieser 
beiden Aussagen? 

Es ist zweifelsohne wichtig, daß For­
scher, deren Vorliebe ökonornetri­
sehen Modellen und statistischen 
Schätzmethoden gilt, mit solchen ins 
Gespräch kommen, die wissen, wie 
Zahlen für die Modelle zustande kom­
men. Zilian spricht in seinem Beitrag 
"Von Menschen und Zahlen: Zur all­
täglichen Organisation der Arbeitslo­
senstatistik" den Sachverhalt an, daß 
z. B. die Etikettierung "schwervermit­
telbarer" Arbeitsloser weniger eine 
Sache von persönlichen Merkmalen 
und Eigenschaften des Arbeitslosen 
als der subjektiven Überzeugung der 
jeweiligen Arbeitsvermittler ist. 

Ein weiteres Element allgemeiner 
Überzeugungen stellt Prisehing in 
"Bilder der Arbeitslosigkeit: Strate­
gien zum Umgang mit einem sozialen 
Problem" zur Diskussion. Die Bil­
dungsexplosion habe zwar eine starke 
Vermehrung von Bildungszertifikaten 
gebracht, aber die damit verbundenen 
Karriereerwartungen nicht erfüllt. Er 
sieht Arbeitslosigkeit als ein de-facto 
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nicht beseitigbares Problem, dessen 
Verursachung wobei die Schuld ande­
ren zugeschrieben und das verdrängt 
wird. In den achtziger Jahren entsteht 
eine neue Sprache der Politiker, die 
Fortschritt durch Privatisierung, De­
regulierung, Staatsentlastung und 
Zentralisierung verspricht, wobei un­
klar bleibt, wie das funktionieren soll 
(Seite 63) .  

Blattner referiert über Arbeits­
marktforschung in der Schweiz. Hier 
ist besonders der Hinweis interessant, 
daß mehr und mehr das Beschäfti­
gungsverhalten der Unternehmer in 
den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit 
rückt (Seite 92).  

Empirisch werden folgende Zusam­
menhänge untersucht: 
e Der Übergang von Jungendlichen 

vom Bildungs- ins Beschäftigungs­
system (Zweimüller) 

e Qualifikation und Arbeitslosigkeit 
(Moser) 

e Individuelle Arbeitslosigkeit und 
zukünftige Arbeitsmarktbiographie 
(Steiner) 

e Abgangsprozesse aus der Dauer­
arbeitslosigkeit (Ebmer) 

e Regionale Arbeitslosigkeit und Re­
gionstypen (Kubin) 

e Direkte Beschäftigungseffekte des 
Handels zwischen Österreich und 
den Entwicklungsländern (Wöl­
fingseder). 
Die Zusammenfassung von G. Tichy 

beschränkt sich nicht auf die am Sym­
posium präsentierten Studien, auch 
nicht auf den Forschungsschwerpunkt 
insgesamt. Durch eine differenzierte 
Darstellung der Entwicklungstenden­
zen am Österreichischen Arbeitsmarkt 
werden Ansatzpunkte einer künftigen 
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Arbeitsmarktpolitik erkennbar. Es 
soll hier lediglich dem Vorschlag ent­
schieden widersprochen werden, den 
Mikrozensus in seiner gegenwärtigen 
Form stärker zur Ergänzung der Ar­
beitsamtstatistik heranzuziehen. 

Tichy sieht als Haupterklärung der 
ungünstigen Arbeitsmarktlage in den 
achtziger Jahren einen Nachfrage­
mangel. Dazu kommt ein Einstel­
lungsverhalten der Unternehmer, das 
Arbeitslose und vor allem Langzeitar­
beitslose gegenüber noch Beschäftig­
ten diskriminiert. Auch nimmt das 
Lohnsetzungsverhalten der Gewerk­
schaften bloß auf Kurzzeitarbeitslose 
Rücksicht, nicht jedoch auf Langzeit­
arbeitslose. Hier kann Tichy allerdings 
keinen Vorschlag machen, wie eine 
solche Rücksichtnahme konkret be­
schaffen sein sollte. Tichy kommt zum 
Schluß: "Parallel zur Erhöhung der 
Nachfrage nach Arbeitskräften müs­
sen daher Maßnahmen zur Reintegra­
tion der Arbeitslosen, zur Förderung 
ihrer Akzeptanz durch die Stellenau­
bieter geplant werden. N achfragepoli­
tik ist zwar so wichtig wie eh und je, 
als isolierte Maßnahme kann sie je­
doch nicht mehr genügen; sie muß die 
neuen mikrotheoretischen Erkennt­
nisse über die Dynamik des Arbeits­
markts berücksichtigen. "  (Seite 273) 

Was allerdings die Frage aufwirft, 
wie die Nachfrage nach Arbeitskräf­
ten erhöht werden soll. Klassisch, über 
die Nachfrage nach Gütern und 
Dienstleistungen? Oder direkt in Form 
von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
oder Beschäftigungsinitiativen. Immer 
neue Fragen, die sich nach Abschluß 
der Diskussion stellen. 

Irene Geldner 



DIE "RENT-SEEKING­
INDUSTRIE " 

Rezension von: 
Gordon Tullock, The Economics of 
Special Privilege and Rent Seeking, 

Kluwer Academic Publishers (Studies 
in Public Choice), Boston/Dord­
recht/London 1989 ,  104 Seiten. 

I. In diesem Buch versucht Gordon 
Tullock, neben seinem häufigen Ko­
Autor und Nobelpreisträger Buchanan 
bekannt als einer der Mitbegründer 
und Haupttheoretiker der sogenann­
ten "Neuen Politischen Ökonomie" ,  
die Gründe für ein seiner Ansicht nach 
merkwürdiges Phänomen in der ame­
rikanischen Politik offenzulegen. 
Dafür nämlich, daß in der Lobby­
Tätigkeit, also der professionellen In­
teressenvertretung beim amerikani­
schen Kongreß, vergleichsweise be­
scheidene Summen bewegt werden. 
Gemäß Tullocks Beobachtungen kön­
nen sich Interessengruppen durch 
Aufwendung wenig spektakulärer 
Lobby-Kosten gewichtige Vorteile mit 
in der Regel noch gewichtigeren Ko­
stenfolgen für Budget und Gesamt­
wirtschaft sichern. Wenn aber eine In­
dustrie � wie in diesem Fall die von 
Tullock und anderen so bezeichnete 
"Rent-seeking"-Industrie hohe Erträ­
ge bei relativ geringen Aufwendungen 
verspricht, dann müßte sie nach den 
Schlußfolgerungen konventioneller 
ökonomischer Weisheit gewaltig ex­
pandieren. 

Von dieser Überlegung ausgehend, 
werden nun die bewährten Argumen­
tationsmuster der "Neuen Politischen 
Ökonomie" ins Feld geführt. Das 
heißt, es wird untersucht, was heraus­
kommt, wenn den im politischen Be­
reich tätigen Individuen nutzenmaxi­
mierendes Verhalten unterstellt wird. 

Und zwar unterstellt . in Entschei­
dungssituationen und Lebenszusam­
menhängen, welche sonst eher nicht 
unter einem ökonomischen Kalkül ge­
sehen . werden. Daran kann man nun 
jede Menge "außerparadigmatische" 
Kritik üben, indem man die Sinnhaf­
tigkeit der Anwendung eines individu­
ellen Nutzenkalküls generell bezwei­
felt. Wir wollen uns hier vielmehr auf 
"innerparadigmatische" Kritik be­
schränken. Denn in der Tat ist eine 
zentrale Schwäche seiner Argumenta­
tion "innerparadigmatisch" festzuma­
chen: Es wird zuwenig exakt heraus­
gearbeitet, auf welche Weise die Betei­
ligten maximieren. 

Wenn man schon annimmt, daß - um 
nur ein Beispiel zu nennen - Abgeord­
nete in Parlamenten individuelle Nut­
zenmaximierer sind, dann sollte man 
eine Vorstellung von der Struktur ih­
rer Maximierungsaufgabe haben. 
(Welches sind ihre Nebenbedingun­
gen? Welches sind " Zwischen-Zielva­
riable"?, etc.) Denn offensichtlich sind 
Parlamentarier keine direkten "mo­
netären" Maximierer. Weder verkau­
fen sie normalerweise bei Abstimmun­
gen im Parlament ihre Stimme an den 
Meistbietenden, noch sind ihre Ein­
künfte als Politiker direkt aus einem 
direkten monetären Maximierungs­
verhalten herzuleiten. In der an An­
thony Downs und seinem Median­
wählermodell orientierten Literatur 
etwa werden Politiker oder Parteien 
als Stimmenmaximierer abgebildet. 
Eine polit-ökonomische Betrachtung 
von Rent-Seeking und Korruption 
muß selbstverständlich über diese Fik­
tion hinausgehen. Daß Politiker Wah­
len bestehen müssen, setzt aber ihrer 
Beeinflußbarkeit durch Sonderinter­
essen oder gar direktem Stimmenkauf 
klare Grenzen. Ein entscheidungs­
theoretisches Modell des Politiker­
Verhaltens müßte somit Wiederwahl­
Zwänge, längerfristige Aufstiegsinter­
essen und Reputation und ähnliches 
als Randbedingung der Maximierung 
von Größen wie dem Einkommen der 
laufenden Periode berücksichtigen. 
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Tullock entwickelt also keine über­
zeugende Vorstellung des Maximie­
rungsverhaltens der Beteiligten des 
"Rent-Seeking" .  Dennoch ist es loh­
nend, sich von Tullocks Überlegungen 
anregen zu lassen - denn anregend und 
voll von Ideen sind Tullocks Schriften 
allemal. Allerdings bleiben seine Aus­
führungen in diesem Buch weitgehend 
das, was die Überschrift zum zweiten 
Teil verheißt, nämlich "Zufällige Ge­
danken" .  Meist wird nicht allzuviel 
Mühe darauf verwendet, Argumente 
stringent zu Ende zu denken oder die 
einzelnen Einsichten in Beziehung zu 
einer kohärenten Theorie des politi­
schen Prozesses zu setzen. Auch ver­
stellt die hemdsärmelig-selbstver­
ständliche Art, wie auf die "ökonomi­
sche Theorie der Politik" als Referenz­
Paradigma zurückgegriffen wird, si­
cher den Blick auf manches Interes­
sante. Dennoch bleibt Tullock das 
Verdienst, eine Türe aufgestoßen zu 
haben. 

II. Zentrale Bedeutung für seine Ar­
gumentation in bezug auf das Ausmaß 
von "Rent-seeking" ist die "rationale 
Uninformiertheit" der Wähler. Diese 
Überlegung gehört bekanntlich zum 
Standardrepertoire der sogenannten 
"Ökonomischen Theorie der Politik" .  
D a  die Wahrscheinlichkeit, für den 
Ausgang einer Wahl entscheidend zu 
sein, verschwindend gering ist, lohnt 
es sich für den einzelnen nicht, erheb­
lichen Aufwand für eine "richtige" 
Wahlentscheidung zu treiben. Der 
durchschnittliche "rationale" Wähler 
wird daher, wenn er überhaupt zur 
Wahl geht, schlecht informiert sein -
sofern Politik nicht sein "Hobby" ist. 
Schlecht informiert sein heißt in erster 
Linie, daß man vor allem jenen Aspek­
ten der Politik Aufmerksamkeit 
schenkt, die einen gewissen Unterhal­
tungswert besitzen, nämlich Skanda­
len und Personen. Diese Art der Unin­
formiertheit ist es letztlich, welche den 
Spielraum für die Politik der Interes­
sengruppen schafft, aber auch be­
grenzt. Sie schafft diesen Spielraum, 
weil die ökonomischen Zusammen-
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hänge schwer durchschaubar sind, auf 
denen die Renten vieler Gruppen be­
ruhen. Sie begrenzt ihn aber, weil sie 
direkte Renten-Zahlungen an be­
stimmte Gruppen nahezu unmöglich 
machen. Denn diese sind leicht nach­
vollziehbar und eignen sich dazu, von 
unterhaltungsorientierten Medien als 
neiderweckendes Skandalon dargebo­
ten zu werden. 

Interessant und zu weiterführenden 
Gedanken anregend ist in diesem Zu­
sammenhang die Begründung, wes­
halb Interessengruppen sich typi­
scherweise nicht um direkte Tranfers 
bemühen, sondern um die Subvention 
von Produktionsaktivitäten. Tullock 
weist hier auf die Aversion der ameri­
kanischen Landwirtschaft gegen sol­
che Direktzahlungen hin, die sich in 
diesem Punkt genauso wie die eu­
ropäischen und Österreichischen Stan­
desvertretungen verhalten. 

Noch schwieriger als in der Subven­
tion von Produktionsaktivitäten ist 
freilich, vom Wähler Rent-seeking zu 
orten, welches über gesetzliche Regu­
lierung des Wirtschaftsablaufes orga­
nisiert ist. 

Ein hervorragendes (von Tullock 
nicht genanntes) Beispiel für die Auf­
fälligkeit direkter monetärer Trans­
fers ist die Arbeitslosenversicherung. 
Gewiß bietet diese Institution die 
Möglichkeit zu "Rent-seeking" von 
Personen, die in Wirklichkeit "freiwil­
lig arbeitslos" sind. Dessen Ausmaß 
dürfte aber verschwindend gering 
sein, und zwar nicht nur wegen der 
großen Zahl unfreiwillig Arbeitsloser, 
sondern auch gemessen am Umfang 
anderer Rent-seeking-Aktivi täten. 
Trotzdem scheint sich die Arbeitslo­
senversicherung sehr gut als Objekt 
der politischen Polemik zu eignen, 
denn den dauerurlaubenden Tachinie­
rer kann man sich eben plastisch vor­
stellen (und wenn nicht, dann gibt es 
Mittel und Wege, diese Vorstellungs­
kraft zu mobilisieren). Weit weniger 
publikumswirksam sind Renten, die 
eventuell im Reinheitsgebot für die 
Bierbrauer oder in der Regulierung 
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des Zugangs zu gewissen freien Beru­
fen stecken. 

III. An anderen Stellen wird 
Tullocks Argumentation indessen 
recht konfus. Im dritten Kapitel etwa 
stellt er die Frage nach den Wohl­
fahrtskosten ineffizienter Politikmaß­
nahmen, w�lche aufgrund von 
Wählerpräferenzen zustandegekom­
men sind. Gewiß ist der Umstand, daß 
wenig reflektierte und uninformierte 
Wähler relativ weittragende Entwick­
lungen hervorrufen können, ein in­
härentes Problem der Demokratie. Die 
Konsequenz daraus muß aber sein, In­
formation in ihrer Eigenschaft als öf­
fentliches Gut zu erkennen. Aus dieser 
Eigenschaft folgt, daß das Gleichge­
wicht in einem Konkurrenzmarkt 
durch zu wenig "gute" Information 
gekennzeichnet ist - und eine geeigne­
te Subvention von Information daher 
Pareto-Effizienzverbesserungen er­
laubt. Statt solchen Überlegungen, 
welche die "Theorie" der rationalen 
Uninformiertheit der Wähler ja im 
Grunde impliziert, spekuliert Tullock 
darüber, ob man aus der Zustimmung 
der Wähler zu einer bestimmten Poli­
tik nicht per se - qua Konsumenten­
souveränität - schon ableiten könne, 
daß diese Politik trotz ihrer Ineffizienz 
eben wünschenswert sei . Freilich be­
antwortet er diese Frage weder positiv 
noch negativ. Es soll nicht bestritten 
werden, daß hinter den auf diese Wei­
se aufgeworfenen Fragen wichtige 
Probleme stecken. Zu diesen dringt er 
allerdings kaum vor, weil er positive 
und normative Aspekte in einer Weise 
vermischt, welche auch seine (im ein­
zelnen vielleicht immerhin nicht ganz 
witzlosen) impressionistischen Argu­
mentationsfragmente entwertet. Denn 
betrachten wir die Situation, in wel­
che Tullock uns führt: Es gibt eine Po­
litik A, von der wir wissen, daß sie der 
Gesellschaft höhere Wohlfahrt be­
schert als die alternative Politik B. A 
würde, wie wir überdies wissen, von 
den Wählern gewählt, wenn sie wohl­
informiert wären, was sie aber nicht 
sind. Deshalb wird B gewählt. Es ist 
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ganz klar, daß unter diesen Prämissen 
nicht ernsthaft argumentiert werden 
kann, daß der Umstand, daß B von den 
Wählern gewählt wird, in irgendeiner 
Weise die Wohlfahrtswirkungen von B 
relativ zu A steigert. Es mag Situatio­
nen geben, wo man keine andere Wahl 
hat, als Nutzen aus "revealed prefe­
rences" abzuleiten. Im vorliegenden 
Fall ist dies aber blanker Unfug, weil 
ja angenommen wird, daß wir die 
"wahren Präferenzen" kennen. Auf 
der normativen Ebene gibt es also 
nichts zu spekulieren, so wie die Dinge 
liegen. Auf der positiven Ebene frei­
lich kann man nach Ursachen suchen, 
weshalb in der Gesellschaft keine aus­
reichenden Kräfte wirken, welche zur 
Wahl der besseren Politik A durch ver­
besserte Information führen würden 
(denn die Existenz von Möglichkeiten, 
sich zu verbessern, ruft nach einer 
verbreiteten sozialwissenschaftliehen 
Vorstellung im Prinzip solche Kräfte 
auf den Plan). Und als positive Er­
klärung bieten Tullocks Überlegungen 
hier nicht viel. 

VI. Sehr interessant sind dagegen 
die im Schlußkapitel versammelten 
Bemerkungen. Sie sind der Frage ge­
widmet, wovon es abhängt, ob und in 
welchem Ausmaß Rent-seeking seine 
verderblichen Wirkungen in einer Ge­
sellschaft entfalten kann. Diese Frage 
ist insbesondere im Zusammenhang 
der Reformbewegung im Sowjetsozia­
lismus sowie der Unterentwicklung in 
der Dritten Welt von Bedeutung. In 
den letztgenannten Ländern hat ja 
nach verbreiteter Ansicht der über­
bordende Einfluß mächtiger Interes­
sengruppen einen lähmenden Einfluß 
auf die soziale und wirtschaftliche Dy­
namik. Für die ersteren ist eine solche 
Entwicklung als latente Gefahr prä­
sent, welche die Herausbildung einer 
funktionstüchtigen Ordnung bedroht. 
Tullock liefert auch dazu weniger aus­
formulierte Modelle als interessante 
Einzelbeobachtungen und Gedanken. 
Auch sie vermögen allerdings den et­
was hochtrabenden Titel des Buches 
nicht zu rechtfertigen, welcher auf ei-
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ne umfassende und integrierte Dar­
stellung oder Einführung hinweist. 
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Und eine solche zu sein, kann dieses 
Buch wirklich nicht beanspruchen. 

Richard Sturn 



WIE REICH SIND WIR WIRKLICH? 

Rezension von: Hans Diefenbacher, 
Susanne Habicht-Erenler, Wachstum 
und Wohlstand, Neuere Konzepte zur 
Erfassung von Sozial- und Umwelt­
verträglichkeit , Metropolis-Verlag, 
Marburg 1991 ,  144 Seiten, DM 22 ,-. 

Die Kritik an den verschiedenen 
Größen der volkswirtschaftlichen Ge­
samtrechnung (VGR) als Wohlstands­
maß ist alles andere als neu. Nachdem 
zu diesem Thema zunächst die ersten 
Häretiker der ökonomischen Disziplin 
auf den Plan getreten waren, die nach 
einer längeren Phase der Auseinander­
setzung und/oder Verdrängung als 
etablierte ( "alternative")  Klassiker in 
die ökonomische Disziplin integriert 
wurden, ereignet sich nun ähnliches 
mit den Theoretikern alternativer 
Wohlfahrtsmaße. Dabei stehen die 
Chancen dieser zweiten Gruppe der 
"alternativen VGR-Theoretiker" we­
sentlich besser, da sie den Rahmen der 
VGR und damit des zentralen Rechen­
gerüstes der Makroökonomie nicht 
verlassen. 

Die enge Verknüpfung von VGR und 
Makroökonomie geht darauf zurück, 
daß die VGR eigentliche Folge des 
Entstehens einer neuen Theorie - des 
Keynesianismus bzw. der Makroöko­
nomie - war. Einem Neoklassiker wäre 
es nicht in den Sinn gekommen, ein Bi­
lanzsystem von Einkommen und Aus­
gaben zur empirischen Abbildung 
theoretischer Vorgänge zu konstru­
ieren. Dieser Einkommenskreislauf 
der VGR ist eine genuin makroökono­
mische "Erfindung" 1 •  Beim Einbau der 
Umwelt in die VGR läuft die Entwick­
lung nicht nur auf der abstrakt theore­
tischen Ebene, um danach in der VGR 
ihren Niederschlag zu finden. Es geht 
vielmehr um den Einbau des "ökologi-

sehen Paradigmas" in Theorie und 
VGR. Auf ein Schlagwort zusammen­
gefaßt, läßt sich dieser mit "Sustaina­
bility" beschreiben, am besten zu 
übersetzen mit "Tragfähigkeit" . Aus 
ökologischer Sicht gibt es Grenzen für 
die Belastungsfähigkeit von Ökosyste­
men, deren Überschreiten mehr oder 
minder massive negative Folgen für 
den Menschen hat und somit wieder 
wohlstandswirksam wird. 

Die beiden großen Problembereiche 
der "Ökologischen VGR" werden bei 
dieser sehr einfachen Skizzierung so­
fort sichtbar, nämlich die fundamen­
talen Fragen: 
- Wo liegen die Belastungsgrenzen? 
- Wie "teuer" ist das Überschreiten 

der Grenzen? 
Im ersten Punkt geht es um eine vom 

Ökonomen offensichtlich nicht zu be­
antwortende Frage, im zweiten Punkt 
geht es um das eigentliche Thema, 
nämlich die Harmonisierung von Öko­
logie (Umweltschäden) und Ökonomie 
(Kosten in Geldeinheiten). 

Der vorliegende Sammelband wird 
von zwei Klassikern der Ökologischen 
VGR eingeleitet, nämlich einem Bei­
trag zum Defensivkasten-Ansatz von 
seinem Erfinder Christian Leipert und 
einem Beitrag von Carsten Stahmer, 
der im Auftrag der UNO an einer Neu­
konzeption des Systems of National 
Accounts (SNA) unter Einbeziehung 
ökologischer Aspekte arbeitet. 

Beide Ansätze haben als explizites 
Ziel eine Bereinigung des BIP, im er­
sten Fall um die defensiven Kosten 
und somit zur Berechnung eines ech­
ten Wohlstandsmaßes, im zweiten Fall 
um die "Wertminderung des natürli­
chen Kapitals" (Seite 48) und somit 
zur Berechnung des Ökosozialproduk­
tes (= "sustainable income").  

Der Defensivkasten-Ansatz ist un­
weigerlich mit einem gewissen Maß an 
Willkürlichkeit verbunden, welche 
Ausgaben (noch) in diese Kategorie 
hineinzurechnen sind und somit ledig­
lich Schäden verhindern oder nach­
träglich reparieren und nicht die 
Wohlfahrt erhöhen. Leipert ist zuzu-
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stimmen, daß seine Methode im Um­
weltbereich, in dem nur Folgekosten 
und Kosten zur Verminderung von 
Umweltbelastungen berücksichtigt 
werden, das tatsächliche Schadens­
ausmaß eher unterschätzt. 

Die unter diese Kategorie "umwelt­
bezogene Kostenbelastung" subsu­
mierten Ausgaben erreichen daher 
auch für die BRD nach Leipert 1 988 
lediglich 57,7  Milliarden DM (zu kon­
stanten Preisen, welchen Jahres ist al­
lerdings nicht klar) und damit 3,4 Pro­
zent des BSP. 

Zu den insgesamt von Leipert als de­
fensiv eingestuften Ausgaben von 
1 96,3 Milliarden DM bzw. 1 1 ,6  Pro­
zent ergibt sich daher noch eine große 
Spanne, die vor allem defensive Ge­
sundheitsausgaben bzw. defensive 
Verkehrsausgaben beinhaltet. 

Das zentrale Problem des Defensiv­
kosten-Ansatzes liegt im völligen Feh­
len eines Referenzsystems mit dem das 
aktuelle System verglichen werden 
soll, z. B. im Verkehrsbereich. Für die 
klare Erfassung von echten Defensiv­
kosten wäre das aber unverzichtbar. 

Der Beitrag des "Praktikers" Stah­
mer stellte den zentralen Teil des vor­
liegenden Buches dar und zeigt klar, in 
welche Richtung ein Großteil der For­
schung in der ökologischen VGR gehen 
wird. 

Das Ziel ist - wie bereits erwähnt -
die Ableitung eines Ökosozialproduk­
tes. Dieses soll sich ergeben, wenn man 
vom Nettosozialprodukt (BSP minus 
Abschreibungen) folgende Umweltko­
sten abzieht (vgl. Seite 48): 
- quantitative Verminderung des 

"Naturkapitals" 
- qualitative Verschlechterung der 

Umweltmedien Boden, Luft und 
Wasser. 
Um die Integration in die VGR zu 

leisten, muß alles in Geld bewertet 
werden. 

Die beiden Wege zur empirischen 
Implementierung dieses Konzeptes lie­
gen für Stahmer in einem Ausbau des 
von ihm mitentwickelten "Umwelt­
Satellitensystems" zur VGR und der 
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Erfassung der Umweltbelastung der 
einzelnen Produktionsaktivitäten, ge­
knüpft an die Input-Output-Tabelle. 

Die restlichen Beiträge des Buches 
zeichnen sich dadurch aus, daß sie in 
eine der beiden Kategorien "Berech­
nung der Nettowohlfahrt" oder "Um­
weltwirkung der wirtschaftlichen Ak­
tivität" einordenbar sind. 

Die Ansätze von Umweltindikatoren 
- die Beiträge von Cobb, Diefenbacher 
und Verbruggen/Opschoor, die von der 
Methode der Sozialindikatoren inspi­
riert sind, wären der ersten Kategorie 
zuzurechnen. Das bedeutet z. B. für 
den Umweltbereich, daß nicht so sehr 
eine genaue Schätzung der ökologi­
schen Effekte der Produktion, sondern 
die Kostenschätzung im Vordergrund 
steht. Das Hauptgewicht beim "Index 
of Sustainable Economic Welfare" 
(ISEW) liegt außerdem eher in anderen 
Indikatoren der Sozialverträglichkeit, 
z. B. der Einkommensverteilung. 

Die beiden letzten Beiträge von 
Rubik und Braunschweig versuchen 
demgegenüber eher die Umweltwir­
kung von Produktionsaktivitäten zu 
erfassen. Dabei erscheint vor allem 
das Konzept der Produktlinienanalyse 
von Rubik - dessen Methodik sich an 
die Ökobilanzen anlehnt - als ein viel­
versprechender Ansatz für die künfti­
ge Forschung. 

Der Leser wird bemerkt haben, daß 
die Beantwortung der eingangs - als 
Verlockung - gestellten Frage "Wie 
reich sind wir wirklich?" bis jetzt 
nicht eingelöst wurde. 

Das vorliegende Buch zeigt auch viel 
eher, was man tun könnte, um im Rah­
men der ökonomischen Disziplin und 
innerhalb der VGR an diese Frage her­
angehen zu können. 

Kurt Kratena 

Anmerkung 

1 Vgl. dazu: Bhaduri, A., Microfoundati­
ons of Macroeconomic Theory, in: Öko­
nomie und Gesellschaft, Jahrbuch 6 :  
Die Aktualität Keynesianischer Analy­
sen, Campus-Verlag, Frankfurt/N. Y., 
1 988 



WIDER DIE EINDIMENSIONALE 
BEGRÜNDUNG VON 

WETTBEWERBSVORTEILEN 

Rezension von: Michael E. Porter, 
Nationale Wettbewerbsvorteile, Droe­

mersche Verlagsanstalt Th. Knaur 
Nachf., München 1 9 9 1 ,  880 Seiten, 

DM 98,-. 

Porter und seine Mitarbeiter unter­
suchten mehr als hundert Branchen in 
zehn Ländern (Dänemark, Deutsch­
land, Großbritannien, Italien, Japan , 
Korea, Schweden, Schweiz, Singapur, 
Vereinigte Staaten), um die folgenden 
Fragen zu beantworten: Warum haben 
Unternehmungen in bestimmten Län­
dern in bestimmten Branchen interna­
tional Erfolg und andere nicht? Wieso 
sind die wichtigsten Wettbewerber in 
vielen Branchen auf nur wenige Län­
der und dort sogar oft noch auf be­
stimmte Regionen konzentriert? 

Gemäß Porter bestimmen vier Grün­
de die nationalen Wettbewerbsvortei­
le: Faktorbedingungen; Nachfragebe­
dingungen; Industriekomplexe aus 
verwandten Branchen, Zulieferern 
und nachgelagerten Branchen; Strate­
gien, Organisationsstrukturen und 
Ziele der Unternehmungen sowie die 
Wettbewerbsbedingungen. 

Die Faktorausstattung eines Landes 
besteht aus seinen Arbeitskräften, den 
natürlichen Ressourcen, den Wissens­
ressourcen, dem verfügbaren Finanz­
kapital und der Infrastruktur. Porter 
unterscheidet zwischen "Basisfakto­
ren" (u. a. natürliche Ressourcen, un­
gelernte und angelernte Arbeitskräfte) 
und "fortgeschrittenen Faktoren" (u. 
a. informations- und kommunikati­
onstechnische Infrastruktur, hochqua­
lifizierte Arbeitskräfte, Forschungs­
einrichtungen) . Ein weiteres Klassifi­
kationsmerkmal von Produktionsfak­
toren ist ihre Besonderheit: "allgemei-

ne Faktoren" können in sehr vielen 
Branchen eingesetzt werden, während 
"spezielle Faktoren" nur Bezug zu ei­
nem begrenzten Bereich haben. Der 
auf Basis- und allgemeinen Faktoren 
beruhende Wettbewerbsvorteil ist un­
differenziert und oft kurzlebig. Es fin­
det sich beispielsweise immer ein 
Land mit geringeren Lohnkosten. Am 
stärksten und dauerhaftesten ist ein 
Wettbewerbsvorteil, der das Ergebnis 
von speziellen und fortgeschrittenen 
Faktoren ist. Verfügbarkeit und Qua­
lität der fortgeschrittenen und speziel­
len Faktoren bestimmen, wie differen­
ziert der Vorteil ist und wie weit er 
aufgewertet werden kann. Porter be­
tont, daß ein Wettbewerbsvorteil auch 
aus selektiven Faktornachteilen ent­
stehen kann. Beispielsweise erzeugen 
Nachteile bei Basisfaktoren wie Män­
gel an unqualifizierten Arbeitskräften 
Druck zu Innovationen. Was also bei 
einem zu eng gefaßten Begriff der 
Wettbewerbsfähigkeit ein Nachteil ist, 
erweist sich bei einer dynamischen 
Analyse als Vorteil. 

Der zweite Bestimmungsfaktor der 
nationalen Wettbewerbsvorteile in ei­
ner Branche sind die Bedingungen der 
Inlandsnachfrage, wobei folgende 
Aspekte von Bedeutung sind: erstens 
die quantitative und insbesondere die 
qualitative Zusammensetzung der In­
landsnachfrage, also die Ansprüche 
und das Qualitätsbewußtsein der in­
ländischen Verbraucher, zweitens ihr 
Umfang und Wachstum. Eine hohe In­
landsnachfrage ermöglicht die Nut­
zung von Skalenerträgen, Lerneffek­
ten etc., ihr wichtigster Einfluß ist je­
doch dynamisch, denn er prägt Tempo 
und Art der Innovationen sowie den 
Übergang in höherwertige Industrie­
segmente. 

Länder haben nicht mit einer einzel­
nen Unternehmung oder einer einzel­
nen Branche internationalen Erfolg, 
sondern mit Industriekomplexen, de­
ren Bestandteile durch vertikale und 
horizontale Beziehungen miteinander 
verbunden sind. Der Gesamteffekt auf 
die Wettbewerbsfähigkeit eines Lan-

1 17 



Wirtschaft und Gesellschaft 

des ist am größten, wenn Wettbe­
werbsvorteile in vielen verwandten 
und durch Lieferverbindungen ver­
knüpften Branchen bestehen. 

Nationen sind in jenen Branchen er­
folgreich, wo Managementpraktiken 
und Organisationsformen, welche von 
der nationalen Umgebung begünstigt 
werden, die internationalen Wettbe­
werbsvorteile verstärken. Auch in be­
zug auf die Eigentumsstrukturen, Ka­
pitalmarktcharakteristiken und Un­
ternehmensziele bestehen signifikante 
internationale Unterschiede, die auf 
die Wettbewerbsvorteile wesentliche 
Auswirkungen haben. In Deutschland 
und der Schweiz etwa werden Aktien 
von Banken und anderen institutionel­
len Anlegern langfristig gehalten. Da­
her existieren dort günstige Bedingun­
gen für langfristig wirkende Investi­
tionen in Anlagen und Forschung. In 
den USA hingegen stehen Manager 
unter kurzfristigem Maximierungs­
zwang, und der Kapitalmarkt ist am 
höchsten entwickelt. Beide Umstände 
begünstigen Risikoinvestitionen in 
neuen Branchen (z. B. Biotechnik). 

Zwischen der Intensität des inländi­
schen Wettbewerbs in einem bestimm­
ten Marktsegment und den internatio­
nalen Wettbewerbsvorteilen der be­
treffenden Branchen besteht ein star­
ker, empirisch erhärteter Zusammen­
hang, selbst im Falle von Branchen mit 
bedeutenden Skalenerträgen. Natio­
nale Monopolisten dagegen weisen 
selten Wettbewerbsvorteile auf, sie 
müssen häufig geschützt und subven­
tioniert werden. 

Außer durch die vier ausgeführten 
Gründe und Zufallselemente (Erfin­
dungen, politische Ereignisse, größere 
Verschiebungen der Auslandsnachfra­
ge usw.) wird die internationale Wett­
bewerbsfähigkeit eines Landes durch 
die staatliche Politik beeinflußt, und 
zwar indirekt über ihre Auswirkungen 
auf die vier Determinanten der Wett­
bewerbsvorteile: Investitionen in die 
Ausbildung verbessern die Faktorbe­
dingungen. Die staatliche Beschaf­
fungspolitik kann verwandte und zu-

1 18 

18. Jahrgang (1992), Heft 1 

liefernde Industrien anregen. Kartell­
gesetze und andere konkurrenzför­
dernde Maßnahmen wirken sich auf 
die Intensität des inländischen Wett­
bewerbs aus. Die Gestaltung der Kapi­
talmarktbedingungen und die Steuer­
politik beeinflussen das Investitions­
verhalten der Unternehmungen. Die 
Setzung von Produktstandards und 
der Konsumentenschutz können die 
Nachfragebedingungen verbessern: 
Rigide Umweltnormen zwingen die 
Unternehmungen frühzeitig im Ver­
gleich zu anderen Ländern zu Innova­
tionen, die einen Wettbewerbsvorteil 
begründen, sobald die ausländische 
Konkurrenz nachziehen muß. 

Die vier Determinanten der Wettbe­
werbsfähigkeit stehen in wechselseiti­
ger Beziehung zueinander, bilden also 
ein dynamisches System. In hochran­
gigen Industrien resultieren nachhal­
tige internationale Wettbewerbsvor­
teile selten aus nur einer Determinan­
te, sondern mehrere Bestimmungsfak­
toren verstärken einander. Porter ge­
langt zu dem Schluß, daß der inländi­
sche Wettbewerb eine wichtige Vor­
aussetzung dafür ist, daß die Vorteile 
aus anderen Determinanten genützt 
werden können. Intensive inländische 
Konkurrenz in den Branchen eines In­
dustriekomplexes zieht eine Vielzahl 
von positiven externen Effekten (Inno­
vationen, Spezialisierungsvorteile, At­
traktion von Investitionen usw.) für 
den gesamten Komplex nach sich, ins­
besondere dann, wenn die betreffen­
den Unternehmungen regional kon­
zentriert sind. 

Als besonders nachhaltig erweisen 
sich jene internationalen Wettbe­
werbsvorteile, welche auf mehreren, 
sich gegenseitig verstärkenden Fakto­
ren beruhen und ein einzigartiges na­
tionales System bilden, das nicht imi­
tiert werden kann. 

Umstände, die häufig zur Entste­
hung einer Industrie führen, sind die 
lokale Verfügbarkeit von Produk­
tionsfaktoren, günstige Bedingungen 
für die Schaffung von fortgeschritte­
nen Produktionsfaktoren, die Existenz 
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von verwandten und Zulieferindustri­
en sowie starke lokale Nachfrage. 
Zunächst bestehen internationale 
Wettbewerbsvorsprünge oft aufgrund 
von Preisvorteilen. Für nachhaltige 
Wettbewerbsvorteile höherer Ordnung 
ist allerdings das Eindringen in höher­
wertige Industriesegmente notwendig. 
Dieses setzt die Verfügbarkeit von 
fortgeschrittenen und spezialisierten 
Faktoren, inländische Konkurrenz so­
wie andere Determinanten voraus, die 
sich wechselseitig verstärken. Nicht 
selten müssen selektive Faktornach­
teile überwunden werden. 

Diskretionäre und kurzfristig wir­
kende industriepolitische Eingriffe 
lehnt Porter ab. Jene Instrumente, die 
dem Staat zur Beeinflussung der na­
tionalen Wettbewerbsfähigkeit zur 
Verfügung stehen, wirken eher lang­
sam, wie der Aufbau und die Gestal­
tung des Bildungssystems und von 
Forschungseinrichtungen, Infrastruk­
turverbesserungen und die Belebung 
des Wettbewerbs auf den Inlands­
märkten. Für Politiker, die sich an 
Wahlen im Abstand von drei bis fünf 
Jahren orientieren, bleiben somit 
kurzfristig wirksame Interventionen 
zugunsten des einen oder anderen In-
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dustriezweigs, der von mächtigen 
Lobbies unterstützt wird, eine heftige 
Versuchung. 

Worin liegt nun der wesentliche 
Fortschritt des Portersehen Ansatzes? 
Er bietet einen Analyserahmen, wel­
cher es gestattet, alle Bestimmungs­
gründe der internationalen Wettbe­
werbsfähigkeit systematisch darzu­
stellen, miteinander zu verknüpfen 
und in ihrer Bedeutung zu ordnen. 
Den in vielen Fachdiskussionen und 
besonders in politischen Auseinander­
setzungen - man lese die rituellen Kas­
sandrarufe der deutschen Arbeitgeber 
vor Beginn der Tarifrunde 1 992 nach ­
dominanten Ansätzen, die lediglich 
mit einem einzigen Bestimmungs­
grund der Wettbewerbsfähigkeit argu­
mentieren (in der Regel mit den Lohn­
und Lohnnebenkosten), wird hier er­
neut und hoffentlich endgültig ihre 
Unzulänglichkeit nachgewiesen. 

Zumindest die wichtigsten Teile von 
Porters umfangreichem Werk zu lesen, 
kann jedem wirtschaftspolitisch Inter­
essierten nur empfohlen werden. Das 
einzige, was das Lesevergnügen etwas 
trübt, ist die überaus mangelhafte 
Übersetzung. 

Michael Mesch 
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RÜSTUNG UND ABRÜSTUNG 

Rezension von: 
Keith Hartley, The Economics of 

Defence Policy, Brassey's (Maxwell 
Macmillan): London etc. 1991 ,  

190  Seiten, f: 25 ,-
Stephen Kirby, Nick Hooper (editors), 
The Cost of Peace: Assessing Europe's 
Security Options, Harwood Academic 
Publ ishers: Chur, Reading etc. 1 99 1 ,  

2 :> :>  St• i ten.  c a .  iiS :wo . .  

Zwar ist der NATO der alte Feind 
abhanden gekommen; der Warschauer 
Pakt und die UdSSR haben sich aufge­
löst. Mag auch sein, daß es zu einem 
gewissen Truppenabbau und damit zu 
einer Reduzierung der Rüstungsausga­
ben in Europa kommen wird. Aber 
spätestens seit dem Krieg in Jugosla­
wien hat sich die durch die Gorbat­
schowsche Politik ausgelöste Frie­
denseuphorie verflüchtigt. Die mi­
litärischen Streitkräfte bleiben beste­
hen, die Verteidigungsbudgets auch, 
und damit auch die wirtschaftlichen 
Fragen, mit denen sich die "defence 
decision makers" seit jeher befaßt ha­
ben (oder hätten befassen sollen) . 

Das ist nüchterne Ausgangslage des 
Lehrbuches von Keith Hartley, Direk­
tor des Centre for Defence Economics 
an der Universität York und ein be­
kannter Rüstungs- oder, wenn man 
will, Verteidigungsökonom. Sein Buch 
ist anwendungs- bzw. empirisch ori­
entiert und versucht mit einem Mini­
mum an (Wirtschafts-)Theorie auszu­
kommen. 

Die illustrativen Beispiele, etwa zu 
den Problemen militärischer Beschaf­
fungspolitik, oder zur merkwürdig 
schleppenden Waffenstandardisierung 
innerhalb der NATO, oder zu den Ei­
genheiten der Waffenmärkte, belegen 
die Kenntnisse eines Autors, der sich 
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schon jahrelang namentlich mit Fra­
gen der britischen Verteidigungsöko­
nomie befaßt; und zwar weder als 
Friedenstaube noch als Rüstungsha­
bicht, sondern als Ökonom, der glaubt, 
daß mit etwas mehr Einsatz wirt­
schaftlicher Instrumente auch in die­
sem Sektor mehr Effizienz erreicht 
werden kann. Die Kapitel "How Do 
Economists Analyse Defence?" ,  oder 
"Equipment Procurement Policy" ,  
oder "Evaluating International Pro­
jects" (nämlich Projekte der Waffen­
entwicklung und -beschaffung) wür­
den nicht nur von interessierten Wirt­
schafts- oder Politologie- oder Tech­
nik-Studenten, sondern auch von Be­
amten der Verteidigungsministerien 
aller Länder mit Gewinn gelesen wer­
den. 

Die empirischen Beispiele kommen 
praktisch ausschließlich aus dem bri­
tischen Bereich. Darin liegt meines Er­
achtens keine wirkliche Schwäche des 
Buches. Vom Leser kann wohl erwar­
tet werden, daß er zum Beispiel die 
kostspielige Fehlplanung des Nimrod 
AEW (Vervielfachung der ursprüngli­
chen Kostenschätzung und schließlich 
Einstellung des Projekts) angemessen 
generalisieren bzw. auf seinen eigenen 
Erfahrungsbereich übertragen kann. 
(Die Leidenschaft der Engländer für 
militärische Abkürzungen hätte aber 
ein Glossar erfordert. Oder weiß wirk­
lich jeder, daß AEW ein Airborne Ear­
ly Warning System ähnlich dem US­
A WACS ist? Daß RAF hier nicht die 
Rote Armee Fraktion meint, sondern 
Royal Air Force, kann man sich den­
ken; aber daß die BAOR die British 
Army of the Rhine ist, also die in 
Deutschland stationierte Armee, oder 
ein "TA soldier" ein freiwilliger Reser­
vist der Territorial Army, einer Art 
Miliz, habe ich mir von einem engli­
schen Offizier erklären lassen.) 

Der Schwerpunkt des Buches liegt 
gewissermaßen auf der "Angebotsseite 
des Verteidigungsmarktes" :  der Pro­
duktion von " Sicherheit" zu geringst­
möglichen Kosten. Typische Fra­
gestellungen sind: Wie sollten Ent-
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wicklungs- und Beschaffungskontrak­
te - unter Berücksichtigung der Unsi­
cherheit über die Qualität des Endpro­
duktes - zwischen Ministerium und 
Rüstungsfirmen gestaltet sein? oder: 
Können Wettbewerbsprinzipien in der 
Rüstungsindustrie durchgesetzt wer­
den? oder: Was sind angemessene Per­
formance Indicators bei internationa­
len Kooperationsprojekten? Ohne alle 
solche Fragen sozusagen ex cathedra 
beantworten zu können oder zu wol­
len, zeigt Hartley jedenfalls, wie die 
ökonomische Sichtweise (optimale 
Verteilung knapper Mittel, rationale 
Auswahl unter Alternativen, Output­
statt Inputorientierung, Ausgleich 
marginaler Kosten & Nutzen, usw.) 
zur Effizienzsteigerung des Militär­
sektors beitragen kann. 

Demgegenüber unterbelichtet er­
scheint die " Nachfrageseite" .  Ein Ka­
pitel befaßt sich zwar mit den Deter­
minanten der Verteidigungsausgaben, 
darunter einige knappe Seiten über 
Wettrüstungsmodelle. Auch schließt 
das Buch mit einem Kapitel über "The 
Political Economy of Arms Control" 
(mit einigen Hinweisen, daß Abrü­
stungsinitiativen die Kriegsgefahr un­
ter bestimmten Bedingungen erhöhen 
statt senken können) . Aber spieltheo­
retische Erklärungsmodelle für das 
Rüstungsverhalten sind praktisch ab­
sent; das Prisoners' Dilemma wird 
nicht erwähnt. Immerhin befaßt sich 
aber ein Kapitel ("Economics, Politics 
and Public Choice" )  mit jenen innen­
politischen organisierten Interessen, 
die Rüstung - oder die Information 
über deren Kosten - fördern oder be­
hindern. 

Insgesamt: trotz der nahezu aus­
schließlichen Bezüge zur britischen 
Verteidigungsökonomie ein sehr anre­
gendes Buch, das gerade wegen seiner 
starken "Angebots-" bzw. "Produk­
tionsorientierung" nicht schnell veral­
ten wird. Das Wort "Policy" im Titel 
bleibt wohl ein wenig irreführend: Die 
Ökonomik der Verteidigungs-Politik 
moderner westlicher Industriestaaten 
bleibt noch zu schreiben. 
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Für den, der sich weniger in wirt­
schaftliche Grundfragen von Rü­
stungshaushalten einarbeiten möchte, 
sondern ein hochaktuelles, sowohl 
außenpolitisch wie wirtschaftspoli­
tisch orientiertes Buch über die sich 
ändernden Bedingungen militärischer 
Sicherheit in Westeuropa und deren 
Folgen sucht, ist der von Kirby & Hoo­
per heraugegebene Band "The Cost of 
Peace: Assessing Europe's Security 
Options" empfehlenswert. Je vier Mit­
arbeiter des Centre for Defence Eco­
nomics an der Universität York (dar­
unter wieder Keith Hartley) bzw. des 
Centre for Defence and Disarmament 
Studies an der Universität Hull, Öko­
nomen sowie Politologen, haben sich 
zusammengetan, um die Folgen der 
Abrüstungsvereinbarungen - auch un­
ter Berücksichtigung deren Glaub­
würdigkeit - auf dem Hintergrund der 
Auflösung des sowjetischen Imperi­
ums zu analysieren. 

Redaktionsschluß war März 1 9 9 1 .  
Der politische Umsturz in den mittel­
und osteuropäischen Vasallenstaaten 
der Sowjetunion und deren militäri­
scher Rückzug waren damals 

-
schon 

Tatsachen, ebenso die Niederlage Sad­
dams und damit das Versagen der so­
wjetischen Militärtechnik in der Luft­
raumverteidigung des Irak. Erst im 
Gären waren hingegen der Moskauer 
Putschversuch vom Sommer 1 9 9 1  (vgl. 
den ausgezeichneten Einleitungssur­
vey "European Security" von Terry 
Mc Neill) und der Zerfall der Sowjet­
union im engeren Sinne seit dem 
Herbst 1 9 9 1 ,  der die militärische und 
politische Situation in Europa zusätz­
lich kompliziert. 

Keith Hartley beschreibt die Mi­
litärbudgets der europäischen NATO­
Staaten (Kapitel 3) und skizziert mög­
liche Ausprägungen einer "Friedens­
dividende" .  Nick Hooper, David Buck 
und Stephen Martin analysieren den 
Trend zur multinationalen Koopera­
tion von Rüstungsfirmen und jüngere 
Tendenzen der W affenbeschaffungs­
politik (equipment procurement op­
tions, Kap. 6 u. 7) .  Stephen Kirby, 

1 2 1  
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Keith Hartley und Nick Hooper stellen 
die Möglichkeiten und Bedingungen 
von Rüstungs-Konversion dar, also 
der Umstellung auf zivile Produktio­
nen (Kapitel 8 u. 9). Das Militärperso­
nal der NATO/Europa umfaßt gegen­
wärtig 3 ,6  Millionen Mann; die Vertei­
digungsbudgets der NATO-Länder 
machen rund 4,5 Prozent des BIP aus, 
bzw. in den NATO/Europa-Ländern 
(ohne Canada und USA) 3 , 1  Prozent 
des BIP; die amerikanischen Militär­
basen in Europa beschäftigen rund 
450.000 Personen. Eine Reduzierung 
der Militärbudgets in den NATO/Eu­
ropa-Ländern um beispielsweise 50 
Prozent im Verlauf von 10  Jahren wür­
de somit rein quantitativ und im Ag­
gregat keine überwältigenden ma­
kroökonomischen Probleme aufwer­
fen. 

Aber die Endrechnung schreibt 
maßgeblich nicht der Volkswirt, son­
dern die Außen- und Sicherheitspoli­
tik. Die Abschnitte "Alternative Secu­
rity Architectures" (Harris) ,  "Europe's 
Future Security Commitments" 
(Wheeler) , und das Schlußkapitel "Pe­
aceful Europe, Troubled World" (Kir­
by & Hooper) befassen sich mit denk­
baren Sicherheitsszenarios, vor allem 
der zukünftigen Rolle der NATO, un­
ter dramatisch veränderten Bedingun­
gen in Europa. 

Nach meiner Meinung ist es nie zu 
früh, sich über Rüstungskonversion 
Gedanken zu machen, wenn darunter 
das Offenhalten wirtschaftspolitischer 
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Optionen und die beharrliche Auf­
klärungsarbeit gegen das Vorurteil, 
Rüstung sei wirtschaftlich nützlich 
und für die betroffenen Firmen sicher 
ein gutes Geschäft, verstanden wird. 
Der von Kirby und Hooper herausge­
gebene Band bestärkt mich aber in der 
Ansicht, daß der Zusammenbruch des 
sowjetischen Imperiums kein hinrei­
chender Grund ist, eine drastische und 
rasche Abrüstung auf allen Ebenen zu 
erwarten oder zu empfehlen; die aus 
dem Machtvakuum im Osten resultie­
renden Unsicherheiten sind dafür zu 
groß. 

Beide Bände, "Economics of Defen­
ce" von Hartley und "Cost of Peace" 
von Kirby & Hooper, sind lesenswert 
und ergänzen sich gut. Zu warten 
bleibt auf einen Band, der die neue po­
litische und militärische Situation in 
Europa in großen Zügen, für den mi­
litärischen Laien faßbar und auf sou­
veräne Weise analysiert wie es seiner­
zeit Edward N. Luttwak mit "The 
Grand Strategy of the Soviet Union" 
(St. Martin's Press, New York 1983) 
oder mit "The Pentagon and the Art of 
War" (Simon and Schuster, New York 
1 985) getan hat. (Übrigens: Mit "Der 
Coup d'Etat" - Rowohlt: Reinbek 1969 
- hat Luttwak auch das meines Erach­
tens beste Handbuch über die richtige 
Inszenierung eines modernen Staats­
streichs geschrieben. Die Putschisten 
in Moskau hatten es offenbar nicht 
studiert. )  

A.  V an der Bellen 



SUMMA SOCIOLOGIAE 

Rezension von: Manfred Prisching, 
Soziologie - Grundlagen des Studi­

ums Böhlau Verlag, Wien-Köln 1 990, 
Paperback, 440 Seiten. 

Während andere einschlägige Fa­
kultäten ins Ghetto der reinen Mathe­
matik abgewandert sind und mit der 
Ausgrenzung historisch und institu­
tionalistisch arbeitender Gelehrter ei­
ne Minimierung der eigenen Studen­
tenzahlen, aber auch des Dialogs mit 
Wirtschaft und Politik betreiben, 
scheint die Sozialwissenschaft an der 
Universität Graz einen anderen Weg 
zu gehen. Dort wird der Kontakt zwi­
schen Wissenschaft und Politik im "li­
beralkatholischen" steirischen Klima 
stärker gepflegt als sonst üblich, und 
der in Graz vorherrschende Wissen­
schaftlertypus entspricht noch eher 
dem sympathischen Modell des 1 9 .  
Jahrhunderts, wo enzyklopädisch ge­
bildete Gelehrte auch Berater von 
Mächtigen waren oder selbst - wie et­
wa noch Schumpeter - Erfahrungen 
als Politiker sammeln konnten. 

Der Soziologe Manfred Prisehing ist 
einer jener grundvernünftigen, kennt­
nisreichen Enzyklopädiker, die sich 
nicht in einen mehr oder weniger 
selbstgewählten Elfenbeinturm ab­
schieben lassen wollen. Seine "Syn­
these der soziologischen Branchen" ,  
die er bei Böhlau vorstellt, ist eine 
"Summa Sociologiae" von staunens­
werter Dichte - ein Werk, das nicht 
nur als Studienbehelf Anforderungen 
stellt ("Es ist kein Buch zum flüssigen 
Durchlesen, eher zum Durcharbeiten" ,  
meint der Autor). Auch der Rezensent, 
gewohnt, bei neuen Büchern das Ei­
gentümliche des Autors und seines 
Werks herauszuarbeiten, steht vor ei­
nem Dilemma. 

Denn Manfred Prisehing nimmt sich 
in diesem der Wissensvermittlung 
dienenden Buch so sehr zurück, daß 
hinter der perfekten Fassade eines 
"vollkommenen Überblicks" der ge­
wissenhafte Autor und seine eigene 
Position fast nicht mehr spürbar wird. 
Prischings Buch ist nach dem Vor­
schlag von Berger und Berger dem Le­
benslauf des Individuums folgend ge­
gliedert. Einer Einführung in das so­
ziologische Denken folgen Abschnitte 
über Geburt und Erziehung. Individu­
um und Gruppe, Institutionen und Or­
ganisationen, Erziehung und Bildung, 
Abweichung und Kontrolle, Arbeit 
und Freizeit, Wirtschaft und Entwick­
lung, Politik und Staat, Ungleichheit 
und Klassenbildung, Kultur und Wert, 
Religion und Symbol, Alter, Krankheit 
und Tod sowie ein Abschlußkapitel 
über soziologische Theorien. Aller­
dings ist auch innerhalb der einzelnen 
Abschnitte bei kontroversen Themen 
Meinung und Gegenmeinung so aus­
balancierend dargestellt, daß System­
theoretiker wie Marxisten, Evolutioni­
sten wie Soziobiologen auf ihre Rech­
nung kommen. 

Gelegentlich hat man den Eindruck, 
daß dieses gewissenhafte "Ausbalan­
cieren" bis in die Abwägung kleinster 
Wertkomponenten von Wortbedeu­
tungen geht. S 3 1 7  spricht etwa davon, 
daß sich "das Ressentiment gegen die 
moderne Naturwissenschaft und Indu­
strie" unschwer mit "Stichworten aus 
einem weltweit bekannten Katastro­
phenkatalog" illustrieren lasse (ge­
nannt werden unter anderem Conter­
gan, Seveso, Tschernobyl, Ozonloch). 
Das Wort "Ressentiment" scheint hier 
aus der Schublade der Industrieopti­
misten zu stammen. Das Wort Kata­
strophe (und die darauf folgende Auf­
zählung) stellen aber das "Gegenge­
wicht" dar. Gleich darauf ist von einer 
"apokalyptischen Landkarte" vom 
brasilianischen Dschungel bis zum 
arktischen Eis die Rede, aber auch da­
von, daß sich eine "neue Technikfeind­
lichkeit breitmache" .  Wer wider­
sprüchliche Jargons zitierend so per-
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fekt zu amalgamieren versteht, bleibt 
als Autor für den Rezensenten fast un­
faßbar. Gibt es doch eine Methode, 
hinter diese Bereitschaft zur Objekti­
vierung und "Wertfreiheit" zum Autor 
Prisehing als Person vorzudringen? 
Ganz selten zeigt Prisehing uns durch 
längere Originalzitate Autoren und 
Themen, die ihn besonders beein­
druckt haben. 

Das gilt etwa für Philippe Aries mit 
seiner - etwas überspitzten - These 
von der "Erfindung der Kindheit" seit 
dem 18 .  Jahrhundert (S 50-5 1}.  Oder 
für Ralph Lintons Bemerkungen zu 
Rollenkonflikten, die den Charakter 
"großer Tragödien" annehmen können 
(S 66-67} und Erving Gaffmanns Aus­
bau der Theatermetapher - wobei Pri­
sehing nicht versäumt, auf die risi­
kofreie zeitweilige Protestrolle des 
"kritischen Studenten" zu verweisen, 
(die heutzutage allerdings etwas aus 
der Mode gekommen ist). Freuds 
Überlegungen aus 1 9 2 1  zum "Führer 
der Massen" ,  der das Ichideal der klei­
nen Leute repräsentiere (S 85}, zählen 
ebenso dazu wie Max Webers Überle­
gungen zur "sozialen Schließung" ,  als 
Ausschließung von Konkurrenten aus 
segmentierten Arbeitsmärkten. Ha­
bermas' Überlegungen zum Thema zu­
nehmender Legitimationsdefizite in 
westlichen Demokratien werden aus­
führlich und zustimmend referiert. 
Der "Zerfall der Leistungsideologie" ,  
die "Erosion des Besitzindividualis­
mus" und die "Brüchigkeit der 
Tauschwertorientierung" nehmen al­
lerdings noch nicht auf die Yuppie­
Wende der achtziger Jahre Bezug - in 
diesem Sinn ist Prisching, ebenso wie 
in seinem sehr ernsthaften Dialog mit 
dem Marxismus noch stark ein "junger 
Mann der siebziger Jahre" .  Am Heute 
fasziniert Prisehing offenbar unter an­
derem die neue Gruppensymbolik bei 
Jugendbanden und Fußballrowdies, 
wie sie Christian Graf von Krockow 
beschrieben hat (S 3 1 8  f). Aber diese 
punktuellen Heraushebungen aus der 
enzyklopädischen Fülle entsprechen 
vielleicht eher dem verzweifelten Ver-
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such des Rezensenten, an einem ganz 
"geglätteten" Buch Angriffspunkte zu 
finden. 

Zuletzt ein paar winzige kritische 
Bemerkungen. "Erfahrungsorientierte 
und nüchterne Einstellung" erst an 
der Wende vom 15 .  zum 16 .  Jahrhun­
dert zu orten, tut Aristoteles Unrecht, 
der wohl mehr mit Machiavelli gemein 
hat als Platon, Augustinus und Tho­
mas von Aquin, mit denen er in den 
Vorsatz gerutscht ist (S 16) .  Daß in 
vielen Ländern der dritten Welt Un­
terschichten weibliche Kinder nach 
der Geburt "liquidieren" (S 39),  ist 
ausnahmsweise ein unangebrachter 
Griff ins Vokabular des Unmenschen. 
Daß das "unkonventionelle Protestre­
pertoire" der Bürgerinitiativen eine 
"soziale Erfindung" der letzten Jahr­
zehnte sei, ist in dieser Form wohl 
übertrieben (S 266) .  Sicher haben die 
Massenmedien der "direkten Aktion" 
eine hervorragende Plattform gegeben 
- Unterschriftenaktionen (Petitionen) , 
Leserbriefe, Volksaufläufe etc. haben 
aber eine längere Geschichte - na­
mentlich im 19 .  Jahrhundert, vor der 
Ausbildung der "Massenparteien" 
(und Gewerkschaften), die dann einige 
Jahrzehnte das Volk zusammenhielten 
und Spontanproteste reduzierten, kam 
es zum Teil zu ähnlichen Phänomenen 
wie heute, wo es ja zu einer Art Re­
naissance der Honoratioren-Aktivi­
sten zu kommen scheint. 

Manfred Prischings "Soziologie" ist 
kein leichtverdauliches Lehrbuch 
nach amerikanischer Art mit Fragen 
und Diskussionsvorschlägen am Kapi­
telschluß. Sogar auf die Auflockerung 
von Graphiken und Statistiken hat 
Prisehing verzichtet, da diese "rasch 
veralten" .  Dies ist übrigens, ohne daß 
es Prisehing aufzufallen scheint, ein 
Motiv von geradezu altväterlichen 
Edelmut, da ja gewiefte und gewinno­
rientierte Lehrbuchautoren gerne mit 
aktualisierten Neuauflagen die an­
tiquarische Weitergabe an jüngere 
Studenten zu verhindern trachten . . .  

Robert Schediwy 



ÖSTERREICHS 
POLITISCHES SYSTEM 

Besprechung von: Herbert Dachs et 
al. (Hrsg.) :  Handbuch des Politischen 

Systems Österreichs. Wien: Manz 
1991 ,  870  Seiten; öS 760,-. 

Siebzehn Jahre nach dem von Heinz 
Fischer herausgegebenen Buch "Das 
Politische System Österreichs" wird 
wieder ein Überblick über die politi­
schen Strukturen Österreichs der Öf­
fentlichkeit präsentiert. Es sind aber 
nicht so sehr die Veränderungen in 
Österreich seit dem Jahr 1 974, die die 
Mühen eines neuen Buches - sowohl es 
zu schreiben, als auch es zu lesen -
rechtfertigen, sondern es sind die Ver­
änderungen in der Österreichischen 
Politikwissenschaft selbst. 

Der Band aus dem Jahr '74 enthält 
auf 640 Seiten 2 1  Artikel von 24 Auto­
ren, das neue Buch auf 870 größeren 
Seiten (mit kleinerem Druck) 55 Arti­
kel von 53 Autoren. Nur 7 Autoren aus 
dem früheren Band scheinen auch im 
neuen Werk auf. Politikwissenschaft 
war 1 974 eine erst seit kurzem in 
Österreich etablierte Wissenschaft. Im 
jetzigen Band gibt es einige Autoren, 
die bereits in Österreich Politikwis­
senschaft studiert hatten. 

Das Buch hat acht Abschnitte, für 
die jeweils ein oder mehrere Herausge­
ber verantwortlich zeichnen. 1 .  Histo­
rische Entwicklung; 2. Verfassung und 
Staat; 3 .  Parteiensystem - Politische 
Bewegungen; 4. Sozialpartnerschaft, 
Verbände und Wirtschaftsmacht; 
5. Politische Kultur - Politisches Ver­
halten; 6. Politikbereiche; 7. Außenpo­
litik; 8. Bundesländer und Gemeinden. 

Will man dieses Handbuch bespre­
chen und kritisieren, so muß man zwei 
Aspekte trennen. Erstens, das Buch 

selbst, nämlich ob die Artikel gut ge­
arbeitet sind, insbesondere ob es den 
Stand der Wissenschaft gut wieder­
gibt. Ich möchte aber für das folgende 
davon ausgehen, daß das Buch letzte­
res tut. Diese Annahme ist eine plausi­
ble Arbeitshypothese, da unter den 
Herausgebern mit einer Ausnahme al­
le prominenten Politikwissenschaftler 
Österreichs aufscheinen. Der zweite 
Gesichtspunkt der Besprechung ist, 
was hat die Politologie in Österreich 
geleistet? 

Während die Ökonomen für ihre Ar­
beiten auf ein weltweit einheitliches 
theoretisches Konzept zurückgreifen 
können, jede Abweichung davon, das 
verdammende Urteil der Unwissen­
schaftlichkeit nach sich zieht, kann 
die Politikwissenschaft nicht mit einer 
festen theoretischen Basis aufwarten. 
Das bringt Freiheiten. Man kann jene 
theoretischen Ansätze wählen, die den 
Problemen adäquat erscheinen. Aber 
das bringt auch Verpflichtungen: die 
theoretischen Ansätze müssen ausge­
wiesen und selbst besprochen werden, 
nämlich ihr Zusammenhang mit den 
Fragestellungen. 

In mehreren Beiträgen wird das ge­
macht, was einen wesentlichen Fort­
schritt gegenüber dem Band aus dem 
Jahr '74  darstellt. Müller macht dies 
etwa in seinem Aufsatz über das Par­
teiensystem, Haerpfer in dem über das 
Wahlverhalten, Talos über Sozialpart­
nerschaft bzw. Sozialpolitik, Plasser 
in dem über Massenmedien. Auch im 
Aufsatz über Wirtschaftsmacht und 
politischen Einfluß oder dem über die 
Landwirtschaft wird von theoretisch 
formulierten Problemstellungen aus­
gegangen. Das gilt auch für die Arbeit 
von Traxler über Gewerkschaften und 
Unternehmerverbände. Allerdings 
fürchte ich, daß diese Arbeit zu spezi­
fisch theoretisch ist, zu wenig einen 
Überblick über die laufende Diskussi­
on gibt. Auch der Aufsatz über Justiz­
politik von Pilgram und Stangl ist sy­
stematisch theoretisch und dabei sehr 
interessant, aber zentrale Aspekte des 
politischen Geschehens, sowohl die 
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Themen als auch die Akteure betref­
fend werden nicht behandelt - z. B.  
Strafvollzug, Bedeutung der Massen­
medien, der betroffenen Gewerkschaft 
usw. Man hat den Eindruck, die bei­
den Autoren haben einen Aufsatz zu 
einem Thema geschrieben, das sie jetzt 
gerade wissenschaftlich beschäftigt. 

In vielen der Arbeiten aber dominie­
ren Beschreibungen, wobei zwei Vor­
gangsweisen vorherrschen: erstens, die 
Schilderung der formalen Struktur 
von Institutionen; zweitens, die Dar­
stellung eines historischen Ablaufes. 
Die erste Tendenz zeigt, daß die Poli­
tikwissenschaft in Österreich noch im­
mer sehr stark von Juristen - vor allem 
von Spezialisten des öffentlichen 
Rechtes - dominiert wird. An den Uni­
versitäten Graz, Linz und an der juri­
dischen Fakultät Innsbruck ist Poli­
tikwissenschaft an den Instituten für 
öffentliches Recht angesiedelt, an der 
Universität für Bodenkultur vertritt 
ebenfalls ein Professor des öffentli­
chen Rechtes die Politikwissenschaft, 
nur an den Universitäten Wien, Salz­
burg und der SOWI Fakultät Inns­
bruck sind die beiden Fächer institu­
tionell getrennt. 

Die Folgen dieser Dominanz sind an 
entsprechenden Arbeiten deutlich zu 
sehen. Sie sind meist sehr präzis und 
fundiert bei der Darstellung der Insti­
tutionen, aber dann kommen nur we­
nige Bemerkungen zu den im engeren 
Sinn politikwissenschaftlichen Fra­
gen. H. Fischer etwa bemerkt zwar, 
daß es Spannungen zwischen den Par­
lamentsfraktionen und der Parteifüh­
rung bei den Regierungsparteien gibt ­
er wird das wohl wissen - aber worin 
sich diese Spannungen äußern, welche 
Interessen die Abgeordneten im Un­
terschied zur Regierungsfraktion und 
dem Parteivorstand vertreten, ob es 
den Abgeordneten gelingt, Änderun­
gen zu erwirken, zu all diesen Fragen 
gibt es keinen Hinweis. Das ist mögli­
cherweise kein Fehler von Fischer, 
wahrscheinlich gibt es keine theorie­
geleitete empirische Untersuchung der 
Gesetzgebung in Österreich. (In dem 
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Buch " Staatliche Sozialpolitik in 
Österreich" von Ttllos finden sich eini­
ge Hinweise über die Unterschiede 
zwischen den Regierungsvorlagen und 
den endgültigen Gesetzen in der Sozi­
alpolitik.) 

Ein anderes Beispiel für diese Ten­
denz ist der Artikel von Heinrich und 
Welan über die Gerichtsbarkeit. Ne­
ben einer knappen und klaren Darstel­
lung der Struktur der Gerichtsbarkeit 
finden sich einzelne im engeren Sinn 
sozial- und politikwissenschaftliche 
Feststellungen, ohne sie zu evaluieren. 
Für die Behauptungen etwa, daß die 
Unterschicht stärker von der Strafge­
richtsbarkeit betroffen ist als der Rest 
der Bevölkerung, wird auf ein Ge­
spräch mit einem Soziologen verwie­
sen. Gibt es keine Untersuchungen, 
oder kennen sie die Autoren nicht? 
Ferner wird behauptet, daß die Judi­
katur des Verfassungsgerichtshofs im 
Bereich der Grundrechte etatistischen 
und sozialistischen Tendenzen entge­
genkommt, im sogenannten "Über­
baubereich" aber Liberalisierungsten­
denzen unterstützt. Ob das stimmt, 
weiß ich nicht, - gehören die Regelung 
der Ladenschlußzeiten oder der Taxi­
konzessionen zum "Überbau"? - aber 
solche Behauptungen müssen begrün­
det werden und sollten der Ausgangs­
punkt für zukünftige Forschung sein. 
Noch stärker ist die Reduktion der Po­
litikwissenschaft auf das rechtlich-or­
ganisatorische in den Artikeln über 
den Rechnungshof und die Arbeiten 
über die Institutionen der Länder, wo­
bei die ersten vier Artikel über die 
Länder weitgehend identische Infor­
mationen enthalten. Es wäre ein leich­
tes gewesen, sie zu einer gemeinsamen 
Arbeit zu vereinen. Neisser's Arbeit 
über die Verwaltung zeigt zudem, daß 
nicht immer alle relevanten Arbeiten 
zum Thema berücksichtigt wurden. In 
seinem Aufsatz kommt das Thema der 
sozialen Differenzierung durch Han­
deln der Verwaltung nicht vor. Die von 
E. Kreisky geleiteten Untersuchungen 
zu diesem Thema finden sich nicht 
einmal im Literaturverzeichnis. 
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Die Darstellung der Österreichischen 
Politik gemäß historischer Beschrei­
bungen findet sich vor allem in den 
Arbeiten über die Minderheitenpoli­
tik, in sämtlichen Arbeiten zur Außen­
politik, zur Industriepolitik, zur Um­
weltpolitik und über die Energiepoli­
tik, über die Arbeiterkammer, über die 
politische Kultur der Bevölkerung. 
Die Nachkriegsentwicklung Öster­
reichs wird in mehrere Perioden einge­
teilt und die Entwicklung geschildert. 
Es wird dabei Österreich 1 990 mit 
Österreich 1 980, 1970,  1960 . . .  vergli­
chen. Die guten Aufsätze, die in dieser 
Perspektive geschrieben wurden, lie­
fern interessante Erkenntnisse. Man­
che bringen aber nicht mehr als eine 
Rekapitulierung von Ereignissen. Für 
eine theoretische Untersuchung wäre 
das eher ein Ausgangspunkt für weite­
re Forschungen. Ein Blick über die 
Grenzen, ein Vergleich mit anderen 
Ländern wäre dazu ein erster Schritt. 
Für die wissenschaftliche Behandlung 
der Österreichischen Politik muß man 
wissen, was spezifisch österreichisch 
ist an der Politik und welche Muster 
sich auch in anderen Ländern finden. 

Man bekommt beim Lesen der Arti­
kel den Eindruck, daß die Politikwis­
senschaft in Österreich noch immer 
ein sehr geringes akademisches Eigen­
leben hat. Bis auf wenige Ausnahmen 
sind die Autoren mit der Politik un­
mittelbar und nicht mit Theorien über 
Politik beschäftigt. Man wendet sich 
nicht an eine politikwissenschaftlich 
vorgebildete Öffentlichkeit, eher an 
Außenseiter des Faches, an Ausländer, 
die sich mit Österreich beschäftigen, 
und an Studenten. Das hat den Vorteil 
der leichten Lesbarkeit und der Infor­
mationsfülle und dafür muß das Buch 
wirklich gelobt werden. 

Viele der gebotenen Informationen, 
besonders die Institutionen betref­
fend, sind aber für alle, die Politik in 
Österreich verfolgen wenig interes­
sant. Die Stellung des Bundespräsi­
denten, des Parlamentes, das verfas­
sungsmäßige Verhältnis von Regie­
rung und Parlament etc. kennt man ab 
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einem gewissen Lebensalter, wenn 
man seine Informationen nicht nur aus 
den noch immer existierenden Klein­
formaten bezieht. 

Unangenehm fand ich die politi­
schen Ratschläge und die Äußerung 
von politischen Engagement in man­
chen der Artikel. Es wäre Aufgabe der 
jeweiligen Herausgeber gewesen, hier 
korrigierend einzugreifen. Über die 
Kirche wird etwa festgestellt, daß in 
ihr die "gottzentrierte Dimension" der 
Religiosität gepflogen werden sollte, 
und daß es "wünschenswert und nötig 
wäre, daß die Kirche (sich) nicht nur 
um die 1 0  bis 20 Prozent Verängstigt­
Religiös-Autoritären" kümmert. 
Gstettner diskutiert das Schulwesen 
ausschließlich unter dem Gesichts­
punkt der Vermittlung und Einübung 
von sozial angepaßtem Verhalten und 
der Organisierung gesellschaftlicher 
Segregation. Selbstverständlich ist er 
dagegen. Um Fakten kümmert er sich 
nicht, denn die einzige gerraue empiri­
sche Angabe, die er macht, wider­
spricht einem darüber stehenden Satz. 
Er behauptet nämlich, daß es auch in 
den letzten Jahrzehnten zu keiner 
quantitativen Ausweitung der höheren 
Bildung gekommen ist und schließt 
daran eine Tabelle, in der steht, daß es 
innerhalb von 15  Jahren einen Anstieg 
um 50 Prozent des Jahrgangsanteil in 
den höheren Schulen gegeben hat. Im 
Artikel über Energiepolitik wird von 
überhöhten Sozialleistungen an die 
Beschäftigten in der Energiewirt­
schaft gesprochen, und damit wohl 
ausgedrückt, daß sie zu hoch waren ­
gemessen woran? Mir hätte die Fest­
stellung genügt, daß sie hoch sind. Es 
gab ja auch einmal die politische Vor­
stellung, daß diese Bereiche der Wirt­
schaft Vorreiterfunktion für die Sozi­
alpolitik haben sollen. Gelegentlich 
stößt man auf wirklich ärgerliche Sät­
ze, so etwa in dem Aufsatz über Min­
derheitenpolitik Dort steht in Bezug 
auf den Staatsvertrag: "Das Wiederer­
stehen des Österreichischen Staates im 
Jahr 1955 . . .  " Es ist wirklich 1955 ge­
meint ! So etwas darf nicht passieren. 
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Derartige Schlampereien sind eine 
Lieblosigkeit sowohl der Autoren als 
auch der für diesen Teil verantwortli­
chen Herausgeber. 

Die Wortwahl und auch einige der 
Aussagen zeigen in manchen Fällen 
ein unreflektiertes Naheverhältnis 
zum politischen Journalismus. Mehr­
fach wird das Wort "politisch" im Sin­
ne von gruppenspezifisch oder partei­
politisch verwendet. Dies ist umso be­
dauerlicher, als in der Einleitung aus­
drücklich die Begriffe "polity" ,  "poli­
tics" und "policy" unterschieden wer­
den. Im Artikel über Umwelt wird von 
Wirtschaftsinteressen gesprochen, 
wenn Interessen der Unternehmen ge­
meint sind. Vollkommen unreflektiert 
wird das Wort "bürgerlich" verwen­
det. Ist das das nicht-sozialistische 
Lager? Das potentielle Klientel der 
ÖVP? Sind das die nicht proletari­
schen Schichten? Es wäre Aufgabe der 
Politikwissenschaft diesen geläufigen 
aber sehr schwammigen Begriff zu un­
tersuchen - zumindest dann, wenn 
man davon ausgeht, daß die Öster­
reichische politische Welt nicht in ein 
proletarisch-sozialistisches Lager und 
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den Rest zerfällt. Es ist erstaunlich, 
wie sehr die ideologische Welt des 
Austromarxismus noch nachwirkt. 
Kramer und Höll sprechen von einer 
"Verkrustung sozialer und wirtschaft­
licher Strukturen" . Was ist darunter 
zu verstehen - daß es noch immer eine 
Sozialversicherung gibt, eine restrik­
tive Gewerbeordnung? Wahrschein­
lich wäre mir diese Behauptung nicht 
aufgefallen, hätte ich sie nicht schon 
so oft gelesen oder gehört, daß ich 
mich fragte, was denn das heißt? 

Diese Kritiken an dem Buch sollen 
mehr sein als Nörgeleien, aber es ist 
wichtig, daß dieser Band erschienen 
ist. Dreiundfünfzig Autoren auf einen 
Nenner zu bringen, ist ein Ding der 
Unmöglichkeit. Die guten Artikel zei­
gen, daß die Politikwissenschaft in 
Osterreich mehr zu sagen hat als vor 
1 7  Jahren. Der Band dokumentiert 
aber auch, daß in weiten Bereichen 
kaum systematische Arbeiten existie­
ren. Die Notwendigkeit verstärkter 
politologischer Forschung wird deut­
lich. 

Peter Rosner 
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1. Zitierweise im Verzeichnis der Literatur 

a) Monographie: 
Bsp. 1 :  
Esdar, Bernd, Kooperation in der Einkommenspolitik (Tübingen 
1980). 
Bsp. 2 :  (mehrere Autoren) : 
Chaloupek, Günther; Teufelsbauer, Werner, Gesamtwirtschaftliche 
Planung in Westeuropa (Frankfurt/New York 1987). 
Bsp. 3: (Teil einer Reihe) : 
Vogler-Ludwig, Kurt, Auswirkungen des Strukturwandels auf den 
Arbeitsmarkt (= ifo-Studien zur Strukturforschung 1, München 
1983). 

b) Artikel in Zeitschrift: 
Bsp. 4 :  
Reitzner, Rudolf N., Fusionskontrolle - ein Instrument der Wirt­
schaftspolitik, in: Wirtschaft und Gesellschaft 1 5/3 (1989) 407-422.  

c)  Artikel in Sammelband: 
Bsp. 5 :  
Lampert, Heinz, Bestimmungsgründe und Lenkungsfunktion 
branchenmäßiger und regionaler Lohnunterschiede, in: Arndt, 
Helmut (Hrsg.), Lohnpolitik und Einkommensverteilung (Berlin 
1969) 377-443. 

2. Anmerkungen erfolgen durch eingeklammerte Nummern im Textteil 
und Auflistung im Anschluß an das Textende, wobei Kurzbelege in 
folgender Weise zu verwenden sind: 
1 .  Esdar (1980) 37  ff. 
2. "Seit de Gaulle legte die Rechte großen Wert darauf, ein ausgegli­

chenes Budget vorweisen zu können. " In: Chaloupek, Teufelsbauer 
(1987) 97 .  

3. Vogler-Ludwig (1983) 16 .  
4. Reitzner (1989) 409 f. 
5. Lampert (1969) 401 .  
6 .  Ebd. 441. 
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